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Sehr geehrte Frau Ministerin Dreyer,
sehr geehrter Herr Amrhein,
sehr geehrter Herr Novy-Huy,
sehr geehrte Referentinnen und Referenten,
meine sehr verehrten Damen und Herren,

ich darf Sie herzlich im Rathaus begrüßen und freue mich, dass Sie
Mainz als Austragungsort dieser Veranstaltung ausgewählt haben.
Dieser Fachtag „Mehr als Wohnen“ befasst sich mit einem Handlungs-
feld, dem gemeinschaftlichen Wohnen, das für unsere Gesellschaft und
vor allem für die Kommunen vor dem Hintergrund einer stetig alternden
Einwohnerschaft und dem damit einhergehenden demographischen
Wandel mehr und mehr an Bedeutung gewinnt.

Unser gesellschaftliches Gefüge ist vielfältigen Veränderungen unter-
worfen, auf die wir reagieren müssen. Dem demographischen Wandel
können wir uns nicht entziehen, denn er ist längst schon Realität und ver-
langt von uns Strategien für die Zukunft. Wir sollten dieses Phänomen
daher als eine wichtige und notwendige Herausforderung ansehen, die
uns abverlangt, den Lebensraum Kommune kontinuierlich weiter zu ent-
wickeln. Konkret bedeutet dies, dass wir ein Umfeld schaffen und erhal-
ten müssen, in dem die unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen
ihren Platz finden, in dem Verantwortung für die Gemeinschaft und die
Entfaltung individueller Bedürfnisse in einem gesunden Verhältnis zuein-
ander stehen. Die zentralen Begriffe, unter denen sich dieses Anliegen
subsumieren lässt, sind für mich dabei die Sicherung von Lebensqualität,
der soziale Ausgleich zwischen den Bevölkerungsgruppen und die
Möglichkeit der Teilhabe für die Menschen, die in einer Kommune
zusammenleben. Doch um sich einer solchen Aufgabe zu stellen, bedarf
es einer Analyse der aktuellen Verhältnisse. Wir müssen wissen, wo wir
stehen und wo die Bedarfe liegen, um Handlungsoptionen für die Zukunft
entwickeln zu können.

Dieser Einsicht folgend hat sich die Stadtverwaltung Mainz bereits früh-
zeitig mit dem Phänomen der demographischen Entwicklung befasst und
entsprechend Entwicklungsziele angestrebt, so u.a. in der Wohnraum-
planung und der Ausgestaltung eines familienfreundlichen Umfelds in
unserer Stadt. Um die gesellschaftlichen Entwicklungen in einem breit
angelegten Kontext zu erfassen, hatte der Mainzer Stadtrat schließlich
im Jahr 2005 den Beschluss zur Bildung einer interfraktionellen Arbeits-
gruppe „Demographischer Wandel“ gefasst. Die AG, der Mitglieder der
Stadtratsfraktionen, der Verwaltungsspitze wie auch Mitarbeiter der
Stadtverwaltung und externe Experten angehörten, hat über mehrere
Monate hinweg an einer Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Situa-
tion gearbeitet. Davon ausgehend wurden Handlungsperspektiven und
Empfehlungen für die Zukunft entwickelt.

Auf der Basis von empirischen Daten zur Bevölkerungsentwicklung konn-
te zunächst festgestellt werden, dass die Stadt Mainz langfristig leicht

schrumpfen und zunehmend älter wird – was angesichts des bundesweit
zu beobachtenden Trends nicht verwundern mag. Parallel dazu sind aber
auch Tendenzen zu beobachten, dass einerseits mehr jüngere Familien
mit mittlerem Einkommen ins rheinhessische Umland abwandern, wohin-
gegen vermehrt Studierende und Menschen mit Migrationshintergrund
zuziehen. Langfristig würde das bedeuten, dass wir erhebliche Verschie-
bungen in der Bevölkerungsstruktur verzeichnen müssten. Angesichts
dieser Prognosen wird klar, dass Handlungsbedarf besteht. Eines der ins-
gesamt 6 Themenfelder, die bei der städtischen Untersuchung im Fokus
des Interesses standen, befasste sich mit dem Aufgabengebiet „Alte-
rung/Seniorenfreundliches Mainz“. Dass dieser Bereich nicht isoliert
betrachtet werden kann, sondern dass dabei Überschneidungen vor al-
lem mit den Themenkomplexen „Wohnen“, „Anpassung der Infrastruk-
tur“, aber auch mit den Feldern „Familienfreundlichkeit“ und „Wirt-
schaft“ zu beobachten sind, zeigt, dass wir es mit einem übergreifenden
Phänomen zu tun haben, das umfassender Problemlösungen bedarf.

Die Erkenntnisse, zu denen die Mitglieder der Arbeitsgruppe zum The-
ma „Alterung / Seniorenfreundliches Mainz“ gelangt sind, möchte ich
Ihnen kurz und schlaglichtartig vorstellen, da sie in vielerlei Hinsicht
Prozesse offen legen, wie wir sie vielerorts in Deutschland antreffen.
Zunächst die Grunddaten: Ein knappes Viertel der Bürgerschaft ist 60
oder älter, wobei die Verteilung dieser Bevölkerungsgruppe zwischen
den einzelnen Stadtteilen sehr unterschiedlich ist. Eine Entwicklung,
der wir mit gezielten lokalen Handlungskonzepten begegnen müssen,
um der Überalterung einzelner Quartiere mit möglichen negativen Fol-
gen einer Verschlechterung der Infrastruktur entgegenzuwirken. Etwa
ein Fünftel der Senioren in Mainz ist 80 oder älter, was insofern we-
sentlich ist, als in dieser Altersgruppe das Risiko der Hilfe- und Pflege-
bedürftigkeit ansteigt und wir für entsprechende pflegerische Dienste
Vorsorge treffen müssen.

Im Allgemeinen gestaltet sich die Wohn- und Lebenssituation der älte-
ren Menschen sehr unterschiedlich, was beweist, dass viele Menschen
individuelle Lösungen suchen und finden, um ihre Eigenständigkeit und
Aktivität im Alter zu bewahren. Gleichwohl werden diese Entscheidun-
gen durch sehr unterschiedliche Faktoren bestimmt oder eingeschränkt,
angefangen bei den finanziellen Möglichkeiten, über die gesundheitliche
Verfassung bis hin zu familiären Rahmenbedingungen. Generationen-
übergreifende Familienverbände in häuslicher Gemeinschaft sind heute
fast schon zur Seltenheit geworden. Die moderne Arbeitswelt fordert
den Erwerbstätigen eine nie da gewesene Flexibilität ab, die häufig Orts-
wechsel zur Folge hat. Klassische Haushaltsformen, in denen drei oder
mehr Generationen einer Familie zusammenwohnen, kommen im städti-
schen Umfeld immer seltener vor, was sicher auch daran liegt, dass es
immer mehr Alleinerziehende oder auch sogenannte Patchworkfamilien
gibt. Gesellschaftliche und soziale Vorgänge dieser Art verstärken natür-
lich auch die Probleme der demographischen Entwicklung. Umso mehr
gilt es, auf diese Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur einzugehen

Kurt Merkator
Dezernent für Soziales, Jugend und Finanzen der Stadt Mainz
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und entsprechende Konzepte zu entwickeln. Das betrifft zunächst die
Bereitstellung von erschwinglichem Wohnraum. Gerade auf dem Gebiet
des seniorengerechten Wohnens hat das städtische Unternehmen Wohn-
bau Mainz GmbH einige wegweisende Initiativen eingeleitet. In den letz-
ten Jahren wurde ein großer Wohnungsbestand barrierefrei eingerichtet,
so dass ältere Menschen die Möglichkeit haben, möglichst lange ihre
häusliche Eigenständigkeit zu erhalten. 

In der privaten Wohnungswirtschaft setzt sich dieser Ansatz trotz unter-
nommener Anstrengungen der Stadt Mainz, für diese Form des Woh-
nungsbaus zu werben, erst allmählich durch. Und das, obwohl in diesem
Segment eine wachsende Nachfrage zu erwarten ist, nicht zuletzt, da
Barrierefreiheit auch ein Standard ist, der dem familiengerechten Bauen
entgegenkommt. Vor diesem Hintergrund begrüße ich ausdrücklich die
Anstrengungen, die das Land Rheinland-Pfalz schon seit Jahren u.a. mit
seiner Beratungsstelle „Barrierefrei Bauen + Leben“ unternimmt. Flan-
kierend zu dieser überörtlichen Initiative haben wir uns in Mainz vorge-
nommen, durch verstärkte Öffentlichkeitsarbeit für innovative Bau- und
Wohnformen zu werben und über öffentliche Förderprogramme zu infor-
mieren. Zurück zur Wohnbau Mainz: Das Unternehmen hat im Jahr 2006
im Stadtteil Gonsenheim die Seniorenwohnanlage Franz Stein Haus und
in diesem Jahr eine weitere Seniorenwohnanlage, das Weifert-Jantz-
Haus, eröffnet. Allein letztere verfügt über 74 behindertengerechte
Zwei-Zimmer-Apartments. Großzügig angelegte Gemeinschaftsräume
bieten in beiden Häusern die Möglichkeit zu gemeinschaftlichen Unter-
nehmungen und Veranstaltungen der Bewohner. Darüber hinaus können
die Senioren das Betreuungsprogramm „LebensStil“ der Wohnbau in
Anspruch nehmen, dessen Leistungsangebote von Hauswirtschafts- und
Einkaufdiensten bis zur Vermittlung von ambulanten Pflegediensten rei-
chen.

Unterstützende Leistungen wie diese sind für das Wohnen im Alter von
integraler Bedeutung, um Seniorinnen und Senioren zu helfen, so lange
wie möglich ihre Selbständigkeit – idealerweise in ihrer gewohnten
häuslichen Umgebung – und damit eine würdevolle Lebensgestaltung zu
bewahren. In Mainz ist es daher unser Ziel, das gut funktionierende
System unserer derzeit 25 ambulanten Pflegedienste zu erhalten, zu-
gleich aber auch private Netzwerke zu fördern, die z.B. auf dem Wege
der Nachbarschaftshilfe aktiv sind, um so eine Entlastung für Pflegebe-
dürftige und ihre Angehörigen zu erreichen.

Neben der Stärkung der Pflegeinfrastruktur und der Unterstützung der
in diesem Bereich professionell agierenden Institutionen wollen wir in
Mainz künftig noch stärker die allgemeinen Rahmenbedingungen für
ein seniorengerechtes Wohnumfeld verbessern. Das beginnt bereits bei
der Planung der Wohnbebauung und der Ansiedlung von Geschäften in
den jeweiligen Stadtteilen. Aufgrund ihrer häufig eingeschränkten Mo-
bilität ist es für ältere Menschen besonders wichtig, eine wohnortnahe
Versorgung mit den Waren und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs
vorzufinden, aber auch einen funktionierenden ÖPNV nutzten zu kön-
nen. Gleichermaßen müssen wir für wohnortnahe Erholungsmög-
lichkeiten sorgen. Diese Veränderungen kommen natürlich auch
Familien zugute. So besteht beispielsweise auch die Vorstellung, die
Spielflächen und Naherholungsmöglichkeiten in den städtischen
Quartieren generationenübergreifend zu gestalten, um so das Mitein-
ander der Generationen zu fördern. Gerade in den letzten Jahren wur-
den durch das Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ einige Maßnah-
men realisiert, die in dieser Richtung wirken. Diese Projekte sollen
langfristig auch ein gelingendes Zusammenwirken der Generationen
ermöglichen.

Beispielhaft möchte ich hierbei das Mehrgenerationenhaus „Römerquel-
lentreff“ in Mainz-Finthen erwähnen, ein Projekt, das im Rahmen der
„Sozialen Stadt“ entwickelt wurde und das nach dem Auslaufen des
Programms in einer gemeinsamen Trägerschaft der Stadt Mainz, des Dia-
konischen Werks und dem Verein Römerquellentreff erfolgreich weiter
betrieben wird. Bewohner aller Altersgruppen begegnen sich regelmäßig
im „Römerquellentreff“ und beteiligen sich an der Gestaltung vielfältiger
Angebote für Jung und Alt. So gibt es einerseits ein professionelles
Beratungsangebot für Familien, Schwangere und Menschen mit Migra-
tionshintergrund, aber auch Angebote, die in ehrenamtlicher Arbeit von
den Bewohnern betreut werden. So sei hier, neben anderen Aktivitäten,
die Hausaufgabenbetreuung erwähnt, die von älteren Bewohnern des
Viertels durchgeführt wird.

An diesem Beispiel zeigt sich, dass die Kompetenz und die Einsatzbe-
reitschaft der „jungen Alten“ ein wichtiges Potenzial für unsere Gesell-
schaft ist, dem wir durch die Förderung ehrenamtlicher Arbeit verstärkt
zur Entfaltung verhelfen sollten. In Mainz erreichen wir dies auf dem
Wege der aktiven Unterstützung und Koordinierung des Ehrenamts
durch das Mainzer Freiwilligen Zentrum. Aber auch in Aktionen wie
dem „Generationengespräch“ (Diskussionsrunden mit Senioren und
Schulklassen) oder in schulischen und privaten Projekten wird die
Begegnung von Jung und Alt gefördert (z.B. „Helfende Hände“, Ein-
kaufsdienste für ältere Menschen durch Jugendliche des Berliner
Viertels). 

Während das Miteinander der Generationen auf dem Gebiet des Ehren-
amts schon vielerorts Früchte trägt, befindet sich das Modell des gene-
rationsübergreifenden Wohnens (außerhalb der Familie) in Mainz jedoch
noch in den Anfängen. Allerdings gibt es in diesem Bereich innovative
Ansätze. So sei hier die DRK-Beratungsstelle „LebensWohnraum“ ge-
nannt, die sich in besonderer Weise für die Förderung des gemeinschaft-
lichen und generationenübergreifenden Wohnens einsetzt. Darüber hin-
aus hatte die Landeszentrale für Gesundheitsförderung im Jahr 2006 das
Projekt „Wohnen für Hilfe“ ins Leben gerufen. Angebote dieser Art sind
vor allem in Universitätsstädten vorzufinden und sollen es Studierenden
oder Auszubildenden erleichtern, Wohnraum zu finden. Senioren mit ent-
sprechend großen Wohnungen stellen dabei Räume zur Verfügung,
wobei die „Miete“ durch die jüngeren Mitbewohner in Form von Hilfe-
leistungen bezahlt wird. Diese Projekte illustrieren, dass es Möglich-
keiten gibt, wie gemeinschaftliches Wohnen auch über Generationen-
grenzen hinweg gelingen kann. Leider sind diese Maßnahen jedoch –
zumindest aus Mainzer Sicht – noch Einzelerscheinungen, die nur be-
grenzt genutzt werden. 

Im Sinne einer gedeihlichen gesellschaftlichen Entwicklung ist es nur
wünschenswert, dass Konzepte und neue Ideen für ein gemeinschaftli-
ches Zusammenleben, das „Mehr als Wohnen“ ist, mehr Beachtung
erfahren. Vor diesem Hintergrund erhoffe ich mir vom heutigen Fachtag
neue Impulse und bin davon überzeugt, dass Sie, meine sehr geehrten
Damen und Herren, dazu beitragen, dass dieses Thema stärker in die
Öffentlichkeit getragen wird. Für das Zustandekommen des Fachtags
möchte ich dem Projektebüro „Dialog der Generationen“ als Ausrichter
wie auch den Förderern dieser Veranstaltung herzlich danken. Gleicher-
maßen darf ich den Mitwirkenden danken, die den heutigen Tag mit ihren
Beiträgen gestalten. Ihnen wünsche ich viel Erfolg und den zahlreichen
Gästen, die sich bei uns im Rathaus eingefunden haben, wünsche ich
interessante Einblicke und viele neue Anregungen zum Thema „Gemein-
schaftliche Wohnformen“.
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Malu Dryer
Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen
des Landes Rheinland-Pfalz 

Sehr geehrter Kurt Merkator,
herzlichen Dank für die freundliche Begrüßung hier im 
Rathaus der Stadt Mainz,
sehr geehrter Herr Amrhein,
sehr geehrter Herr Novy-Huy,
sehr geehrter Herr Dr. Göschel,
meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich freue mich sehr, gemeinsam mit Ihnen diese bundesweite Fachtagung
zu Perspektiven des gemeinschaftlichen Wohnens hier in der rheinland-
pfälzischen Landeshauptstadt zu eröffnen, und heiße Sie alle herzlich
willkommen. Besonders begrüßen möchte ich die zahlreichen Referen-
tinnen und Referenten, die mit ihren Beiträgen in den 6 Foren und im
Podiumsgespräch wesentlich zum Gelingen dieser Tagung beitragen. 

„Mehr als Wohnen“ – der Titel der Tagung veranschaulicht, dass Wohnen
nicht nur einen geschützten persönlichen Raum meint, sondern dass mit
Wohnen mehr verbunden sein sollte. Dazu gehören vor allem Selbst-
bestimmung und gegenseitige Unterstützung, das Gefühl, sich auch in der
Nachbarschaft, im Viertel, im ganzen soziokulturellen Umfeld wohl zu
fühlen – auch dort zu Hause zu sein. Und dazu gehört natürlich auch eine
gute Infrastruktur für den täglichen persönlichen Bedarf.

Die zahlreichen Projekte, die heute vorgestellt werden, vor allem die
spannenden Beispiele aus Österreich, Holland, Spanien und Schweden,
weisen uns Wege in die Zukunft des Wohnens, die in diesen Projekten
schon beispielhaft gelebt werden. Da das gemeinschaftliche Wohnen
aller Generationen für mich nicht nur eine wichtige politische Aufgabe
ist, sondern auch eine Herzensangelegenheit, habe ich die Schirmherr-
schaft für diese Veranstaltung besonders gern übernommen. Ich bin ge-
spannt auf die Ergebnisse und die Handlungsempfehlungen, die nicht nur
mir wichtige Anregungen geben werden. Ich freue mich vor allem, dass
diese Tagung von Partnerinnen und Partnern entwickelt wurde, die sich
dem Dialog der Generationen, dem gemeinschaftlichen Wohnen, der
kommunalen Gestaltung und der politischen Verantwortung für das
Zusammenleben von Jung und Alt widmen. Sie alle können stolz sein auf
das Programm und auf die große Resonanz.

Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer möchte ich herzlich einladen, sich
mit Ihren Erfahrungen einzubringen. Nutzen Sie die Fachtagung aber nicht
nur zur fachlichen Weiterbildung, sondern auch dazu, miteinander ins
Gespräch zu kommen.

Der demographische Wandel und Gemeinschaftliches Wohnen
Der demografische Wandel, meine sehr geehrten Damen und Herren, d.h.
der Rückgang der Geburten und die gestiegene Lebenserwartung werden
in Zukunft dazu führen, dass die Zahl der Menschen insgesamt kleiner
wird. Gleichzeitig wird sich die Altersstruktur der Bevölkerung deutlich
verändern, d.h. die Zahl der älteren Menschen wird zunehmen. Wir gehen

einer Gesellschaft des längeren Lebens entgegen. Dieser Trend ist –
zumindest für die nächsten 50 Jahre – unumkehrbar, selbst wenn die Zahl
der Geburten aufgrund verschiedener familienpolitischer Initiativen – ich
nenne das Elterngeld oder Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von
Beruf und Familie – wieder leicht steigt.

Was ich allerdings nicht glaube, ist, dass dieser demographische Wandel
zu der viel beschworenen „Vergreisung der Gesellschaft“ führen wird,
denn die älteren Menschen von heute und erst recht die von morgen sind
biologisch, sozial und auch psychisch deutlich jünger und aktiver als ver-
gleichbare ältere Menschen, die in der Mitte des 20. Jahrhunderts lebten.
Dennoch bleibt der demographische Wandel eine große Herausforderung. 

Für die Politik kommt es darauf an, die Infrastruktur dieses Landes, auch
die soziale Infrastruktur, auf die veränderten Bedarfe einzustellen. Die
Menschen leben länger und gesünder, wir haben heute schon eine aktive
Generation älterer Menschen. Gleichzeitig gibt es mehr Singlehaushalte.
Familienunterstützung ist aufgrund der notwendigen Mobilität in der
Arbeitswelt vor Ort nicht immer möglich. In dieser Situation ist es wichtig,
die Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen älterer Menschen für das
gesellschaftliche Zusammenleben und für die gesellschaftliche Entwick-
lung zu nutzen. 

Der demographische Wandel bringt in den nächsten zwanzig Jahren auch
deutliche Veränderungen für das Wohnen. Die meisten Menschen wollen
so lange wie möglich eigenständig und selbstbestimmt in den eigenen vier
Wänden und dem vertrauten Wohnumfeld leben. Um das bis ins hohe Alter
und auch bei Pflegebedürftigkeit zu ermöglichen, brauchen wir eine gute
ambulante Infrastruktur. Haushaltsnahe Dienstleistungen müssen schrit-
tweise ausgebaut werden. Neue technische Entwicklungen unterstützen
ein selbstbestimmtes Leben zu Hause. Dabei geht es nicht nur um den
Hausnotruf, sondern um intelligente Systeme, die Jung und Alt unterstüt-
zen. Wohnqualität setzt neben den baulichen Maßnahmen auch bei der
Barrierefreiheit an. In Rheinland-Pfalz gibt es umfassende Regelungen zur
Barrierefreiheit in öffentlichen und größeren privaten Wohnanlagen.
Barrierefreiheit muss aber auch bei Sanierungen noch stärker zum Thema
werden, denn sie nützt allen – Familien, Älteren, Kindern und behinderten
Menschen. Auch das ganze Wohnumfeld muss barrierefrei gestaltet wer-
den. 

Vor Ort müssen Wohnungswirtschaft, Bewohnerinnen und Bewohner und
die Kommunen gemeinsam neue nachbarschaftliche Netzwerke zur gegen-
seitigen Unterstützung entwickeln. Chancen dafür bieten die Sanie-
rungsmaßnahmen von Wohnungsgesellschaften, das Programm „Soziale
Stadt“ und die Neugestaltungen von Ortskernen. Anlaufstellen im Quartier
können dafür Motor sein. Neue nachbarschaftliche Netzwerke werden die
Aufgabe haben, die frühere Großfamilie zu ersetzen. 
Die im Wohnumfeld vorhandene Infrastruktur ist wichtig für die Ent-
scheidung, ob ich dort auch im Alter leben kann. Ein guter ÖPNV, Einkaufs-

Grußwort:
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möglichkeiten, Ärzte, Apotheken, Kultur und Freizeiteinrichtungen und ein
soziales Miteinander sind wichtige Bausteine, um sich wohl zu fühlen.

Aktivitäten der Landesregierung
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir in Rheinland-Pfalz setzen
bewusst auf die Chancen, die eine Gesellschaft des längeren Lebens bie-
tet. Wir wollen Jung und Alt dabei unterstützen, ihre Kompetenzen und Er-
fahrungen zu nutzen. Wir wollen für alle selbstbestimmte Lebensformen
ermöglichen und die barrierefreie Gestaltung aller Lebensbereiche voran-
bringen. Wir tun das mit einem ganzen Katalog politischer Initiativen.
Einige davon aus den Aufgabenfeldern Generationendialog, Wohnen und
Pflege will ich kurz darstellen.

Zum Thema Generationendialog: Seit 2002 qualifizieren wir in Rhein-
land-Pfalz SeniorTrainerinnen und SeniorTrainer. Mit ihrem Engagement
haben diese Menschen in unserem Land schon sehr viel angestoßen und
neue Projekte im Gemeinwesen entwickelt. Bei der Entwicklung des bun-
desweiten Memorandums „Mitgestalten und Mitentscheiden – Ältere
Menschen in Kommunen“, das zum Bundesprogramms „Aktiv im Alter“ ge-
hört, war mein Ministerium Partner. Hier ist es unser Ziel, das Leitbild des
aktiven Alters in den Kommunen zu verankern und eine Bewegung für eine
aktive Rolle älterer Menschen in den Kommunen in Gang zu setzen. 

Mit dem Programm „Haus der Familie“ – Mehrgenerationenhaus in Rhein-
land-Pfalz – einem Modell für generationenübergreifende und integrierte
Dienste in Kommunen – wollen wir die familienbezogenen Angebote und
Leistungen räumlich unter einem Dach zusammenführen. Das Haus der Fa-
milie – Mehrgenerationenhaus Mainz-Finthen wird seine Arbeit im Forum
4 vorstellen. In vielen Kommunen entstehen Initiativen der Nachbarschaft,
z.B. als Genossenschaftsmodelle oder als Tauschringe: Initiativen wie
„Super 60“ in Kaisersesch oder die Solidargemeinschaft „Die Brücke“ in
Kastellaun, die wir mit einer Anschubfinanzierung unterstützen. 

Zum Thema Wohnen: Auch in diesem Bereich gibt es eine Vielzahl von
Aktivitäten der Landesregierung. Bereits seit 14 Jahren wird in Rheinland-
Pfalz Beratung zur Wohnungsanpassung und zum barrierefreien Bauen und
Wohnen angeboten. Besondere Unterstützung, d.h. eine professionelle
Begleitung, brauchen die neuen Wohnformen und gemeinschaftliche
Wohnprojekte. Wir haben die Beratungsangebote deshalb ausgebaut und
fördern inzwischen 4 Beratungsstellen und 9 Regionalstellen rund um das
Wohnen. 
Seit diesem Monat beteiligen wir uns auch an einem Modellprojekt des
Bundes. Das Projekt „Kompetenznetzwerk Wohnen – Neue Formen der
mobilen Beratung“ qualifiziert Freiwillige zu mobilen Beraterinnen und
Beratern und stärkt die Beratung für gemeinschaftliches Wohnen in
Rheinland-Pfalz. Das Projekt wird in Forum 3 vorgestellt.

Im September 2007 hat sich die „Landesarbeitsgemeinschaft Gemein-
schaftliches Wohnen in Rheinland-Pfalz“ gebildet, die sich als Lobby und
Selbstvertretung für die gemeinschaftlichen Wohnprojekte in Rheinland-
Pfalz versteht. Die LAG wird von uns finanziell unterstützt. Ich freue mich,
dass sich zwei spannende Wohnprojekte aus Rheinland-Pfalz in Forum 1
und Forum 5 vorstellen.
Das Finanzministerium und das Innenministerium haben viele Förder-
programme für den Wohnungsbau und die Entwicklung von Dörfern, Ge-
meinden und Städten entwickelt. Die Unterstützung gemeinschaftlichen
Wohnens ist ein Schwerpunkt.
Wir brauchen kompetente Ansprechpartner vor Ort, in den Sozialämtern,
Pflegediensten oder Seniorenbüros. Auch die Beratung zu baulichen
Fragen in den Kommunen muss verstärkt werden. Die Zusammenarbeit der

Professionen und Beratungsbereiche muss verbessert werden. Deshalb
haben wir mit zahlreichen Partnerinnen und Partnern das Kooperations-
forum „Gemeinschaftlich Wohnen in einer Gesellschaft des längeren Le-
bens“ gegründet. All diese Aktivitäten in Rheinland-Pfalz rund ums Woh-
nen und die Vernetzungsstrukturen werden im Forum 2 vorgestellt.

Nun noch einige Worte zur Pflege: Das Menschen selbstbestimmt
leben können – auch im Pflegefall – ist mir ganz besonders wichtig. Im
Rahmen meiner Initiative „Menschen pflegen“ fördern wir die Entstehung
von sozialen Netzwerken und bürgerschaftlichem Engagement im Umfeld
von Pflege. Im Zentrum steht das von den meisten älteren und pfle-
gebedürftigen Menschen gewünschte Ziel, so lange wie möglich zu Hause
gepflegt zu werden. In einer Woche findet hier in Mainz der 2. Pflegekon-
gress Rheinland-Pfalz unter dem Motto „Menschen pflegen – Sozial aktiv
vor Ort“ statt. Mit dem Motto wollen wir zum Ausdruck bringen, dass
Pflege genau dort erbracht werden muss, wo sie gebraucht wird. Pflege-
bedürftige und ihre Angehörigen sollen alle notwendigen Hilfen wohnort-
nah erhalten.
Die Entwicklung von Versorgungsstrukturen für pflegebedürftige Men-
schen in ihrem gewohnten Umfeld ist eine bedeutende politische Ziel-
stellung der Landesregierung. Deshalb habe ich im Mai dieses Jahres die
Expertise „Pflege und Betreuung im Wohnquartier“ in Auftrag gegeben.
Sie soll Anregungen für wohnortnahe sozialräumliche Unterstützung ge-
ben. Die Expertise wird im Rahmen des Pflegekongresses vorgestellt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese wenigen Stichworte
sollen genügen. Mir ist wichtig deutlich zu machen, dass sich die Lan-
desregierung Rheinland-Pfalz mit den Anforderungen des demographi-
schen Wandels aktiv und konstruktiv beschäftigt. Mein Anliegen ist es,
zukunftsfähige Strukturen des sozialräumlichen Gemeinwesens zu ent-
wickeln, selbstbestimmte Wohn- und Lebensformen auch bei Pflegebe-
darf zu ermöglichen und viele Menschen in Rheinland-Pfalz für das
gemeinschaftliche Wohnen zu gewinnen. Dafür kommt es darauf an, ver-
stärkt neue Wohnmodelle und Formen der Nachbarschaft, besonders
auch zur Betreuung und Pflege im Wohnquartier, zu entwickeln.
Ganz besonders freue ich mich darüber, dass Sie im Rahmen dieser Tagung
beispielhafte Modelle in den Bereichen Wohnen, Nachbarschaft und Ge-
meinwesen darstellen und damit zeigen, wie der demographische Wandel
positiv gestaltet werden kann. Damit alle, die heute nicht dabei sein kön-
nen, aber auch Politik, Verwaltung und alle Interessierten aus den vielen
Beispielen guter Praxis lernen können, werden wir die Ergebnisse der
heutigen Fachtagung dokumentieren.

Ich danke allen Beteiligten ganz herzlich dafür, dass es Ihnen gelungen ist,
diese Tagung mit so vielen Fachleuten aus ganz Europa zu organisieren. 

Mein besonderer Dank gilt
- Herrn Volker Amrhein mit dem gesamten Team des Projektebüros 

„Dialog der Generationen“ für die hervorragende Gesamtorganisation, 
- der Stadt Mainz für diese wunderbaren Tagungsräume, 
- der Stiftung trias für die finanzielle Unterstützung,
- dem Forum Gemeinschaftliches Wohnen und der Regionalstelle in 

Rheinland-Pfalz mit Frau Berit Herger für die Wohnimpulse und die 
Vorbereitung der Ausstellung sowie 

- der Landesleitstelle „Älter werden in Rheinland-Pfalz“ in meinem Haus
für die Organisation vor Ort.

Ihnen allen wünsche ich spannende Vorträge, intensive Debatten und
gute Gespräche in der rheinland-pfälzischen Landeshauptstadt Mainz.
Herzlichen Dank.
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Volker Amrhein
Projektebüro „Dialog der Generationen“

Sehr verehrte Frau Ministerin,
sehr geehrter Herr Merkator,
liebe Kooperationspartnerinnen und -partner,
meine Damen und Herren,

ich möchte Sie zum heutigen Fachtag „Mehr als Wohnen“ ganz herzlich
begrüßen.

Es freut mich sehr, dass wir wieder einmal in Mainz tagen, das für uns
Berliner immer eine Reise wert ist. Dafür gibt es viele Gründe. Für das
Projektebüro besonders stimulierend ist, dass aus Ihrer Stadt stets
wichtige Impulse für den Dialog der Generationen ausgegangen sind.

Ich erinnere mich an einen Kongress „Soziale Arbeit“, den die Uni
Mainz ausrichtete und der auf Generationenthemen fokussierte. Ich
denke an das Frauenlob-Gymnasium, in dem die erste Fachtagung des
Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement zur Öffnung der
Schulen stattfand, und an das Projekt „Alt hilft Jung“, das der verstor-
bene Prof. Ernst Müller zu einem wichtigen städtischen Netzwerk mit
bundesweiter Ausstrahlung machte. Erst in der vergangenen Woche
erhielt Wilhelm Hartmann für seine daran beteiligten Schulprojekte
das Bundesverdienstkreuz.

Man muss nur durch die Straßen Ihrer Stadt laufen, um weitere Beispiele
zu finden. Als ich gestern, am 11.11. gegen 11.11 Uhr, am Schillerplatz
vorüber kam, da wurde, kaum war der Count-down zur Fassenacht aus-
gezählt, auch schon heftigst geschunkelt. Das Lebensalter spielte dabei
keine Rolle. Und Herr Merkator musste in seiner Ansprache eigentlich
gar nicht auf die kulturelle Bedeutung der Fassenacht für die vorausge-
gangenen und nachfolgenden Generationen hinweisen – es war mit Hän-
den zu greifen. Das sind beste Voraussetzungen für unseren heutigen
Fachtag.

Eine kurze Erläuterung sei vorausgeschickt, um Ihnen den Hintergrund
der Veranstaltung etwas deutlicher zu machen. Denn sie ist für uns Teil
einer 3-jährigen Veranstaltungsreihe und gewissermaßen deren krönen-
der Abschluss. Die Städte Aachen, Magdeburg und Mainz waren und
sind Stationen dieser Reise. Dabei verband uns mit der Stiftung trias,
dem Forum Gemeinschaftliches Wohnen, den Sozialministerien der drei
Länder und den Partner/innen vor Ort das Anliegen, ein Zeichen zu set-
zen für neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens. Das ist einer der
aktuellen Schwerpunkte, den wir mit dieser Veranstaltung ins Licht der
Öffentlichkeit rücken möchten. 

Unsere Einrichtung vernetzt seit 11 Jahren bundesweit generationsver-
bindende Initiativen. Hervorgegangen aus einer Kampagne des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, die bereits 1993
die Wirkungen des demographischen Wandels auf unsere Gesellschaft
und vorzüglich das Verhältnis der Generationen in den Blick nahm,

haben wir anfangs in allen Bundesländern sogenannte Regionalgrup-
pentreffen organisiert, die mittlerweile zu stattlichen Länderforen aus-
gewachsen sind.

Das wurde möglich, weil der Dialog der Generationen mittlerweile in
der Gesellschaft angekommen ist. Dafür sprechen nicht nur das Wachs-
tum der Projekte-Landschaft, das aktuelle Aktionsprogramm Mehrge-
nerationenhäuser und die neuen Freiwilligendienste für alle Lebens-
alter. Dafür sprechen auch ein sich änderndes Bild vom Alter und ein
sich ebenfalls veränderndes Bild der Jugend. 

Gerontologen und Hirnforscher verwerfen das Defizit-Modell des
Alters und betonen seine Potenziale. Jugendforscher bescheinigen den
Jüngeren, entwicklungspsychologisch gesehen, eine größere Be-
wusstheit und auch frühere Reaktionen auf die sie betreffenden Pro-
blemlagen wie Jugend-Arbeitslosigkeit, Klimawandel, Staatsverschul-
dung u.a. Waren die 68er häufig schon in ihren 30ern, sind engagierte
Jugendliche heute gut 10 bis 15 Jahre jünger. Das scheint mir ein
bedeutsames Phänomen.

Wir erleben, als Dienstleister für die Projekte, häufig ein kooperatives
Miteinander, das sich neue Handlungsfelder und Themen erobert und
dazu beiträgt, im Kontakt mit Nachbarschaft, Schule, Kommune oder
Mehrgenerationenhäusern stabile Netzwerkstrukturen zu schaffen.
Auch Konflikte gehören in diese Zusammenhänge, werden aber als
selbstverständlicher Teil der gemeinsamen Arbeit, der gemeinsamen
Anliegen betrachtet und entsprechend offensiv behandelt.

Ich will einige Bereiche aufzählen:

• Begleitung junger Menschen beim Übergang Schule-Beruf 
(Mentoring),

• Community Organizing und Gemeinwesenarbeit,
• sozio-kulturelle Theaterarbeit, interkulturelle Verständigung,
• Gesundheitsprävention, Spiel- und Sportgruppen,
• gemeinschaftliche Wohnformen (über die wir heute noch intensiv 

sprechen werden),
• Begleitung Demenzkranker in Einrichtungen und Nachbarschaft, 
• Hospiz-Arbeit als generationsverbindendes Handlungsfeld,
• Zeitzeugenprojekte, die thematisch von der Konfliktbewältigung bis 

zu Ansätzen der Friedens- und Versöhnungsarbeit reichen,
• Begegnungsstätten mit Angeboten, Dienstleistungen und 

Selbsthilfe-Initiativen für alle Generationen (Mehrgenerationen-
häuser, Nachbarschaftshäuser),

• lebenslanges Lernen (mit einer zunehmend aktiven Rolle der 
Erwachsenenbildung) und schließlich

• die Aufmerksamkeit, die Mehrgenerationenkonzepte auf der Ebene 
der Städte und Gemeinden erlangt haben und die sowohl durch 
Stiftungs-, Landes- und Bundesprogramme Unterstützung erfahren. 

Grußwort:
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Für unsere Einrichtung ist eine zusätzliche Ressource, dass jenseits der
Landesgrenzen viele gute Beispiele und Vorstöße gewagt werden, die
uns in Deutschland nützlich sind. Nicht zuletzt deshalb haben wir auch
heute eine kleine Runde europäischer Gäste eingeladen, von denen wir
uns speziell zum Thema „Gemeinschaftliches Wohnen“ Aufschlüsse
erhoffen.

Zum Schluss – wir haben viel Grund zu danken:

• nicht allein für die finanzielle Unterstützung durch das Ministerium 
und die Stadt Mainz, die uns diesen festlichen Rahmen beschert,

• für die kompetente inhaltliche und organisatorische Begleitung und 
den freundlichen Empfang, den Gabi Frank-Mantowski uns und den 
bereits gestern angereisten Akteuren bereitete,

• für die fachliche Unterstützung der Kooperationspartner und der vie-
len von nah und fern angereisten Referentinnen und Referenten, den
Verantwortlichen für die Moderation in den Foren, den Freiwilligen 
und Ehrenamtlichen, die sich an diesem Tag beteiligen und zu seinem
Gelingen beitragen.

• Nicht zuletzt auch ein herzliches Dankeschön all denen, die in der 
Küche und seitens der Technik für die Vorbereitungen des heutigen 
Tages verantwortlich sind. Ohne Sie alle würden wir heute nicht hier
stehen (und sitzen).

Ich möchte einen ganz besonderen Dank hinzufügen für eine Frau, die
heute nicht mehr bei uns sein kann. Die Mitorganisatorin und Anregerin
dieses Fachtages, die ehemalige Vorsitzende des Forums Gemeinschaft-
liches Wohnen – Gerda Helbig. Vor 2 Jahren rief sie mich an und sagte,
wir müssten uns treffen. Das Forum plane eine Reihe von Veranstaltun-
gen. Rheinland-Pfalz habe als erstes Bundesland Interesse signalisiert
und sie würde auch uns gern dabei haben. Das haben wir sofort zuge-
sagt, denn es bedeutete stets eine inhaltliche Herausforderung und
machte immer großen Spaß, mit ihr zu arbeiten. 

Gerda Helbig hat, nach 10 Jahren ehrenamtlicher Arbeit ohne einen
Pfennig Förderung, endlich die (auch finanzielle) Anerkennung der Arbeit
des Forums erstritten. Jetzt, mit über 80 Jahren, wollte sie sich endlich
wieder mehr um ihre Familie kümmern. Und es gehört zu den Unge-
rechtigkeiten des Lebens, verbunden mit der Empfindung „Es ist nicht
fair“, dass sie das jetzt nicht mehr tun kann. Sie starb Ende Oktober an
den Folgen einer schweren Krankheit. Sie hatte bis zuletzt noch ein kriti-
sches Auge auf die Planung unserer Tagung und vielleicht deshalb spüre
ich etwas wie Gewissheit, dass sie auch heute mit dabei ist. Auf die
eine oder andere Art ist sie es ganz bestimmt.

Frau Dahlmann vom Forum Gemeinschaftliches Wohnen hat draußen im
Foyer ein Bild von ihr aufgestellt. Diejenigen unter ihnen, die sie kann-
ten oder die das Bedürfnis dazu verspüren, haben auch Gelegenheit,
sich in ein Kondolenzbuch einzutragen.

Ich habe in einem Interview mit einer alten Dame einmal ein Zitat ent-
deckt, das mir heute in einem neuen Licht erscheint. Es lautet: „Ich lebe
nicht mehr in der Vergangenheit und noch nicht in der Zukunft – aber
beides lebt in mir.“

Ich danke Ihnen.

...Nur selten, nur beiläufig, ohne Aufdringlichkeit, ohne belehrende
Attitüde hat Gerda von diesen Eindrücken (ihrer langen Auslands-
aufenthalte, V.A.) in den großen, alten Demokratien des Westens
gesprochen, aber jeder der sie ein bisschen kannte und verstand,
wusste, was sie sagte, was sie mitteilen wollte, welche Botschaft
sie wie viele andere ihrer Generation weiter trug – die Botschaft von
bürgerlichen Tugenden eines ganz praktischen und alltäglichen Ein-
satzes für das Gemeinwesen und das Gemeinwohl, für ein verant-
wortungsvolles Alltagsleben, das sich immer im Bewusstsein voll-
zieht, nicht nur für sich, sondern immer auch für Andere zu leben,
ohne diese Anderen dadurch in ihren Freiheiten beschneiden zu wol-
len, wie es autoritäre Systeme in Indoktrinationen und Herrschafts-
ansprüchen so selbstgefällig und überheblich immer vollziehen. Dies
war die durch praktisches Handeln realisierte Botschaft ihrer Gene-
ration, verwirklicht in ihrer Persönlichkeit. Dies war die Botschaft,
man könnte sogar sagen, die Sendung, wenn das in den Ohren dieser
Generation nicht schon wieder viel zu pathetisch klänge, die Gerda
aus dem Ausland mitbrachte und die sie im „Forum für Gemein-
schaftliches Wohnen“ zur Lebenswirklichkeit werden ließ...

Aber bei allen Prägungen, die ein Mensch in seiner Biographie, in
seinen Werten und Überzeugungen aus seiner Zeit erfährt und wie-
derum zum Ausdruck bringt, geht er doch niemals ganz in diesen
Konstellationen auf. Immer wird es gut erkennbare Züge geben, die
einen Menschen darüber hinaus zum unverwechselbaren Individuum
werden lassen. Wir alle erinnern uns mit großer Zuneigung an solche
Facetten auch im Wesen Gerdas. Ihre feine Eleganz, ihr gewinnender
Charme, die sich noch in Zeiten ihrer Krankheit im zarten und unauf-
dringlichen Make-Up, in schlicht eleganter Kleidung manifestierten,
sagten jedem Menschen, der ihr begegnete, unmissverständlich,
dass er vor einer großen Dame stehe, die das Leben kennt und liebt,
der man nichts vormacht, die Anderen Zuneigung und Respekt zollt,
aber auch verlangt. Es war schwer, ihr etwas abzuschlagen, aber was
sie forderte, war erfüllbar, und man tat, was sie wünschte, um ihr zu
gefallen, aber auch, weil es einfach als das Vernünftige und Beste
erschien. Anerkennung wie Kritik wurden gleichermaßen leise wie
bestimmt geäußert. Aber beides „saß“, war nachvollziehbar und
gerecht... 

Dr. Albrecht Göschel
Auszug der Rede zur Trauerfeier für Gerda Helbig 

am 25. Oktober 2008 in Hannover
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Forum 3: BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT IN WOHNBERATUNG
UND NETZWERKARBEIT
Moderation: Berit Herger
Diplom-Padagogin und PR-Beraterin. Berit Herger hat nach dem Studium der Diplom-Pädagogik und praktischen Arbeit auf 
unterschiedlichen Ebenen im Sozialbereich eine Ausbildung zur PR-Referentin abgelegt. Heute verbindet sie die Erfahrungen 
aus Sozialarbeit, Erwachsenenbildung, Qualitätsmanagement und Journalismus in der Beratung und Öffentlichkeitsarbeit für 
Gemeinschaftliches Wohnen in Rheinland-Pfalz.

DRK-Beratungsstelle LebensWohnraum für Rheinland-Pfalz
Mitternachtsgasse 6 · 55116 Mainz
Tel.: 06131 - 269-33  /  Fax: 06131 - 269-81
E-Mail: lebenswohnraum@drk-mainz.de  /  Internet: www.drk-lebenswohnraum.de

Forum 4: WOHNPROJEKTE ALS KOOPERATIONSPARTNER VON
MEHRGENERATIONENHÄUSERN
Moderation: Harald Müller
*1950. Ministerialrat im Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen Rheinland-Pfalz (Jurist),
dort Referatsleiter Referat 655 (Soziale Beratung, Landesleitstelle „Älter werden in Rheinland-Pfalz“). Verheiratet, 2 Söhne.

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen Rheinland-Pfalz
Referat 655
Bauhofstraße 9
55116 Mainz
Tel.: 06131 - 165 330  /  Fax: 06131 - 16 17 53 30
E-Mail: harald.mueller@masgff.rlp.de

Forum 1: ENTWICKLUNG VON GEMEINSCHAFTLICHEN WOHNFORMEN
AM BEISPIEL
Moderation: Norbert Schäfer
Mitinitiator des Basiswohnprojektes Kaiserbacher Mühle, Klingenmünster mit seinen 36 Bewohner/innen. 
Er ist zudem einer der Sprecher der Landesarbeitsgemeinschaft Gemeinschaftliches Wohnen in Rheinland-Pfalz. 

Kaiserbacher Mühle GbR
Kaiserbacher Mühle
76889 Klingenmünster
Tel.: 06349 - 96 30 243
E-Mail: info@kaiserbacher-muehle.de
Internet: www.kaiserbacher-muehle.de 

Forum 2: BERATUNGSANGEBOTE FÜR NEUES WOHNEN
Moderation: Rainer Kroll
*1960. Diplom-Ingenieur Architektur, Industriekaufmann. Selbstständige Tätigkeiten im Bereich Landschaftsplanung, Stadt
planung, als Bauträger, in der Projekt- und Stadtentwicklung. Gründer und Geschäftsführer der „wohnprojekt+ beratung 
und entwicklung GmbH“. Entwicklung und Beratung Gemeinschaftlicher Wohnprojekte, Quartierslösungen, nachhaltige Dorf- 
und Stadtentwicklung. Mitglied im Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V., Projektleitung „Kompetenznetzwerk Neue 
Wohnformen im Alter – Mobile Beratung“ Förderprojekt des BMFSFJ.

wohnprojekt+ beratung und entwicklung GmbH 
Geschäftsführer Rainer Kroll und Holger Bollwerk · Pfinztalstr. 90 · 76227 Karlsruhe
Tel.: 0721 - 9419093 / Fax: 0721 - 9419094 / Mobil: 0171 - 3611189
E-Mail: r.kroll@wohnprojekt-beratung.de
Internet: www.wohnprojekt-beratung.de

Die Foren:
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Podium: EUROPÄISCHE INITIATIVEN FÜR GEMEINSCHAFTLICHES
WOHNEN UND ENGAGIERTE NACHBARSCHAFTEN
Moderation: Iris Marreel
*1963 in Fontainebleau (Frankreich). Magister Ethnologie und MPH. Seit 2001 Mitarbeiterin des Projektebüros „Dialog der 
Generationen“ in Berlin. Arbeitsschwerpunkte: Europäische und Internationale Vernetzung. 
Seit 2003 Mitglied des Management Committees des International Consortiums for Intergenerational Programme (www.icip.info).
Seit 2006 Redaktionsmitglied für ‚intergenerationelle Programme’ des Journal for Intergenerational Relationships 
(http://jir.ucsur.pitt.edu).

Projektebüro „Dialog der Generationen“
Fehrbelliner Str. 92 · 10119 Berlin
Tel.: 030 - 443 83 475 / Fax: 030 - 443 83 452 / E-Mail: dialog-der-generationen@pfefferwerk.de

Forum 5: WOHNINITIATIVEN IN ENGAGIERTER NACHBARSCHAFT
Moderation: Helene Rettenbach
Seit 25 Jahren freiberufliche Beraterin im Schwerpunkt Stadtteilentwicklung (Bewohnerbeteiligung) und  
Wohnen (Wohnberatung, gemeinschaftliches Wohnen) für Projektgruppen, Wohnungsunternehmen 
und Kommunen. 

PlanWerkStadt – Selbstbestimmt wohnen
Helene Rettenbach
Michelsberg 28
65183 Wiesbaden
Tel.: 0611 - 30 55 91
E-Mail: h.rettenbach@t-online.de  
Internet: www.planwerkstadt.de 

Forum 6: VON DEN GRENZEN DER BELASTBARKEIT –
HÄUSLICHE PFLEGE UND DIENSTLEISTUNG
Moderation: Gisela Wissing
*1944. 2 Töchter. Bildungsreferentin. Trauerbegleiterin. Langjährige Erfahrung mit Gremien. Vereinsgründung. 
Projektinitiatorin Generationenhof Landau. Leitung Beratungsstelle Gemeinschaftliches Wohnen Pfalz. 

Beratungsstelle Gemeinschaftliches Wohnen Pfalz
Kronstraße 40
76829 Landau
Tel.: 06341 - 985812, oder: 06341 - 30417
E-Mail: gisela.wissing@evkirchepfalz.de
Internet: www.gemeinschaftliches-wohnen-pfalz.de 
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1. Bürgerengagement als Ehrenamt
Ein weit verbreitetes Verständnis von Bürgerengagement verbindet die-
ses mit dem Ehrenamt, und das heißt in der Regel mit einer mehr oder
weniger offiziellen Position in einer Institution, die dem Allgemeinwohl
verpflichtet ist. Institutionen dieser Art gelten als Garanten des öffent-
lichen Interesses, des Allgemeinnutzens oder eben des Gemeinwohls,
und eigentlich kann nur die Mitarbeit in derartigen Institutionen als
Bürgerengagement gewertet werden, so eine gängige Vorstellung von
der Bedeutung von Institutionen und der – ehrenamtlichen – Mitarbeit in
ihnen. Der Bereich des Öffentlichen, in dem sich Bürgerengagement
alleine entfalten kann, scheint nach dieser Auffassung nur aus Institutio-
nen zu bestehen, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen. Bürgerenga-
gement setzt öffentliche Wirksamkeit voraus, und diese, so scheint es,
kann nur von entsprechenden Organisationen oder Institutionen, Verei-
nen, NGOs, gemeinnützigen Gesellschaften usw. erreicht werden, in
denen als Bedingung für Bürgerengagement eine Funktion, ein Amt, eine
berufsähnliche Tätigkeit, allerdings ohne Bezahlung wie in beruflicher
Tätigkeit, also ein Ehrenamt übernommen werden muss, damit Bürgeren-
gagement zustande kommt.

Dem steht in dieser populären, weitgehend geteilten Sicht das Leben des
Einzelnen als Privatperson gegenüber. In dieser Rolle, so könnte man
sagen, verfolgt der Einzelne seinen privaten Nutzen, sei dieser nun auf
den privaten Kontext, also die Familie gerichtet, deren Mitgliedern der
Einzelne mit Empathie begegnet, mit Liebe, die zwar enge Nutzenkalku-
lationen außer Kraft setzt, in der er – oder sie – aber doch durch Einsatz
für die private, die persönliche Gemeinschaft den eigenen Nutzen ver-
mehrt; sei es das private Interesse, das sich im Berufsleben als Konkur-
renz um Einkommen und Status verwirklicht. In dieser Sicht kann ge-
meinschaftliches Wohnen kein bürgerliches Engagement darstellen. In
ihm realisieren Privatpersonen ihre Wohninteressen, verwirklichen also
eine Wohnform, von der sie sich als Private maximalen Nutzen verspre-
chen. Ganz von dieser Vorstellung ist ein richterliches Urteil getragen,
das gemeinschaftliches Wohnen grundsätzlich nicht als förderungswür-
dig begreift, diese Wohnform also nicht für einen Gegenstand öffent-
licher Wohnungspolitik im Sinne einer Wohnungsförderung ansieht, wie
sie der soziale Wohnungsbau oder das Wohngeld umsetzt. Selbst die frü-
here Erste Vorsitzende des Forums Gemeinschaftliches Wohnen, die
jüngst verstorbene Gerda Helbig, neigte in gewissem Sinne dieser Auf-
fassung zu, wenn sie sich sehr vehement gegen Unterstützungsan-
sprüche einzelner Wohnprojekte durch die öffentliche Hand wandte und
eine solche Förderung nur für das Forum Gemeinschaftliches Wohnen
selbst, also für eine Organisation der wechselseitigen Unterstützung und
Information von Wohnprojekten, gelten lassen wollte. Die Wohnprojekte
dagegen erschienen ihr ganz in diesem skizzierten Sinne als Realisie-
rungen von privaten Interessen, denen nichts Allgemeines, nicht in
selbstverständlicher Weise ein öffentliches Interesse anhafte. Allerdings
hat Gerda Helbig vermutlich die Entlastungswirkungen von Wohn-
projekten für den Sozialstaat gesehen und daraus eine indirekte öffentli-

che Bedeutung des gemeinschaftlichen Wohnens abgeleitet. Der Tat-
sache aber, dass das Wohnen, ob nun im traditionellen Familienverband
oder in der neuen Form des gemeinschaftlichen Wohnens, als Privat-
angelegenheit und damit im Grunde nicht als bürgerschaftliches Engage-
ment gewertet werden könne, trat das aber keinen Abbruch. Selbst die
in den Projekten erbrachten Dienstleistungen könnten, streng genom-
men, daran nichts ändern, entsprechen sie doch den Leistungen der tra-
ditionellen Familie, und auch deren Arbeit galt ja als Selbstver-
ständlichkeit, als Normalfall, als Dienst an den eigenen Angehörigen,
nicht aber als „bürgerschaftliches Engagement“. Um es verkürzt zu sa-
gen: Nach dieser traditionellen oder besser populären Auffassung ist
auch gemeinschaftliches Wohnen eben nichts als Wohnen, und das sei
keine Basis bürgerschaftlichen Engagements, da ihm das Öffentliche, der
Beitrag zum Allgemeinwohl fehle. Nur sozialpolitisch im Sinne der Reali-
sierung einer Gleichheitsforderung könne Wohnen zum öffentlichen
Gegenstand werden, wenn es darum gehe, bezahlbares Wohnen für alle
möglich zu machen. 

Spitzt man diese verbreitete Position zu, die von den Mechanismen
öffentlicher Anerkennung wie von der öffentlichen Meinung getragen
wird, würde das heißen, der „Funktionär“, der in einem Verband für das
gemeinschaftliche Wohnen eintritt, ohne aber selbst so zu leben, würde
bürgerliches Engagement – in Form eines Ehrenamtes – zeigen, während
die eminent engagierten Mitglieder eines Wohnprojektes nur ihre Privat-
interessen verfolgen, ein bürgerschaftliches Engagement aber vermissen
lassen. So zugespitzt formuliert sind wir vermutlich alle sofort der Über-
zeugung, dass das nicht sein kann, dass daran etwas grundsätzlich falsch
ist, auch wenn Rechtsprechung und öffentliche Anerkennung genau
diese Position stützen und stärken.

Im Folgenden werde ich nichts anderes tun, als zu zeigen, dass diese
Sicht, die bürgerschaftliches Engagement aufs Ehrenamt zu beschränken
sucht und nur dies als bürgerschaftliches Engagement gelten lassen will,
dagegen das gemeinschaftliche Wohnen aber wie jedes Wohnen der
Privatsphäre zurechnen und damit nicht als potentielles bürgerschaftli-
ches Engagement anerkennen will, in der Tat falsch ist und wie man die-
sen Fehler korrigieren, die verdrehten Verhältnisse also „vom Kopf auf
die Füße stellen“ kann. Dabei wird sich zeigen, dass ein Verständnis von
„bürgerlichem Engagement“, das dieses nicht in Organisationen oder
Institutionen sondern im – privaten – Alltag der Menschen ansiedelt,
weit eher dem Begriff des Bürgers, des Bürgerlichen und damit auch des
bürgerlichen Engagements entspricht.

2. Was leisten gemeinschaftliche Wohnprojekte?
Gemeinschaftliche Wohnprojekte stellen sich in der Regel einer Reihe
von Herausforderungen, die über die Beschaffung bezahlbaren Wohn-
raums weit hinausgehen. Sie erschöpfen sich also nicht im Wohnen, sind
„mehr als Wohnen“, auch wenn diese übergreifenden Herausfor-
derungen eng mit dem Wohnen verbunden sind. Zentral scheinen für die

Wohnprojekte – Keimzellen für Bürgerengagement in Wohnhaus,
Nachbarschaft und Gesellschaft

Dr. Albrecht Göschel
Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V. – Bundesvereinigung
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ganz überwiegende Mehrheit der Projekte eine oder mehrere der folgen-
den Problemstellungen zu sein, die durch eine neue Form des Wohnens
bearbeitet oder gar gelöst werden sollen:

• Ressourcenschonung (ökologische Projekte)
• Sicherung verlässlicher Alltagskommunikation, Schutz vor 

Vereinsamung (kommunikative Projekte)
• Gegenseitige Hilfe in besonderen Notlagen, bei Alter und Krankheit; 

Vermeidung von Institutionalisierung (Projekte wechselseitiger Hilfe 
und Unterstützung)

Besonders die zweite und dritte Funktion oder Leistung von Projekten des
gemeinschaftlichen Wohnens werden häufig in Verbindung miteinander
auftreten, so dass von einer graduellen Intensivierung der wechselseiti-
gen Unterstützungen gesprochen werden kann. In jedem Fall aber gehen
die Ansprüche und Herausforderungen, denen sich entsprechende
Projekte stellen, bezeichnender Weise deutlich über das hinaus, was
man als Wohnungsbeschaffung bezeichnen könnte, zumindest dann,
wenn man damit die gängige Wohnungsversorgung meint, wie sie vom
Wohnungsmarkt und von der Wohnungspolitik – mehr schlecht als recht
– bewerkstelligt wird. In den drei Herausforderungen, denen sich
Projekte des gemeinschaftlichen Wohnens stellen, liegen – cum grano
salis – die drei Dimensionen des Nachhaltigkeitsproblems, das unter
bestimmter Perspektive durch die rigide, verbindungs- und übergangslo-
se Trennung gegensätzlicher Pole entsteht.

• Das ökologische Nachhaltigkeitsproblem durch die Trennung von 
Natur und Kultur;

• Das soziale Nachhaltigkeitsproblem durch die Trennung von Privatheit
und Öffentlichkeit;

• Das ökonomische Nachhaltigkeitsproblem durch die Trennung von 
Haushalt und formalen Institutionen sowohl der Produktion wie der 
Reproduktion. Man kann dieses Problem der übergangslosen 
Trennung und Entgegensetzung von Polen, das zum Nachhaltigkeits-
problem führt auch anders formulieren:

• Die Unsichtbarkeit oder die Verdrängung von Natur aus unseren all-
täglichen Lebensvollzügen führt zu einem fehlenden Bewusstsein von
der Naturabhängigkeit unseres Lebens und damit zu einer Ressour-
cenverschwendung, die unsere Zivilisation gefährdet.

• Die Trennung von Privatleben und Öffentlichkeit – zumindest für die 
meisten Menschen, die nicht als Prominente im Rampenlicht stehen –
führt zur Einsamkeit des Einzelnen in seiner Wohnung, in seinem 
Privatleben, das vor den Augen auch einer nahen Öffentlichkeit, z.B. 
der Nachbarschaft, verborgen bleibt.

• Die Trennung des privaten Haushalts von wirtschaftlichen 
Institutionen sowohl der Produktion als auch der Reproduktion, also 
der Versorgungseinrichtungen bzw. der so genannten „sozialen 
Infrastruktur“ beraubt auf der einen Seite den privaten Haushalt aller
ökonomischen Tätigkeiten, macht ihn zum reinen, inhaltsleeren 
Freizeitrefugium und vergeudet Ressourcen informeller Arbeit im 
Haushalt, liefert auf der anderen Seite den Einzelnen an soziale 
Institutionen aus, in denen er als Sache, als Gegenstand, als Fall nach
den Effizienzkriterien der Institution behandelt wird und seine Würde
tendenziell verliert. Gemeinschaftliche Wohnprojekte – neben ande-
ren Experimenten – versuchen nun, diese Trennungen zu überwinden,
z.B.

• in ökologischen Projekten durch einen bewussten Umgang mit einer 
sicht- und spürbar gemachten Natur, um die Kultur des Alltagslebens
in Naturvollzüge einzubetten;

• in kommunikativen Projekten durch die gezielte Herstellung verbind-

licher Kommunikation zwischen Menschen, die nicht miteinander ver-
wandt sind, um die Isolation des Privaten durch kommunikative 
Potentiale des Öffentlichen anzureichern, ohne das Private damit in 
der Weise zu veröffentlichen, wie es eine bestimmte Sorte von 
Medien mit dem Leben der Prominenten versucht;

• in Projekten wechselseitiger Hilfe und Unterstützung durch vereinbar-
te Hilfen der Mitglieder eines Wohnprojektes einerseits, durch 
Zusammenarbeit mit sozialen Institutionen – durch „Ambulantisie-
rung“ – andererseits.

Es ist offensichtlich, dass die Bemühungen des gemeinschaftlichen Woh-
nens in jedem Fall über den Einsatz technischer Hilfsmittel zur Lösung 
eines Problems hinausgehen, auch wenn derartige Techniken eventuell
zusätzlich genutzt werden. Ökologische Projekte bauen also nicht nur So-
larzellen oder Isolierverglasungen in ihre Wohnungen. Sie versuchen,
eine neue, bewusste Beziehung zur Natur und ihren Anforderungen und
Bedingungen herzustellen. In gewissem Sinne arbeiten sie mit der Natur,
man denke an Oberflächenversickerung von Brauchwasser, an Biotoilet-
ten usw., die jeweils hohe Ansprüche an naturgemäße „Bedienung“ stel-
len, ganz anders, als wenn nur technische Geräte der Energieeinsparung
genutzt würden. 

Ähnliches findet in den kommunikativen Projekten in Hinsicht auf eine Ver-
knüpfung von Privatheit und Öffentlichkeit statt. Isolationen Einzelner wer-
den nicht z.B. durch Medien – Fernsehen, Radio, Telefon, Internet etc. –
überwunden, sondern durch reale Kommunikation mit der Nachbarschaft,
mit Mitbewohnern, die sich in ähnlichen Lebenslagen befinden, sich
diese Lage bewusst machen und gegenseitige Abhilfe schaffen.

Ganz deutlich wird es bei den Unterstützungs- und Hilfsprojekten, also
bei den Projekten des gemeinschaftlichen Wohnens, die sehr weitge-
hende Ansprüche an wechselseitige Unterstützungen entwickeln. Nicht
Barrierefreiheit, nicht die technische Perfektion der Wohnung, nicht die
effiziente Versorgung durch eine soziale Institution ist das Ziel, auch
wenn auf diese Ressourcen unter bestimmten Bedingungen ergänzend
zurückgegriffen werden kann. Die kooperative „Eigenproduktion“ einer
Versorgung, die sich an den Alltagsbedingungen der jeweiligen Men-
schen ausrichtet, wird versucht, um einerseits die Ressourcen jedes Ein-
zelnen zu nutzen, um sich andererseits vor den entwürdigenden – und bei
gehobener Qualität unbezahlbaren – Diensten formaler Institutionen un-
abhängig zu machen. Immer sind es also Kooperationsbeziehungen, die
in Gang gesetzt werden, und um diese, um Kooperation geht es in allen
Projekten des gemeinschaftlichen Wohnens.

3. Durchbrechen von Barrieren durch Kooperation
Projekte gemeinschaftlichen Wohnens suchen die Herausforderungen,
denen sie sich stellen, durch eine zentrale Methode, durch einen grund-
sätzlichen Weg zu bewältigen, durch Kooperation. Sie mögen, und darum
kommt niemand herum, technische Geräte, die sie als Güter auf dem
Markt erwerben, zur Hilfe einsetzen, sie mögen Dienstleistungen ankau-
fen, z.B. wenn Hauhaltshilfen oder externe Pflegedienste beauftragt
werden; zentral bleibt aber doch, dass alle Konzepte gemeinschaftlichen
Wohnens auf Kooperation gegründet sind. Selbstverständlich handelt es
sich dabei immer um Kooperation zwischen Menschen, mögen diese nun
als Private oder als Mitarbeiter resp. Vertreter von Institutionen erschei-
nen, aber in einem sehr weiten Kooperationsbegriff könnte man sogar
den neuen Umgang mit Natur, der in den ökologischen Projekten versucht
wird, als neues „Kooperationsverhältnis Mensch – Natur“ bezeichnen.
Die Barrieren, die sich in der Industriegesellschaft zwischen gegensätz-
lichen Polen entwickelt und die u.a. zum Nachhaltigkeitsproblem geführt
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haben, werden also durch Kooperation mit unterschiedlichsten Zweck-
setzungen aufgeweicht und durchbrochen, sie sollen es zumindest. In
diesen Kooperationen nun realisieren die Mitglieder gemeinschaftlichen
Wohnens in der Tat persönliche Interessen, aber dies sind Interessen, die
zum einen ohne Kooperation nicht zu verwirklichen wären, die weiterhin
niemals als Aggressionen gegen Andere formuliert werden, sich also z.B.
von kriegerischen Angriffspakten fundamental unterscheiden, und die
über eine enge, rationale Nutzenkalkulation hinausgehen. Sie sind in um-
fassendem Sinne vernünftig, lassen sich aber auch als Kooperations-
formen ohne ein Minimum an Empathie, also ganz ohne Zuneigung zu
den Kooperationspartnern nicht realisieren, und sei es, dass den Koope-
rationspartnern der unabdingbare Respekt entgegen gebracht wird, der
erforderlich ist, um eine faire, nicht auf kurzfristige Maximierung des
Eigennutzens ausgerichtet Kooperation zu realisieren.
Die Kooperationsformen selber, die im gemeinschaftlichen Wohnen ent-
wickelt werden, stellen also in ähnlicher Weise Mischformen – zwischen
Interesse und Empathie – dar, wie die Lösungen des Nachhaltigkeits-
problems. Zumindest bei den kommunikativen und bei den Hilfs- und
Unterstützungsprojekten werden ganz offensichtlich neue Misch- oder
Übergangsformen zwischen dem Privaten und dem Öffentlichen gesucht,
und entsprechend zu diesen Mischungen, die die Übergänge zwischen
den bisher getrennten Polen darstellen, bilden auch die Koopera-
tionsformen Mischungen aus Verhaltensformen, die sonst eher als ge-
trennt und gegensätzlich verstanden werden, Interesse als Kooperations-
form im öffentlichen, Empathie als Kooperationsform im privaten
Bereich. Gemeinschaftliches Wohnen verbindet beide, ist ohne Elemente
aus beiden Bereichen nicht denkbar. Aber das „vernünftige Interesse“
scheint doch der dominierende Aspekt zu sein. 

4. Interesse und Allgemeinwohl: Das Problem des 
Bürgerschaftlichen

In dieser kooperativen Realisierung von vernünftigen Interessen, die nie-
mals auf die Schädigung Anderer zielen, liegt nun das Bürgerschaftliche
des gemeinschaftlichen Wohnens, als das Element, mit dem es an die
Definition von Bürgerschaftlichkeit in der Vergangenheit in zukunfts-
orientierter Weise anbindet. Als bürgerschaftlich gilt in historischer Sicht
die Verwirklichung universaler Werte durch ein interessegeleitetes
Handeln des Einzelnen, des Privatmannes. Der Bürger realisiert also all-
gemeine Werte als seine Interessen in seinem lokalen Kontext, so zumin-
dest die „idealtypische“ Beschreibung. Im gemeinschaftlichen Wohnen
geschieht ganz offensichtlich genau das Gleiche. Ein allgemeines
Problem, das als Nachhaltigkeit bestimmt ist, wird durch das gemein-
schaftliche Wohnen – zumindest ansatzweise und modellhaft – in der
Realisierung eines vernünftigen Privatinteresses gelöst. Privatinteresse
und Allgemeinwohl bilden keinen Widerspruch, sondern bedingen sich
gegenseitig. 

An einem Beispiel kann das deutlich gemacht werden. In den Unter-
stützungs- oder Hilfsprojekten des gemeinschaftlichen Wohnens schlie-
ßen sich Menschen zusammen, die vor allem die Einweisung in ein Heim
bei Alter, chronischer Erkrankung oder Pflegeabhängigkeit durch gegen-
seitige Hilfe, also sehr weitgehende Kooperation vermeiden wollen. Sie
tun dies, weil sie, sicher zu Recht, eine Heimunterbringung als Verlust
von Lebensqualität empfinden, verfolgen also durchaus ein persönliches
Interesse. Gleichzeitig aber und unauflöslich damit verbunden tragen sie
zur Lösung eines allgemeinen Wohlfahrtsproblems bei. Angesichts des
demographischen Wandels, der zu gravierenden Anstiegen der Zahlen
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Älterer und damit auch zur Vermehrung typischer Alterskrankheiten füh-
ren wird, Krankheiten, die in der Regel Pflegeabhängigkeit nach sich zie-
hen, erscheint das Pflegeheim als Normalfall oder „Massenlösung“ völ-
lig ungeeignet. Personenbezogene Dienstleistungen, wie sie die Pflege
in einem Heim darstellt, unterliegen dem so genannten „uno-actu-
Prinzip“ der Dienstleistungsökonomie. Dies besagt, dass die Kosten der-
artiger personenbezogener Dienstleistungen immer überproportional zu
allen anderen Kosten, z.B. von gegenständlichen Waren oder Gütern
ansteigen. Damit tendieren diese Dienstleistungen, die von lebenden
Menschen an lebenden Menschen erbracht werden, die also in einem
Moment produziert und konsumiert werden, daher die Bezeichnung
„uno-actu“, die also nicht wie die Produktion von Gegenständen auf
Vorrat und unter ständig steigenden Effizienzmethoden der Rationa-
lisierung zu produzieren sind, dazu, ständig teurer zu werden, so dass sie
von wachsenden Gruppen der Gesellschaft nicht mehr bezahlt werden
können. Zwar bemühen sich Institutionen der Pflege und Versorgung
ständig, gleichfalls Effizienzsteigerungen oder Kostensenkungen herzu-
stellen, beides führt aber unweigerlich zu den Qualitätseinbußen, die
bereits zurzeit ständig an diesem Sektor der Dienstleistungen bemängelt
werden. Es ist also wohlfahrtsökonomisch unabdingbar, Alternativen zur
Heimunterbringung zu finden, die zunehmend in einer „Ambulantisie-
rung“ dieser Dienste gesehen werden. Genau in die gleiche Richtung
arbeiten die Projekte gemeinschaftlichen Wohnens, aber nicht, weil sie
den Sozialstaat entlasten wollten, sondern ganz schlicht aus der ver-
nünftigen Erwägung, dass es im privaten Interesse des Einzelnen liegen
muss, Heimeinweisung zu vermeiden. Da alle wissen, dass sie dieses
Interesse nicht allein realisieren können, suchen sie die beschriebene
und bekannte „vernünftige Kooperation“ mit Anderen, die das gleiche
vernünftige Interesse haben. Privates Interesse und Allgemeinwohl
schließen sich also nicht gegenseitig aus, sondern bedingen sich. Das ist
das, was wir als „Bürgerschaftlichkeit“ bezeichnen, was wir aus der
Geschichte des Bürgertums kennen, und was vom gemeinschaftlichen
Wohnen in zukunftsorientierter Weise und als Lösung des Nachhaltig-
keitsproblems aufgenommen und weiterentwickelt wird. Auch der häufig
geäußerte Einwand, diese Art von Bürgerengagement würde nur als will-
fähriger Lückenbüßer des Staates agieren, also nichts anderes leisten,
als den Wohlfahrtstaat von ungeliebten Leistungen, zu denen er im Grun-
de verpflichtet sei, zu entlasten, kann nicht überzeugen. Institutionelle
Versorgung z.B. bei Krankheit, Alter oder Pflegebedarf kann niemals die
Qualität erreichen, die vermutlich erforderlich wäre, selbst dann nicht,
wenn die Ausgaben in diesem Sektor ins Gigantische gesteigert werden.
Die zuträglichste Versorgung, außer eventuell bei schweren Opera-
tionen, also immer dann, wenn der Einsatz von Medizintechnik nicht als
absolut unvermeidlich gelten muss, ist und bleibt die Versorgung in der
Wohnung, im eigenen Zuhause. Und das gilt besonders für Versorgung
und Pflege im Alter: „Leben und Sterben wo ich hingehöre“ (Klaus
Dörner) ist eine Devise zur Sicherung von Lebensqualität in Krisen-
situationen, von den Institutionen der Pflege und Versorgung aber nun
einmal nicht zu verwirklichen. Mit der Verlagerung, der „Verlegung“ in
eine Institution, verwandelt sich der „Patient Mensch“ immer zum Ge-
genstand, zum Versorgungsfall, der den Regeln und Abläufen der Insti-
tution unterworfen wird und seine Selbstbestimmung, seine Autonomie
und Würde zu verlieren droht.

Während also das kooperativ verwirklichte, vernünftige Interesse nicht
im Widerspruch zum Allgemeinwohl steht, scheinen die Institutionen, an
die sich Allgemeinwohlserwartungen heften, dieses geradezu systema-
tisch zu verfehlen, so dass die Chance, über ein Ehrenamt in einer Insti-
tution bürgerschaftliches Engagement zu entfalten, tendenziell eher
gering ist, ganz im Gegensatz zur anfangs genannten, verbreiteten

Auffassung, dass es das Ehrenamt in einem institutionellen Kontext sei,
in dem sich bürgerschaftliches Engagement verwirkliche. Institutionen
verfolgen nicht nur ihre eigenen, internen Regeln und Mechanismen, mit
denen sie sich von ihrer Umwelt abgrenzen, sie stehen auch unausweich-
lich eher in Konkurrenz zu anderen Institutionen, Konkurrenz um Geld,
Status und Macht. Wenn sie kooperieren, so tendenziell um ihre Position
zu stärken, nicht um Aufgaben zu bewältigen, die sie allein nicht lösen
könnten. Als öffentliche Einrichtungen scheinen Institutionen weit eher
ausschließlich nach diesem Modell öffentlichen Handelns vorzugehen,
das von Konkurrenz um Ressourcen und weniger von einer Verwirk-
lichung vernünftiger Interessen bestimmt ist, die ohne Kooperation nicht
zu verwirklichen wären. Institutionelles Handeln führt damit weit eher
zum Partikularismus als zum Allgemeinwohl, und dies auch bei
Institutionen, die explizit zur Steigerung des Allgemeinwohls eingerich-
tet sind.

Damit zeigt sich in irritierender Weise eine Umkehrung der verbreite-
ten Vorstellung von bürgerschaftlichem Engagement: Institutionen,
selbst wenn sie darauf ausgelegt sind, tendieren dazu, es zu verfehlen
und stattdessen institutionelle Partialegoismen zu verfolgen, während
das als Eigennutz verdächtigte private Interesse der Bürger unter
bestimmten Bedingungen, wie sie im gemeinschaftlichen Wohnen vor-
liegen, durchaus geeignet erscheint, Allgemeinwohl zu verwirklichen.
Bürgerschaftliches Engagement entfaltet sich also im kooperativ reali-
sierten, vernünftigen Interesse des Einzelnen, nicht im institutionellen
Handeln von Organisationen und der in ihnen organisierten Ehren-
ämter. Dass es hier selbstverständlich Ausnahmen gibt, ändert kaum
etwas an dieser Regel. Vereinfacht gesagt ist es das Wohnprojekt, das
bürgerschaftlich handelt, sich bürgerschaftlich engagiert, nicht der
Funktionär einer Organisation, seien deren Absichten auch noch so
ehrenwert.

5. Kooperation und Gemeinschaft: 
Ein spannungsreiches Verhältnis.

Es wird immer wieder behauptet und trifft sicher in vieler Hinsicht auch
zu, dass Projekte des gemeinschaftlichen Wohnens in der beschriebenen
kooperativen Weise Leistungen erbringen, die denen der traditionellen
Familie gleichen: Kommunikations-, Versorgungs- und Pflegeleistungen,
die in den Familien, vor allem von den Frauen in informeller Weise als
deren Arbeit zum täglichen Leben beigetragen wurden. Daraus wird häu-
fig behauptet, gemeinschaftliches Wohnen bedeute, wie der Name auch
sagen soll, das Wohnen einer Gemeinschaft. Zwar kann man auch
Kooperationsbeziehungen als Gemeinschaften bezeichnen, von denen
einer Familie und von traditionellen Gemeinschaften unterscheiden sie
sich aber fundamental, und diese Konsequenz des Kooperationsprinzips,
das gemeinschaftliches Wohnen konstituiert, hat durchaus reale, mani-
feste praktische Bedeutung. „Klassische“ Gemeinschaften wie z.B. Fami-
lien sind „Schicksalsgemeinschaften“, d.h. man gehört ihnen unaus-
weichlich und in vorgegebener, nicht vom Einzelnen zu entscheidender
Weise schicksalhaft an. Darüber hinaus besetzen die Mitglieder solcher
Gemeinschaften unterschiedliche, meist hierarchisch strukturierte
Positionen oder Rollen, die gleichfalls vorgegeben sind, die nur mehr oder
gut und angemessen ausgefüllt werden können, die aber immer beste-
hen, z.B. die Rolle oder Position des Vaters, der Mutter oder der Kinder in
einer Familie. Ähnliches gilt auch für andere Gemeinschaften, z.B. der
Nation, auch sie ist erst einmal vorgegeben, selbst wenn die Zuge-
hörigkeit gewechselt werden kann. Auch sie besteht aus hierarchischen
Strukturen, z.B. zwischen regierenden Politikern und regiertem Volk, auch
dann, wenn wechselnde Personen die politischen Rollen übernehmen und
in unterschiedlicher Weise ausfüllen können.
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Die moderne oder zurzeit zumindest deutlicher ins Bewusstsein tretende
„Kooperations-Gemeinschaft“ unterscheidet sich in jeder Hinsicht von
diesen alten, bekannten Schicksals-Gemeinschaften. Zuerst einmal wird
die Mitgliedschaft von allen Beteiligten frei entschieden. Alle Beteiligten
gehen untereinander eine Art Vertrag ein, auch wenn dieser nicht im
buchstäblichen Sinne formuliert und festgehalten wird, und nur wer die-
sem Vertrag zustimmt, ihn mit formuliert und mit trägt, ist ein Mitglied.
Entsprechend kann der Vertrag auch zwischen allen oder einzelnen gekün-
digt werden, d.h. die spezifische Kooperation kann, wenn es allen oder
einzelnen Mitgliedern sinnvoll erscheint, zu vereinbarten Bedingungen
aufgelöst werden. Genau so können aber auch neue Mitglieder aufge-
nommen werden, falls der bestehende Vertrag nicht ausdrücklich eine
Begrenzung der Mitgliederzahl vorsieht. Nicht weniger entscheidend in
der Unterscheidung zur traditionellen Gemeinschaft ist aber, dass sich
alle Mitglieder einer Kooperation als Gleiche, also gleichrangig und
gleichwertig, begegnen. Unterschiedliche Funktionen, die möglicher-
weise erforderlich sein können, müssen quasi vertraglich vereinbart
werden, und sie müssen im Grunde jedem Mitglied offen stehen. Es be-
steht keine gleichsam natürliche, vorgegebene Ordnung. Ist eine Ord-
nung oder „Struktur“ erforderlich, und das dürfte in den meisten Koo-
perationsbeziehungen der Fall sein, muss sie bewusst und in zumindest
vertragsähnlicher Form hergestellt werden.

Für die Praxis des gemeinschaftlichen Wohnens folgt daraus, dass ver-
mutlich Projekte am ehesten erfolgreich sein werden, in denen alle Mit-
glieder ihre jeweiligen Interessen klar artikulieren, wenn sie also klar
sagen, was sie erwarten, was sie aber auch zu geben bereit sind. Versucht
dagegen ein Projekt, sich nur auf ein diffuses Gefühl der Zuneigung und

Übereinstimmung zu stützen, wird es immer in der Gefahr des Scheiterns
stehen. Sobald die ersten Konflikte auftauchen, wird man bitter bereuen,
sich über die wechselseitigen Erwartungen – ein etwas feinerer Begriff
als der des Interesses – nicht rechtzeitig und hinreichend deutlich ver-
ständigt zu haben. Es gilt häufig in Projektgruppen, die auf dem Weg zum
gemeinschaftlichen Wohnen sind, als unfein, als rüde, als egoistisch und
rücksichtslos, über Erwartungen und handfeste Interessen offen zu spre-
chen. Im Rahmen einer allgemeinen Zuneigung und Freundschaft, die die
Gruppe postuliert, solle dies doch gar nicht erforderlich sein, aber das
dürfte in der weit überwiegenden Mehrzahl der Wohnprojekte eine Illu-
sion, ein schwerer Fehler sein. Zwar kann man die Aversion gegen derar-
tige Debatten und Auseinandersetzungen gut verstehen, da die Mitglieder
eines Wohnprojektes in ihrem gemeinschaftlichen Wohnen Geborgenheit,
Sicherheit und Wärme suchen und daher von Gemeinsinn und Gemein-
schaft als Bildern und Vorstellern erfüllt sind, zu denen Interessen und
klare Erwartungen nicht zu passen scheinen, aber Wohngruppen sind eben
keine Familien, und selbst Familien, die auf die Selbstverständlichkeit des
harmonisierenden Gemeinschaftssinns setzen, erscheinen heute als aus-
gesprochen gefährdet. Auch sie müssen zur Konfliktfähigkeit finden und
lernen, dass durchgestandener Streit und Konflikt mehr verbindet, als ein
vages Gemeinschaftsgefühl. 

Projekte des gemeinschaftlichen Wohnens verabreden wechselseitige
Hilfen und Leistungen auf einer völlig anderen Basis als diese klassischen,
traditionellen Familien und ähnliche Schicksalsgemeinschaften. Auch
wenn man die moderne Familie häufig als „Verhandlungsfamilie“ bezeich-
net hat, um anzudeuten, dass auch in der Familie nichts mehr selbstver-
ständlich ist, verfügt sie doch in ihrem Kern, in der Paarbeziehung, über
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etwas, das Wohngruppen grundsätzlich fehlt, über erotisch bedingte Liebe
und über natürliche Beziehungen durch Geburt in die Familie. Beides muss
bei Wohnprojekten durch Verabredungen, durch Vereinbarungen, durch
offene und faire Verträge ersetzt werden, und ein Projekt wird umso
erfolgreicher sein, je mehr es sich über diese Grundbedingung des Zusam-
menlebens von Nicht-Verwandten im Klaren ist. 

6. Kooperation als Basis von Demokratie
Die gleichen Kooperationsbedingungen und Kooperationsbeziehungen, die
ein Wohnprojekt des gemeinschaftlichen Wohnens in einem Haus konsti-
tuieren, gelten auch für entsprechende Quartiersprojekte, also für Hilfs-
und Unterstützungsbeziehungen in der Nachbarschaft oder im Stadtteil.
Auch hier entstehen diese Beziehungen nicht von allein, weil man eben in
einem engen Territorium zusammenlebt und sich deswegen als gegebene
Gemeinschaft verstehen kann. Auch hier müssen für die Kooperationsbe-
ziehungen entsprechende Verabredungen mit vertrags- oder vertragsähnli-
chem Charakter zwischen Fremden aber Gleichgesinnten getroffen wer-
den. Auch hier müssen die Kooperationsgemeinschaften aus vernünftigen
Überlegungen heraus hergestellt werden. Sie bestehen auch hier nicht
„von Natur aus“, nur weil man sich zu einem Quartier oder einer Nach-
barschaft quasi schicksalhaft zugehörig fühlen würde. Selbst wenn man es
für selbstverständlich halten mag, dass man sich in der Nachbarschaft
unterstützt oder aushilft, bedarf es der bewussten Entscheidung, solche
Traditionen anzunehmen oder abzulehnen, und es bedarf der Entscheidung
und Verabredung, das Ausmaß zu fixieren, in dem die Nachbarschaft sol-
che Hilfen leisten kann oder leisten soll. Nur durch diese vertragsbegrün-
dete Form der „Kooperations-Gemeinschaft“ kann erreicht werden, dass
der Einzelne nicht in der Gemeinschaft untergeht, dass er nicht von ihr
dominiert wird, dass sie ihm nicht übergeordnet wird. Es sind die vernünf-
tigen, vertrags- und kooperationswilligen und -fähigen Individuen, die die
Gemeinschaft bilden. Sie bleiben dieser übergeordnet, sie bestimmen, wie
weit Gemeinschaft gehen soll und darf. Und sie begegnen sich in ihren
Kooperationsbeziehungen und Kooperations-Gemeinschaften als Gleiche
und gleich Mündige. Es gibt niemanden, der die Gemeinschaft mehr ver-
körpert, sie mehr zum Ausdruck bringt, als alle anderen das auch tun,
zumindest potentiell, da es immer Unterschiede im Einsatz für eine
Kooperation geben wird. Aber auch dies bleibt Gegenstand von
Verabredung, von Kritik oder Zustimmung, von Korrektur oder Bestätigung.
Und immer besteht für jeden die Möglichkeit, nicht nur seine Stimme zu
äußern, sondern im Zweifelsfall die Kooperation nach verabredeten Re-
geln aufzukündigen, wenn ihm die Bedingungen als inakzeptabel erschei-
nen. Alles dies gilt für das Wohnprojekt, für das Quartier oder die Nach-
barschaft in gleicher Weise, wenn auch ein gewisses Maß an Empathie
die Kooperationsbeziehungen grundieren mag, bei engen Kreisen der
Kooperation möglicherweise mehr als bei entfernteren oder weiteren, im
Haus eines Wohnprojektes also deutlicher als in der Nachbarschaft, in die-
ser mehr als im Quartier, und in diesem vielleicht wieder mehr als in Stadt,
Region oder Nation. Auf allen diesen Ebenen aber bleibt das Koopera-
tionsprinzip in Fairness, verabredet nach vernünftigen Erwartungen und
Interessen, grundlegend, keine naturgemäße oder nach einem vorgegebe-
nen „Wir“-Prinzip kollektiver Identität behauptete Zugehörigkeit. 

7. Gemeinschaftliches Wohnen und Demokratie
Neuerlich ist mit Nachdruck betont worden, dass sich insgesamt
„Demokratie als Kooperation“ (Julian Nida-Rümelin) konstituiere, dass
also auch Demokratie auf der Ebene des Staates nicht nur als Verfahren
der Machtdelegation in einer quasi naturhaft vorgegeben Gemeinschaft,
sondern als permanente, vertragsgestützte Kooperation zwischen Glei-
chen und gleich Autonomen vorzustellen sei. Mit etwas Mut und An-
spruch könnte man also sagen, nicht mehr natürliche Gemeinschaften

mit ihren Abhängigkeiten, Hierarchien und schicksalhaften Bindungen
wie z.B. Familien, bei aller Bedeutung, die sie für das Erlernen von Nor-
men haben, seien die Kerne, die Basis oder die Modelle der Demokratie,
sondern Kooperations-Gemeinschaften, wie sie die gemeinschaftlichen
Wohnprojekte darstellen (sollten). In diesen alltäglichen, privaten Zu-
sammenhängen wird modellhaft und im Kleinen realisiert, was auch 
Demokratie im Großen ausmacht, Gesellschaft als Kooperationszusam-
menhang nach Regeln der Fairness in zumindest potentiell vertragsähnli-
chen oder vertraglichen Vereinbarungen, in denen sich der Bürger da-
durch als Bürger erweist, dass er eine Synthese von privatem Interesse
und Allgemeinwohl erreicht, ohne dafür weder einer Kollektividentität
noch karitativer Mildtätigkeit zu bedürfen. Diese mag er aus moralischen
oder bestimmten weltanschaulichen Erwägungen praktizieren, sein
bürgerschaftliches Engagement realisiert sich in der fairen Kooperation
zur Verwirklichung von Interessen und Erartungen, die ohne Kooperation
nicht zu realisieren wären, in deren Realisierung sich aber auch das
Gemeinwohl erfüllt.

Man mag es als Überforderung verstehen, wenn Projekten des gemein-
schaftlichen Wohnens mit einem derartigen Anspruch, Keimzellen der
Demokratie zu sein, begegnet wird. Zu einem Alltag zwischen Finanz-,
Rechts- und simpel erscheinenden, aber umso schwierigeren Problemen
täglicher Organisation scheint das so gar nicht passen zu wollen. Aber
auch die Familie war von solchem Alltag geprägt und konnte dennoch als
„Keimzelle des Staates“ gelten. Für die häufig anstrengende, schwierige
Lebensform des gemeinschaftlichen Wohnens mag es auch als Ansporn
wirken, wenn sich die Projekte ihres Utopie- und Innovationsgehaltes,
Keimzellen eines unserer Zeit angemessenen Demokratieverständnisses
zu sein, bewusst werden. Vielleicht sind manche Alltagsprobleme leichter
auszuhalten und durchzustehen, wenn man weiß, dass man einen Weg
beschreitet und eröffnet, der von allgemeiner Bedeutung ist, in dem „Mehr
als Wohnen“ stattfindet: die neue und angemessene Bestimmung dessen,
was wir als bürgerschaftliches Engagement, als Bürgerschaftlichkeit ver-
stehen wollen, können und müssen. 

Dr. Albrecht Göschel
* 1941. Studium: Architektur und Stadtplanung in Hannover 
und Berlin, Sozialplanung und Sozialpolitik in Essex (England).
Promotion: Soziologie an der Universität Bremen. 1987-2006
wissenschaftlicher Mitarbeiter/Projektleiter am Deutschen
Institut für Urbanistik in Berlin (Arbeitsschwerpunkte: Kultur-
und Sozialpolitik, Zukunft der Stadt). Seit 2007 ehrenamtlicher
1. Vorsitzender des „Forums Gemeinschaftliches Wohnen“.
Lehrbeauftragter u.a. an der Humboldt-Universität, Berlin und
Dozent am „Internationalen Centrum für Cultur und
Management“ (ICCM), Salzburg. Akademiepreisträger der
Evangelischen Akademie Baden 2007.

Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V. 
Haus der Region
Hildesheimer Str. 20 
30169 Hannover 
Tel.: 0511 - 4753253 / Fax: 0511 - 4753530 
E-Mail: info@fgw-ev.de
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Forum 1: ENTWICKLUNG VON GEMEINSCHAFTLICHEN WOHNFORMEN
AM BEISPIEL

Gemeinschaftliche Wohnformen sind je sehr verschiedenen Bedürfnissen und Bedarfen angepasst. In den ersten beiden Beiträgen
dieses Forums werden zwei Wohnprojekte aus Hessen und Rheinland-Pfalz vorgestellt, die sich dieser Herausforderung bereits stel-
len. Azedeh Jabbarian informiert mit der Genossenschaft Alternativ 2000 zunächst über ein gemeinschaftliches und generationen-
übergeifendes Wohnprojekt aus Kassel und gibt damit einen Einblick in das, was ‚Alternativ Wohnen’ bedeuten kann. Etwas jünger,
dafür nicht weniger visionär ist das Projekt Eilhardshof – ein Mietprojekt, das auf der Idee der ‚freiwilligen Wahlverwandtschaft’ fußt.
Horst Stowasser (†) geht in seinen Ausführungen neben Gründungsimpulsen vor allem auch auf die Struktur und Finanzierung des Pro-
jektes ein und zeigt damit einen möglichen Weg auf, ein solches Vorhaben erfolgreich zu verwirklichen. Dass aller Anfang schwer
ist, weiß auch die Stiftung trias. Rolf Novy-Huy stellt die gemeinnützige Stiftung für Boden, Ökologie und Wohnen vor, die unter ande-
rem Initiativen rund um das Thema Wohnen fördert und damit Hilfestellung für bürgerschaftliches Engagement leistet.

Azadeh Jabbarian
Alternativ Wohnen 2000,
Kassel

Genossenschaft Alternativ Wohnen 2000:
Ein gemeinschaftliches und generationen-
übergreifendes Wohnprojekt in Kassel 

Unser Motto: „Wohnen ist ein existenzielles Gut.“ Aus Unzufriedenheit
mit der eigenen Wohnsituation und um etwas Neues für unsere
Zukunft zu gestaltet, haben wir im November 1997 eine Genossen-
schaft gegründet mit dem Ziel, gemeinschaftlich und generationsüber-
greifend zu wohnen.

Georg Bernhard Shaw sagte einmal: „Man gibt immer den Verhältnissen
die Schuld für das, was man ist. Ich glaube nicht an die Verhältnisse. Die-
jenigen, die in der Welt vorankommen, gehen hin und suchen sich die
Verhältnisse, die sie wollen, und wenn sie sie nicht finden können, schaf-
fen sie sie selbst.“ Und so haben wir gemeinsam eine neue Wohnform
geschaffen, die nun schon seit fast 10 Jahren existiert. Wir wohnen nicht
in einer heilen Welt, aber wir leben intensiv mit allen Vor- und Nachteilen
sowie in guten und schlechten Zeiten.

Die Vielfältigkeit unseres Zusammenlebens macht unser Wohnprojekt
nicht nur lebendig, sondern es fordert von uns ständig Toleranz und
lehrt uns täglich mehr Verständnis für einander aufzubringen.

Chronologie der Genossenschaft
November 1997 Gründung der Genossenschaft
Februar 1998 Eintragung als Genossenschaft
April 1998 Kauf des Baugrundstücks
Februar 1999 Bauantrag
Juli 1999 Baugenehmigung
März 2000 Baubeginn, Grundsteinlegung
August 2000 Richtfest
Dezember 2000 Erste Einzüge

Konzeption und Planungsgrundlagen
Gedacht, geplant und gebaut wurde mit dem sorgfältigen Blick auf die
Bedürfnisse der Einzelnen und zugleich auf die Gemeinschaft als
Ganzes.

Grundideen u.a.
• Selbstbestimmtes, eigenverantwortliches Leben in jedem Alter
• Solidarisches und nachbarschaftliches Wohnen von Jung und Alt
• Soziale Mischung der Bewohner/innen
• Hilfe zur Selbsthilfe im Alltag
• Gleichberechtigung der Bewohner/innen bei allen Entscheidungen
• Ehrenamtliche Selbstverwaltung der Genossenschaft
• Gemeinschaftliche Nutzung von Gemeinschaftsräumen

Planungsgrundlagen u.a.
• Hausgemeinschaft, also abgeschlossene Wohnungen 
• Großzügige Begegnungsflächen und -räumen (Flure und 

Treppenhäuser)
• Berücksichtigung individueller Bedürfnisse und Wünsche 

bei der eigenen Wohnung
• Schalträume, die je nach Bedürfnis zur Nachbarwohnung 

zugeschaltet werden können
• 3 barrierefreie Wohnungen und Barrierefreiheit in 

Gemeinschaftsräumen (EG u. KG) 
• Ökologisch vertretbare Baumaterialen und Techniken
• Geringere Flächenversiegelung, weniger Autostellflächen 

Essensvorbereitung für Jour Fix Foto: Azadeh Jabbarian
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Folgende Gemeinschaftsräume stehen allen 
Bewohner/innen zur Verfügung
• Gemeinschaftsraum im Erdgeschoss mit Südterrasse
• Gemeinschaftsküche
• Kindertoberaum
• Abgeschlossenes Gästeappartement für zwei 

Personen 
• Mehrzweckraum und Werkstatt im Kellergeschoss 

mit Rampenerschließung
• Kleider- und Möbelkammer
• Vorratskeller für Gemüse
• Dachterrasse
• Garten mit individuellen Beeten

Aktivitäten
• Café Kästner, jeden 3. Sonntag im Jahr für Besucher offen
• Wechselnde Ausstellung im Gemeinschaftsraum 

(z.Z. stellen wir gemalte Kunst von unseren Kindern aus)
• Sonntagsfrühstück ab 10:00 Uhr
• Kochgruppen, zweimal in der Woche
• Gymnastik, wöchentlich
• Tanzgruppe, wöchentlich
• Kino im Haus
• U.v.m.

Finanzierung
• Freifinanzierte Eigentumswohnungen
• Zuschüsse für öffentlich geförderte Mietwohnung
• Genossenschaftsanteile
• Fördermitglieder

• Zinsgünstige Privatkredite
• Eigenleistungen zum Ausgleich fehlenden Eigenkapitals

Verwaltung
• 3 Vorstandsmitglieder
• 3 Aufsichtsratsmitglieder
• 3 Verwaltungsbeiräte
• Mehrere Arbeitsgruppen und Paten für die Gemeinschaftsräume

Azadeh Jabbarian
*1956. 1980-1988 Architekturstudium mit Vertiefungsstudium in
Kassel. Seit 1988 freiberufliche Hochbauingenieurin. 
1997 Mitgründerin der Genossenschaft Alternativ Wohnen 2000.
1997-2003 Aufsichtsratsmitglied der Genossenschaft. 2003-2008
Vorstandsmitglied der Genossenschaft. Seit 2003 technisches
Objektmanagement für die Genossenschaft.  

Dipl.-Ing. Azadeh Jabbarian
Bau- und Wohnberatung
Konzeptentwicklung von Einzel- und
Gemeinschaftswohnprojekten 
Julie-von-Kästner-Str. 32 · 34131 Kassel
Tel.: 0561 -7660096
E-Mail: jabbarian@t-online.de

Foto: Azadeh Jabbarian
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Dr. Harald Mollberg
*1954. Studium der Betriebswirtschaftslehre in Göttingen. 
1983 Promotion im Fach Marketing. 1983-1984 Controller im
Bereich der kaufmännischen Leitung eines großen deutschen
Herstellers für Medizintechnik. Seit 1984 selbständiger Wirt-
schaftsberater in Kassel. Arbeitsschwerpunkte: Finanzpla-
nung und Finanzierung von Einzel- und Gemeinschaftswohn-
projekten. Gesellschafter/Geschäftsführer der Dr. Harald
Mollberg GmbH, Gesellschafter/Geschäftsführer der wohn-
projekte-AKADEMIE, Aufsichtsratsvorsitzender der Woh-
nungsbaugenossenschaft Genoviva eG, Finanzvorstand des
Forums Gemeinschaftliches Wohnen e.V.  

Dr. Harald Mollberg
Landgraf-Karl-Str. 54
34131 Kassel
Tel.: 0561-32086
Fax: 0561-32088
E-Mail: info@dr-mollberg.de
Internet: www.dr-mollberg.de 

Mit der wirtschaftlichen Beratung der Wohnungsbaugenossenschaft
Alternativ Wohnen 2000 eG wurde die Dr. Harald Mollberg GmbH be-
auftragt. Dr. Harald Mollberg stellte im Rahmen der Tagung „Mehr als
Wohnen“ Eckdaten des Finanzierungsplans vor.
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Horst Stowasser
Projekt „Eilhardshof“

Das Projekt Eilhardshof

Die wichtigsten Fakten in Kürze
Wir sind eine basisdemokratisch organisierte Gruppe, die in dem histori-
schen Ensemble „Eilhardshof“ in Neustadt an der Weinstraße ein gene-
rationsübergreifendes Wohnprojekt in Selbstverwaltung verwirklichen
will. Das Konzept sieht die gemeinsame Schaffung von sozial bezahlba-
rem Wohnraum auf Mietbasis vor. Im Augenblick haben bereits 16 Er-
wachsene und 6 Kinder zwischen 2 und 75 Jahren eine feste Zusage für
eine Wohnung in dem Anwesen, das im April 2008 von der zu diesem
Zweck gegründeten Eilhardshof GmbH erworben wurde. Die künftigen
Mieter sind im Mietverein Einlhardshof e.V. organisiert.

Das Projekt entstand Anfang 2004 und konstituierte sich im selben Jahr
in Form des Vereins Neuland, um Konzepte zu entwickeln und konkrete
Projekte ins Leben zu rufen. Der Eilhardshof ist das erste Projekt des
Vereins Neuland, der nach wie vor existiert und sich als Förderer ähn-
licher Projekte in der Region Vorderpfalz versteht.

Geplant ist eine Wohnform, in der jeder Mensch seinen ganz privaten
Wohnraum hat (in der Regel eine komplett ausgestattete Wohnung, vor-
gesehen sind aber auch 1–2 kleine WGs), der durch zahlreiche und
großzügig ausgelegte Gemeinschaftsräume komplettiert wird, in denen
man jederzeit zusammen kommen kann, aber nicht muss. So bieten wir
eine attraktive Balance zwischen Gemeinschaftlichkeit und Individu-
alität, die allen Mitbewohnern zahlreiche Angebote macht, um sich

zu treffen, auszutauschen, aktiv zu sein. Damit schaffen wir auch
einen Rahmen, der uns im Alltag durch gegenseitige Hilfe,
Freizeitgestaltung, kulturelles und soziales Engagement ein erfülltes
Leben ermöglichen soll, das jedem Lebensalter gerecht wird.

Das Projekt versteht sich nicht als abgeschottete Wohninsel, sondern
als lebendiger Organismus in seinem urbanen Kontext, der sich aktiv in
das kulturelle und soziale Umfeld einbringt und teilweise auch für die
Öffentlichkeit zugänglich sein wird – durch Veranstaltungen, kulturelle
und soziale Aktivitäten, Bibliothek, Medien, nachbarschaftliche Kon-
takte usw.

Derzeit wird der Eilhardshof von einer Großbaustelle geprägt: Das aus
fünf Häusern und einem großen, parkartigen Garten bestehende En-
semble wird bis zum Herbst 2009 komplett saniert und, soweit möglich,
barrierefrei und ökologisch ausgebaut. Am Ende sollen hier – je nach
Belegung der geplanten Wohneinheiten – zwischen 30 und 40 Men-
schen wohnen. Seit August dieses Jahres wohnen bereits 5 Erwachse-
ne und 3 Kinder, die so genannten „Pioniere“, provisorisch inmitten der
Baustelle.

Was uns bewegt
In Würde alt zu werden wird angesichts der demografischen und wirt-
schaftlichen Entwicklung immer mehr zu einem Luxusgut, das sich im-
mer weniger Menschen leisten können. Andererseits leiden beispiels-
weise junge Familien zunehmend unter Zeitstress, Arbeitsbelastung und
Entfremdung zwischen Eltern und Kindern. Somit sind Menschen jeden
Lebensalters tendenziell von Vereinsamung, Prekarisierung und einer
Verschlechterung der Lebensqualität bedroht. Hier mit einem gemein-
schaftlichen Konzept auf der Basis von gegenseitiger Hilfe und Solidari-
tät anzusetzen, um jeder Generation ein erfülltes, menschenwürdiges
und kommunikatives Leben zu ermöglichen, liegt eigentlich auf der
Hand.

Insofern ist der Eilhardshof keine selbst verwaltete Seniorenresidenz
und kein alternatives Altersheim, sondern ein lebendiger Organismus,
in dem tatsächlich Menschen aller Altersgruppen miteinander leben
und sich gegenseitig mit dem beschenken, was ein jeder geben kann
und möchte: Ideen, Talente, Fähigkeiten, Erfahrungen und emotionale
Zuwendung. Und natürlich konkrete Hilfe – etwa, wenn ältere Men-
schen für Kinder da sind, während die Eltern sich um Einkäufe oder1 Stand: November 2008; mittlerweile sind wir knapp 30 MitmacherInnen

Foto: lunisolar
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Behördengänge kümmern. Wichtig ist uns, dass diese gegenseitige
Hilfe freiwillig geschieht und weder verrechnet noch bezahlt wird:
Jeder gibt nach seinen Fähigkeiten und erhält entsprechend seinen
Bedürfnissen. Und niemand soll das Projekt aus Alters- oder Krank-
heitsgründen verlassen müssen. Die Entwicklung eines variablen
Wohnkonzepts, das den altersbedingten Umzug innerhalb des Pro-
jekts ermöglicht, ist ebenso vorgesehen wie die Schaffung von Pflege-
und Hilfsangeboten bis hin zur Sterbebegleitung.

Eine solche Lebensform möchten wir Menschen jeder sozialen Herkunft
ermöglichen: Der Eilhardshof ist als Projekt konzipiert, das auch finanziell
Schwachen die Teilnahme ermöglicht. Es wird keine Einlage verlangt und
die Kosten beschränken sich auf die Mietzahlung, die sich auf dem Ni-
veau des Sozialen Wohnungsbaus bewegt (Kaltmiete im Eilhardshof:
max. 4,65 Euro). Man muss also kein Geld mitbringen, dafür aber Zeit
investieren. 

Da wir uns als eine Affinitätsgruppe verstehen, die im Sinne einer
„Wahlverwandtschaft“ auf der Ebene von Sympathie und Rücksichtnah-
me zueinander findet, wird dem gegenseitigen Kennenlernen und der Ent-
wicklung entsprechender Umgangs-, Kommunikations-, Organisations-
und Entscheidungsformen viel Bedeutung beigemessen. Hierzu gehört
auch der Abbau von Hierarchien und die Ermutigung, sich nach Kräften
und Fähigkeiten selbst einzubringen. Eilhardshof ist ein selbst organisier-
tes Projekt, in dem es keine Chefs gibt und Entscheidungen gemeinsam
erarbeitet und getroffen werden. Hierbei geben wir uns basisdemokrati-
sche Strukturen und entscheiden wichtige Fragen, die uns alle betreffen,
nach einem 6-stufigen Konsensmodell.

Struktur und Finanzierung
Unser Projekt hat sich dem Freiburger Mietshäuser Syndikat angeschlos-
sen, weil wir dessen soziale Zielsetzung teilen und die dort entwickelte
Organisationsstruktur sowie das Finanzierungskonzept übernehmen konn-
ten.

Die sozialen Ziele bestehen im Schaffen von bezahlbarem Wohnraum in
Selbstorganisation, Überführung der Immobilie in Gemeinschaftseigen-
tum (wodurch sie dauerhaft der Immobilienspekulation entzogen wird)
und dem Aufbau eines Netzwerkes, das aus einem Solidarfond zurück-
greifen kann, der sich aus mietabhängigen Solidarbeiträgen speist.

Die Organisationsform sieht für jedes Projekt die Schaffung einer Haus-
GmbH vor, der die Immobilie gehört und deren Gesellschafter zu 51% die
in einem eingetragenen Mieterverein organisierten Mieter des Hauses
sind, zu 49% die Mietshäuser Syndikat GmbH. Dies soll gewährleisten,
dass einerseits die Bewohner ihr Leben und ihre Wohnformen völlig auto-
nom bestimmen und organisieren können, andererseits aber der soziale
Charakter des Projekts auf Dauer garantiert bleibt, denn das Syndikat darf
laut Gesellschaftsvertrag seine Sperrminorität ausschließlich dann als
Veto einbringen, wenn die genannten sozialen Prinzipien verletzt werden. 

Das Finanzierungskonzept fußt auf dem bewährten Konstrukt der so
genannten „Direktkredite“, die in ihrem Grundgedanken den „Mikro-
krediten“ (Muhammad Junus, Friedensnobelpreis 2006) ähneln und die
Idee umkehren: Eine große Anzahl kleiner und kleinster Kredite, die
dem Projekt gewährt werden, summieren sich zu beträchtlichen Sum-
men und ermöglichen so auch kleinen und finanziell schwachen Grup-

Foto: lunisolar
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pen die Realisierung großer Projekte. Die Summe dieser Darlehen wird
von der Bank als Eigenkapital gewertet und kann entsprechend belie-
hen werden. Höhe (ab 500 Euro), Laufzeit und Verzinsung (0-3%)
bestimmt der Kreditgeber im Rahmen vernünftiger Grenzen selbst. Ein
solches Darlehen kann als reine Solidarität verstanden werden, wird
als „ethisches Investment“, aber auch zunehmend als eine sichere und
attraktive Geldanlage angesehen. Die gesamte Refinanzierung erfolgt
im Laufe von 30 bis 40 Jahren durch die Mieteinnahmen, wobei fälli-
ge Direktkredite auch durch Umschuldung abgelöst werden können, da
praktisch während der gesamten Refinanzierungsphase laufend Di-
rektkredite akquiriert werden. Ist das Projekt abbezahlt, fließen die
Mieten abzüglich der Betriebs- und Instandhaltungskosten in den Soli-
darfonds, aus dem neue Projekte gefördert werden. Auch die finan-
ziellen Beiträge, die von Mitgliedern des Projektes eingebracht wer-
den, erfolgen in Form von Direktkrediten. Diese Struktur hat sich als
außerordentlich stabil erwiesen, da ein Ein- und Ausstieg in das Pro-
jekt relativ problemlos möglich ist und sie das Projekt nicht in seiner
finanziellen Substanz gefährden. Tatsächlich ist in mehr als 20 Jahren
noch kein einziges der über 40 Projekte finanziell gescheitert. Unsere
Partnerbank ist die Umweltbank in Nürnberg, die sich gegenüber allen
anderen Kandidaten durch großes Engagement und faire Zusammenar-
beit hervorgetan hat.

Der Kostenrahmen des Gesamtprojektes beläuft sich auf 2,5 Mio. Euro,
von denen eine halbe Million Euro in Kauf und Nebenkosten entfallen
und 2 Mio. auf Um- und Ausbau samt Nebenkosten. Gefördert wird das
Projekt außerdem mit Landesmitteln aus einem Sonderprogramm des
Landes Rheinland-Pfalz in Höhe von 420.000 Euro.

Erfahrungen und Ausblick
Obwohl wir noch längst nicht alle zusammen wohnen, hat sich im Laufe
der langjährigen Planungs- und Vorbereitungszeit eine positive Gruppen-
dynamik entwickelt, die zu einem starken Zusammengehörigkeitsgefühl
geführt hat, das trotzdem immer wieder die problemlose Aufnahme und
Integration neuer Mitglieder ermöglicht. In diesem Prozess haben sehr
viele Menschen enorme Entwicklungen durchgemacht – hin zu mehr

Horst Stowasser
Mitten in die Arbeitsphase zu dieser Dokumentation traf die
Nachricht vom plötzlichen Tod unseres Referenten Horst
Stowasser. Wir haben ihn als kritisch-konstruktiven und wohl-
wollenden Partner kennen gelernt, mit dem wir gern weitere
Pläne geschmiedet hätten. Freunde und Weggefährten haben im
Internet eine Gedenkseite für ihn eingerichtet:
www.dadaweb.de/wiki/Horst_Stowasser_-_Gedenkseite 

Eilhardshof GmbH
Mieterverein Eilhardshof e.V.
Wolfsburgstr. 25 -29 
67433 Neustadt an der Weinstraße
Tel.: 06321 - 481581
E-Mail: eilhardshof@web.de / Internet: www.eilhardshof.de

Wissen, Fähigkeiten, Eigenständigkeit, Initiative und Selbstvertrauen,
so dass gemeinsam auch Aufgaben und Krisen gemeistert wurden, de-
ren Bewältigung wir uns zu Beginn des Projektes wohl kaum zugetraut
hätten. Dies ist umso bemerkenswerter, als wir in jeder Hinsicht eine
äußerst heterogene Gruppe sind – sowohl in Bezug auf das Alter, die
soziale Herkunft sowie den beruflichen und familiären Hintergrund als
auch hinsichtlich weltanschaulicher, religiöser oder politischer Überzeu-
gungen. Vermutlich schöpfen wir gerade aus dieser Heterogenität die
nötigen Ressourcen, um immer wieder zu Kreativität, Toleranz und unge-
wöhnlichen Lösungen zu finden.

Wir haben schon jetzt sehr viel bewegt und möchten allen Menschen,
die von gleichen Ideen bewegt werden und ähnliche Pläne schmieden,
Mut machen, ihr Projekt anzupacken und zu verwirklichen. Alles ist mög-
lich, sofern man es wirklich will und alle am selben Strang ziehen. 

Foto: lunisolar
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Die Stiftung trias als Generationenprojekt

Dialog der Generationen. Kann das ein Arbeits- und Wirkungsmotto einer
Stiftung, insbesondere der Stiftung trias, sein? – Wir glauben: Ja!

Gründungsimpuls
In den Jahren 2000 und 2001 stellte sich für Aktive im Bereich der ge-
meinschaftlich organisierten Wohnprojekte die Frage nach einer Einrich-
tung, die vorhandene Defizite ausgleicht. Es gab kein Geld für gute Hilfs-
materialien, für Bildungsaktivitäten, geschweige denn direkte Zuschüsse
zu Projekten. Aber woher sollte solches Geld kommen? Eine weitere Fra-
gestellung war: Wohin mit Grundstücken, die wir „aus der Spekulation
nehmen“? Beide Ansätze führten am 6.3.2002 zur Gründung der Stiftung
trias.

Grundstücke, in der Regel bebaut mit Häusern, die der Idee des gemein-
schaftlichen Wohnens anhängen, bilden das Stiftungsvermögen. Für die
Nutzung der Grundstücke wird Erbpachtzins bezahlt, der den Stiftungs-
ertrag darstellt. Daraus kann die Stiftung ihre Satzungsziele verfolgen.

Bei einem anfänglichen Stiftungsvermögen von € 75.000 und Erträgen von
€ 3.000 war schnell klar, dass damit keine „großen Sprünge“ zu machen
sind. Hätte, ja hätte die letzte Generation der Aktiven diesen Gedanken
doch nur früher aufgenommen! In den Zeiten wirtschaftlicher Prosperität
der 70er, 80er und 90er Jahre des letzten Jahrhunderts wäre der Aufbau
eines Stiftungsvermögens noch einfacher gewesen. Und in 30 Jahren
wäre schon etwas zusammen gekommen. Nun, Sie haben es nicht, aber –
jammern nützt nichts – wir gehen nun etwas verspätet ans Werk.

An dieser Stelle sei der Gedanke erlaubt, ob das privat gebildete Vermö-
gen der genannten Dekaden nicht ohnehin der nächsten Generation zu-
steht? Schließlich erbt sie auch die immense Verschuldung sowie die
angerichteten Umweltschäden. Die Rentner unserer Zeit wehren sich
vehement, hält man ihnen dieses Bild vor Augen. Die Rente ist in einem
langen Arbeitsleben hart erarbeitet. Für die Schulden sind „die Politiker“
verantwortlich. Diese höchst unterschiedliche Sichtweise, führt man die
Diskussion anhand von  Renten und den Rentenbeiträgen, wird zu kei-
nem fruchtbaren Ergebnis führen. Anstatt „Schuldfragen“ der Vergan-
genheit zu diskutieren, erscheint es uns interessanter, im praktischen
Sinn zu überlegen, wie das angesammelte Vermögen für zukünftige
Generationen sinnvoll genutzt werden kann.

Die Stiftung trias hat sich vorgenommen, ihr Vermögen, den Stiftungs-
stock, in den nächsten Jahren weiter aufzubauen. Ende 2008 waren
immerhin ca. 3,4 Mio.€ erreicht. Der Aufbau erfolgt nicht zuletzt durch
Vermögen, die Ende des letzten Jahrhunderts entstanden sind. Betrach-
tet man die demografische Entwicklung erscheint die Zeit dafür jedoch
begrenzt.  Durch den Rückgang der Bevölkerung in Deutschland wird sich

die Einkommens- und Vermögensanlage drastisch verändern.1 Die Bevöl-
kerung geht mit steigender Geschwindigkeit zurück. 2010 um ca. 100.000,
2020 um ca. 235.000, 2030 um ca. 340.000 und 2040 um ca. 417.000.
Wohlgemerkt: Das ist der jährliche Rückgang!

Man mag argumentieren, dass damit auch erhebliche Vermögen vererbt
werden. Andererseits führt der Rückgang der Bevölkerung aber auch zu
einem Rückgang der Nachfrage und damit der Preise für Immobilien. Ob
das Häuschen der Großmutter also noch etwas wert ist? Und: Erhalten
Stiftungen weniger Geld, weil es für Pflege von Angehörigen gebraucht
wird?

Wir sind der Meinung, dass aus der abnehmenden und stark alternden
Gesellschaft erhebliche Probleme auf uns zukommen. Alter ist, im Übri-
gen, ein weibliches Problem. Frauen pflegen nicht nur, sie sind durch
Kinderzeiten und geringere Einkommen auch die Repräsentantinnen der
Altersarmut. Eine zunehmende Tendenz zur Individualisierung hat in der
Konsequenz eine Vereinsamung im Alter zur Folge. Insofern wird für eine
Stiftung, welche die Altenhilfe verfolgt, Vieles zu tun sein. 

Die Jugendhilfe? Kein Thema mehr, weil es viel weniger Kinder gibt?
Mitnichten! Soziale Defizite, Drogen, Migrationsprobleme, Bildung – es
bleiben leider genug Problemfelder.

Erhaltene Hilfe weitergeben
Nach unserer Erfahrung lassen sich gute Vorsätze leider nicht immer
dauerhaft aufrecht halten. Aus der Erfahrung wissen wir, dass selbst
hoch idealistische Projekte dazu neigen konventionell/bürgerliche For-
men anzunehmen und „sich einzurichten“. Bei den alten Projekten um
Hilfe für neue Vorhaben zu bitten, ist oft wenig erfolgreich. Unser Ar-
beitsansatz, erhaltene Geld-Zustiftungen in Grundstücksprojekte anzule-
gen und dauerhaft Erbbauzins zum Nutzen neuer Projekte zu erhalten, ist
da zuverlässiger als die guten Vorsätze des Homo Sapiens. Eine morali-
sche Bewertung müssen wir darüber gar nicht vornehmen. Der Mensch
– und das sind wir alle – ist nun einmal so strukturiert. Die Vermögens-
und Ausgabenpolitik der Stiftung trias zielt darauf ab, einmal erhaltene
Hilfe weiterzugeben. Das Bild von Billardkugeln gefällt uns: Die
Stoßenergie der ersten Kugel setzt sich fort und bringt die nächsten
Kugeln in Bewegung. 

Praktische Ansätze
Der Solidaritätsfonds für Berliner und Brandenburger Hausprojekte ist so
ein Instrument. Berliner Projekte, die oft hohe Summen staatlicher
Förderung erhalten haben, wie auch Einzelpersonen, die davon partizi-
pierten, zahlen in diesen Fonds ein, um neue Projekte zu ermöglichen.
Kein einfaches Unterfangen und bislang noch mit bescheidenem
Umfang, aber ein lobenswertes Vorbild.

Den Dialog der Generationen und die Weitergabe von Hilfe pflegen
natürlich auch „unsere“ Projekte:

• Sonnenhaus e.V., Flutstr. 1, Berlin
Drei Generationen wohnen unter einem Dach. Barrierefreie 
Wohnungen ermöglichen auch Besuche für Rollstuhlfahrer und 
Gehbehinderte. 

Rolf Novy-Huy
Stiftung trias

1 Statistisches Bundesamt 2006: Bevölkerung Deutschlands bis 2050, Variante „mittlere“ 
Bevölkerung, Untergrenze
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• Werkpalast, Alfred-Jung-Str. 6,8, Berlin
Mehrgenerationenwohnen und ein „Medienzentrum für Senioren“ 
sind der inhaltliche Ansatz. Insofern wird dieses Projekt sich auch 
in die Nachbarschaft hinein öffnen.

• Nürnberg
Das Projekt WohnenPLUS der anders WOHNEN eG führt bewusst 
Alleinerziehende und Senior/innen zusammen. Betrachtet man 
deren Bedürfnisse etwas genauer fällt auf, wie gut diese beiden 
Gruppen zusammen passen können.

Schenken, Stiften und Vererben
Wer sich viele Jahre für den Gedanken des gemeinschaftlichen Wohnens
eingesetzt hat, wird auch für sein Testament daran denken. Ob man es
den Mitbewohner/innen oder generellen Zielsetzungen vorbehalten will:
Hier sind die Interessen des Erblassers, des Projektes, der Stiftung und
des Finanzamtes zu bedenken. Es ist unsere Aufgabe, zusammen mit
dem/der Stifter/in dafür gute Lösungen zu finden. Das trifft natürlich
auch für Schenkungen zu Lebzeiten zu.

Fazit
In der letzten Generation angesammeltes Vermögen einzusetzen, um der
nächsten Generation zu helfen, ist im familiären Bereich üblich. Gerade
in der Familienphase ist es oft nur mit Unterstützung der Eltern möglich,
angemessenen Wohnraum und finanzielle Verhältnisse zu sichern. Wei-
tet man diesen Gedanken aus, ist es für eine Stiftung die Aufgabe, dies
im gesellschaftlichen Kontext umzusetzen. Insofern schließt die Stiftung
auch dort die demografische Lücke: Wenn keine Kinder vorhanden sind,
denen das Vermögen vererbt wird, kann die Stiftung mit dieser Aufgabe
betraut werden. 

Ein alter, immer wieder gehörter Gedanke von Stiftern: „Ich habe in mei-
nem Leben viel bekommen und will davon etwas weitergeben.“

Sprechen Sie uns gerne an, wenn Sie an diesem Generationenprojekt
teilnehmen möchten.

Rolf Novy-Huy
*1957. Bankkaufmann. 1973-1982 Lehre und Tätigkeit bei der 
Commerzbank AG im Außenhandel / Auslandsfinanzierung.
Aufenthalt in New York. 1983-1994 Bayerische Hypotheken- und
Wechselbank AG. Firmenkundenbetreuung und Baufinanzierung.
1995-2006 GLS Gemeinschaftsbank eG in Bochum (ältestes
ethisch-ökologisches Bankhaus in Deutschland). Finanzierung
von gemeinschaftlichen Wohnprojekten und unterschiedlichen
alternativen Projekten. Seit Oktober 2006 Geschäftsführer der
Stiftung trias, gemeinnützige Stiftung für Boden, Ökologie und
Wohnen in Hattingen (Ruhr).

Stiftung trias
Postfach 80 05 38  · Bredenscheider Str. 51
45505 Hattingen (Ruhr)    
Tel.: 02324 - 9022213  ·  Fax: 02324 - 596705
Internet: www.stiftung-trias.de
E-Mail: info@stiftung-trias.de

Mehrere Generationen legen zusammen den Grundstein für „wir wohnen zusammen e. V.“, Hattingen Foto: Udo Wirth
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Forum 2: BERATUNGSANGEBOTE FÜR NEUES WOHNEN

Die Beiträge des Forums 1 verweisen bereits darauf, dass eine Initiierung und Umsetzung neuer Wohnformen nicht immer ohne Weiteres
und problemlos möglich ist. Entsprechend hoch ist der Bedarf an kompetenten Beratungsangeboten.
Gregor Jekel stellt in seinem Beitrag eine Fallstudienuntersuchung des Deutschen Instituts für Urbanistik vor, die in ausgewählten deut-
schen Großstädten Unterstützungsangebote für das generationenübergreifende Wohnen untersuchte. Ziel war es, Empfehlungen für die
Einrichtung einer „Netzwerkagentur Generationenübergreifendes Wohnen“ in Berlin auszusprechen. Im Anschluss daran berichtet
Ingeborg Dahlmann von Beratungsangeboten des Landes Niedersachsen: Sie stellt in diesem Zusammenhang die vielfältigen Aktivitäten
des Niedersachsenbüros „Neues Wohnen im Alter“, des Forums Gemeinschaftliches Wohnen e.V. sowie der Niedersächsischen
Fachstelle Wohnberatung vor. Über entsprechende Beratungsstellen in Rheinland-Pfalz informiert schließlich Gabi Frank-Mantowski.
Wie ihre Ausführungen zeigen, wird gemeinschaftliches und barrierefreies Wohnen in Rheinland-Pfalz in besonderer Weise vom
Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen unterstützt.

Netzwerkagentur GenerationenWohnen
Berlin – Fallstudienuntersuchung 
zur Unterstützung von Wohnprojekten 
in deutschen Großstädten

Im Auftrag der Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung hat das
Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) im Jahr 2007 eine Studie erstellt,
in der Lösungsmöglichkeiten und Maßnahmenvorschläge für die Unter-
stützung des generationenübergreifenden Wohnens in Berlin aufgezeigt
und dabei der Fokus auf mögliche Beiträge von Baugemeinschaften,
Wohnprojekten und Wohnungsgenossenschaften gelegt wurde. Neben
der Analyse bisheriger Erfahrungen aus Berlin umfasste die Studie auch
eine Untersuchung kommunaler Erfahrungen und Lösungsansätze in
anderen bundesdeutschen Kommunen.

Der Schwerpunkt dieser Fallstudienuntersuchung lag in den Aktivi-
täten von Großstädten über 250.000 Einwohnern. Dabei zeigte sich,
dass in den allermeisten Fällen eine Unterstützung von Wohnpro-
jekten Bestandteil der Kommunalpolitik ist. In vielen Städten gibt es
Beratungsstellen für Baugemeinschaften, generationenübergreifende
Wohnprojekte oder die Gründung von Genossenschaften. Bei der Ziel-
setzung der Unterstützung zeichnen sich zwei thematische Schwer-
punkte ab. Einerseits reagieren die Kommunen damit auf die stei-
gende Nachfrage nach selbstbestimmtem und selbstorganisiertem
Leben (im Alter). Dies wird mit voranschreitender Alterung und
Vereinzelung der Gesellschaft, knapper werdenden Ressourcen für
öffentliche Infrastruktur und Sozialsysteme sowie mit der Heterogeni-
sierung der Lebensstile auch im Alter begründet. Andererseits wird
ein wachsendes Interesse an der Innenstadt als Wohnstandort auch
bei Familien beobachtet. Diese sollen durch die Schaffung von kos-
tengünstigen und auf die individuellen Bedürfnisse ausgerichteten
Wohnungsangeboten vom Wegzug in den „Speckgürtel“ abgehalten
werden. 

Gregor Jekel
Deutsches Institut für Urbanistik,
Berlin

Generationenübergreifende Wohnprojekte benötigen in vielfältiger
Form Unterstützung. Kommunen tragen dazu durch die Vermittlung
von Interessent/innen in der Gründungsphase, von Know-how bei der
Planung und Steuerung des Bauvorhabens sowie durch Hilfestellun-
gen bei der Grundstückssuche, Finanzierung und administrativen Be-
langen bei. Der Schwerpunkt liegt jedoch in Beratungs- und Vernet-
zungsaktivitäten, die neben der Informationsarbeit auch die Koordi-
nierung verschiedener Verwaltungsebenen und öffentlicher Einrich-
tungen umfassen. 

Die Vorstudie „Netzwerkagentur Generationenübergreifendes
Wohnen“ kann unter http://edoc.difu.de/edoc.php?id=COZ7M16W
heruntergeladen werden.

Gregor Jekel
*1971. Diplom-Geograph. Studium an der Humboldt-Universität
zu Berlin. Seit 2001 wissenschaftlicher Mitarbeiter beim Deut-
schen Institut für Urbanistik im Arbeitsbereich Stadtentwick-
lung und Recht mit dem Themenschwerpunkt Wohnungswesen.

Gregor Jekel
Deutsches Institut für Urbanistik
Straße des 17. Juni 112, 10623 Berlin
Tel.: 030 - 39001-190
E-Mail: jekel@difu.de / Internet: www.difu.de
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Ingeborg Dahlmann
*1954. Exam. Altenpflegerin, Mediatorin, Leiterin der Bundes-
geschäftsstelle des Forums Gemeinschaftliches Wohnen,
Projektmitarbeiterin im Bundesmodellprojekt „Wohnwinkel“ und
im Niedersachsenbüro „Neues Wohnen im Alter“.

Niedersachsenbüro „Neues Wohnen im Alter“
Haus der Region
Hildesheimer Str. 20
30169 Hannover
E-Mail: info@neues-wohnen-nds.de
Internet: www.neues-wohnen-nds.de

Forum: Haus der Region
Ansprechpartner/in: Volker Berz und Ingeborg Dahlmann
Tel.: 0511 - 4753253
Fax: 0511 - 4753530
E-Mail: info@fgw-ev.de
Internet: www.fgw-ev.de

Fachstelle: Haus der Region
Ansprechpartnerinnen: Annette Brümmer und Katrin Hodler
Tel.: 0511 - 3882895
E-Mail: info@fachstelle-wohnberatung.de
Internet: www.fachstelle-wohnberatung.de

Der Arbeitsschwerpunkt der Niedersächsischen Fachstelle für
Wohnberatung (NFW) im Niedersachsenbüro besteht darin, den
Aufbau und die Weiterentwicklung eines bedarfsgerechten Wohn-
angebotes und einer qualifizierten Wohnberatung zu unterstützen.
Angeboten werden
• Beratung und Unterstützung bei der Planung und Organisation von

Wohnberatungsangeboten, 
• Fortbildungen und Erfahrungsaustausch für haupt- und 

ehrenamtliche Wohnberaterinnen und Wohnberater, 
• Informationsmaterialien und Arbeitshilfen sowie
• die Begleitung bei der Planung und Umsetzung quartiersbezoge-

ner Wohn- und Unterstützungsangebote.

Ingeborg Dahlmann
Niedersachsenbüro – 
Neues Wohnen im Alter

Das Niedersachsenbüro „Neues Wohnen
im Alter“

Die meisten älteren Menschen möchten selbständig und selbstbe-
stimmt in ihrer vertrauten Umgebung leben und am Leben teilhaben.
Aufgrund der demografischen Entwicklung wird es immer notwendi-
ger, die Selbsthilfepotentiale der älteren Menschen zu stärken. Aus
diesen Gründen werden in vielen Kommunen Wohn- und Unter-
stützungsangebote entwickelt, die die Selbständigkeit und Selbstver-
antwortung älterer Menschen auch bei zunehmendem Hilfebedarf er-
halten. Hierzu gehören neben altengerechten Wohnungen eine funk-
tionierende Infrastruktur, Beratungsangebote sowie eine Wohnum-
gebung, die Kontakte und gegenseitige Hilfestellungen ermöglicht.
Das Land Niedersachsen möchte diese Entwicklung unterstützen und
fördert zu diesem Zweck seit 01.01.2008 das Niedersachsenbüro –
Neues Wohnen im Alter. Träger des Niedersachsenbüros sind der Ar-
beitskreis Humane Architektur e.V. mit dem Forum Gemeinschaft-
liches Wohnen e.V. und der Niedersächsischen Fachstelle für Wohn-
beratung. 

Ziel des Niedersachsenbüros ist es, die Entwicklung bedarfsgerechter
quartiersbezogener Unterstützungsnetzwerke und Wohnangebote für
das selbständige und selbstbestimmte Wohnen älterer Menschen in
den Kommunen und Landkreisen Niedersachsens anzuregen und fach-
lich zu begleiten. Zu diesem Zweck bietet das Niedersachsenbüro Infor-
mationen und fachliche Unterstützung an bei 
• der bedarfsgerechten Weiterentwicklung vorhandener Wohn-

viertel, 
• dem Aufbau/der Weiterentwicklung von Wohnberatungsangeboten 

oder Informationsbüros, die zu allen Fragen rund um das Wohnen 
im Alter beraten, 

• der Weiterentwicklung des Wohnbestandes bzw. Wohnangebotes, 
• der Förderung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten und

Nachbarschaften sowie 
• der Förderung von Selbsthilfepotentialen und bürgerschaftlichem 

Engagement.

Arbeitsschwerpunkt des Forums Gemeinschaftliches Wohnen (FGW)
ist es, die Entwicklung von selbstorganisierten Wohn- und Nachbar-
schaftsprojekten, die durch Selbsthilfe, Eigeninitiative und bürgerschaft-
liches Engagement entstehen, zu unterstützen. Das Angebot umfasst
• die Initiierung, Beratung und Begleitung von Wohnprojekten, 
• die Weiterentwicklung von ehrenamtlichen und professionellen 

Beratungsstrukturen, 
• Schulungen für Projektentwicklerinnen/Projektentwickler, 
• den Aufbau eines Informationsnetzwerkes sowie 
• die Entwicklung gemeinwesenorientierter Angebote zur Förderung

des gemeinschaftlichen Wohnens.
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für die gemeinschaftlichen Wohnprojekte in Rheinland-Pfalz versteht.
Auch diese LAG wird gefördert.

Seit Herbst 2008 beteiligen wir uns an dem Bundesmodellprojekt „Kom-
petenznetzwerk Wohnen – Neue Formen der mobilen Beratung“. Ehren-
amtliche mobile Beratungsteams an vier Standorten in Bad Ems, Trier,
Landau und Mainz unterstützen und stärken die Beratung für gemein-
schaftliches Wohnen in Rheinland-Pfalz.

Finanzielle Förderung für gemeinschaftliches Wohnen
Finanzministerium, Innenministerium und Wirtschaftsministerium haben
eine Vielzahl von Instrumentarien und Förderprogrammen für den Woh-
nungsbau und die Entwicklung von Dörfern, Gemeinden und Städten
entwickelt. Die Unterstützung von neuen Wohnformen ist hierbei ein
Schwerpunkt. 

Vernetzung der Partner auf Landesebene
Vor Ort in den Kommunen sind Beratung zu baulichen Fragen und kompe-
tente Ansprechpartner notwendig. Dafür muss die Zusammenarbeit und
Vernetzung der Professionen und Beratungsbereiche weiterentwickelt
werden. Auf Landesebene haben wir mit zahlreichen Partnerinnen und
Partnern das Kooperationsforum „Gemeinschaftlich Wohnen in einer Ge-
sellschaft des längeren Lebens“ gegründet. Diesem gehören neben vier
Ministerien auch Akteure aus der Wohnungswirtschaft, dem Sozialwe-
sen, der Architektenkammer, den kommunalen Spitzenverbänden, von
Banken, Wohnprojekten, Beratungsstellen sowie der Wissenschaft an.
Der Erfahrungs- und Wissenstransfer soll zukunftsorientierte neue
Wohnformen ermöglichen.

Erfolge in Rheinland-Pfalz
Diese langjährige kontinuierliche Entwicklung, kurze Wege, enge Koor-
dination und die Vernetzung haben einen deutlichen Zuwachs an ge-
meinschaftlichen Wohnprojekten und Initiativen in Rheinland-Pfalz
ergeben. 

Neben den seit Langem bestehenden Initiativen „Dialog Baukultur“ und
„Bauforum“ wurden im Bereich des Finanzministeriums folgende Initia-
tiven umgesetzt:
• Eröffnung des „Zentrums Baukultur“ – Anlauf- und Beratungsstelle 

zu neuen Wohnmöglichkeiten für Architekten, Planer und Interes-
sierte im Februar 2007 

• Staatspreis 2007 im Bereich Bauen in Orts- und Stadtkernen
• Fachtagung gemeinsam mit dem Verband der Wohnungswirtschaft 

und dem Familienministerium im Dezember 2007 in Bad Kreuznach 
zum Themenfeld ‚Stadt- und Ortskerne stärken – Plädoyer für 
Wohnqualität in Rheinland-Pfalz’ 

• Zusätzliche Finanzierungsmöglichkeiten für gemeinschaftliche 
Wohninitiativen: Förderung von Gemeinschaftsräumen im Rahmen 
des Sozialen Wohnungsbaus; Förderprogramm „Wohnen in Orts- 
und Stadtkernen“

Im Bereich des Innenministeriums gab es folgende Entwicklungen:
• Das Themenfeld ‚Gemeinschaftliches Wohnen’ wurde im Rahmen 

der Dorferneuerung weiter verfestigt. 
• Bei den jährlichen Fachtagungen der Beauftragten für Dorferneue-

rung in den Kommunen ist das gemeinschaftliche Wohnen fester 
Bestandteil. 

• Bei der Überarbeitung der Verwaltungsvorschrift zur Dorferneuerung
ist die demographische Entwicklung und deren Auswirkungen ein 
zentrales Themenfeld. 

Gabi Frank-Mantowski
Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Familie und Frauen 
Rheinland-Pfalz

Neue Akzente für das gemeinschaftliche
Wohnen – Beratung, Kooperation und
Vernetzung in Rheinland-Pfalz 

Der demographische Wandel bringt Veränderungen auch für das Wohnen.
Die meisten Menschen wollen so lange wie möglich eigenständig und
selbstbestimmt in den eigenen vier Wänden und im Wohnumfeld wohnen
bleiben. Unser Grundsatz heißt ambulant vor stationär. Wir wollen errei-
chen, dass Menschen mit Unterstützungs- und Pflegebedarf ihrem Wunsch
entsprechend selbstbestimmt in der eigenen Häuslichkeit leben und am
Leben in der Gesellschaft teilhaben können. Für dieses Ziel brauchen wir
eine Vielfalt an Beratung, Unterstützung, Förderung, Vernetzung und
Kooperation, die zahlreiche Partnerinnen und Partner in Rheinland-Pfalz
seit vielen Jahren schrittweise umsetzen. Wir wollen für alle selbstbe-
stimmte Lebensformen ermöglichen und die barrierefreie Gestaltung aller
Lebensbereiche voranbringen. Dazu gibt es einen ganzen Katalog von
Initiativen. 

Informationsangebote in Rheinland-Pfalz 
Rheinland-Pfalz hat ein breites Netzwerk an Erstberatung zum Wohnen.
134 Beratungs- und Koordinierungsstellen für die Pflege, kommunale
Seniorenbeiräte, Verbände wie der Sozialverband VdK Deutschland e.V.
und der Sozialverband Deutschland (SoVD) e.V. sowie die Selbsthilfeor-
ganisationen sind direkte örtliche Anlaufstellen für eine erste Orientie-
rung. Seit Herbst 2006 haben die verschiedenen Beratungsstellen das
„Beratungsnetzwerk Barrierefreies Wohnen“ entwickelt, um Öffentlich-
keitsarbeit und Qualifizierung weiter auszubauen.

Kompetente Fachstellen für Beratung
Neue Wohnformen und gemeinschaftliche Wohnprojekte brauchen
besondere Unterstützung, Beratung, Lobby und professionelle Beglei-
tung. Das Familienministerium hat die Beratungsangebote ausgebaut
und fördert inzwischen insgesamt vier Beratungsstellen in Rheinland-
Pfalz: 

• seit 15 Jahren die Landesberatungsstelle „Barrierefrei Bauen 
und Wohnen“ bei der Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz mit 
9 Regionalstellen rund um die Wohnungsanpassung, 

• seit 2003 die Beratungsstelle „LebensWohnraum“ des DRK Kreis-
verbandes Mainz-Bingen in Mainz, 

• seit 2007 die Beratungsstelle „Gemeinschaftliches Wohnen 
Pfalz“ der Evangelischen Arbeitsstelle Bildung und Gesellschaft in 
Landau und

• seit 2008 die Landesberatungsstelle „PflegeWohnen“ des 
DRK Kreisverbandes Mainz-Bingen in Mainz.

2007 hat sich die „Landesarbeitsgemeinschaft Gemeinschaftliches Woh-
nen in Rheinland-Pfalz“ gebildet, die sich als Lobby und Selbstvertretung
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• Elemente wie Belebung der Nachbarschaft, Entwicklung von ehren-
amtlichem Engagement in Kommunen, Wiederbelebung von Freiflä-
chen für Aktivitäten von Alt und Jung und für Gesundheitsprävention 
sollen mit in den Blick genommen werden. 

Das Familienministerium hat neben dem oben beschriebenen Ausbau der
Beratungsangebote folgende Initiativen entwickelt: 
• Seminarangebote und Fachtagungen zum gemeinschaftlichen Woh-

nen in Zusammenarbeit mit Partnern – wie diese bundesweite Fach-
tagung

• Initiative „Menschen pflegen“, die unter anderem Pflegebedürftigen 
und ihren Angehörigen alle notwendigen Hilfen wohnortnah erhalten 
möchte und die Entstehung von sozialen Netzwerken und bürger-
schaftlichem Engagement im Umfeld von Pflege fördern will

• Expertise „Pflege und Betreuung im Wohnquartier“ als Anregung für 
wohnortnahe sozialräumliche Unterstützung

• Förderung von zusätzlichen Häusern der Familie als Beratungs- und 
Anlaufstellen für Jung und Alt und für gemeinsames Engagement

Wünsche und Perspektiven der Zusammenarbeit für die Zukunft sind die
stärkere Sensibilisierung von Kommunen und Wohnungswirtschaft, die
Qualifizierung der regionalen Akteure, die Entwicklung weiterer Förder-
möglichkeiten und unterstützender alltagstauglicher und preiswerter Tech-
nologien sowie die infrastrukturelle Entwicklung. Zudem haben wir es uns
zum Ziel gesetzt, bis 2011 in jedem Landkreis und in jeder kreisfreien Stadt
ein gemeinschaftliches Wohnprojekt zu initiieren oder umzusetzen.

Gabi Frank-Mantowski
*1960. Dipl. Sozialpädagogin. Seit 1999 in der Landesleitstelle
„Älter werden in Rheinland-Pfalz“ unter anderem verantwortlich
für Engagementförderung älterer Menschen, die Seniorenzeit-
schrift „Spätlese“ sowie neue gemeinschaftliche Wohnformen 
für Jung und Alt.  

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen Rheinland-Pfalz
Landesleitstelle „Älter werden in Rheinland-Pfalz“
Bauhofstraße 9
55116 Mainz
Tel.: 06131 - 162685
Fax: 06131 - 16172685
E-Mail: gabi.frank-mantowski@masgff.rlp.de
Internet: www.masgff.rlp.de

Mit all diesen Instrumentarien wollen wir in Rheinland-Pfalz neue Wohn-
modelle, Nachbarschaft, Pflege und Betreuung im Wohnquartier weiter-
entwickeln sowie zukunftsfähige sozialräumliche Strukturen aufbauen für
ein gelingendes Gemeinwesen im Quartier.



28

Forum 3: BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT IN WOHNBERATUNG
UND NETZWERKARBEIT

Bürgerschaftliches Engagement kann viele Facetten haben. Die drei Beiträge des Forums 3 zeigen unterschiedliche Herangehens-
weisen, um Menschen zu vernetzen. Dabei können Top-Down-Projekte ebenso erfolgreich sein wie Bottom-Up-Bewegungen. Die
DRK-Beratungsstelle LebensWohnraum ist seit fünf Jahren in Rheinland-Pfalz aktiv mit dem Ziel, bestehende Wohnprojekte zu ver-
netzen, von ihnen Strategien zu lernen und mehr Initiativen für gemeinschaftliches Wohnen auf den Weg zu bringen. Mit einem
Newsletter publiziert sie Termine, Kontaktgesuche und aktuelle Informationen in Rheinland-Pfalz. Es besteht eine enge Kooperation
mit dem Sozialministerium, der Landesarbeitsgemeinschaft und anderen Beratungsstellen im Land. 
Die drei folgenden Beiträge beschreiben eine bürgerschaftliche Wohnprojektinitiative, ein Quartiersprojekt und ein Beratungsprojekt.
Anne Leyendecker berichtet, wie Menschen sich zunächst in ihrem Stadtteil aktiv einmischten, um Grundlagen für ein späteres ge-
meinschaftliches Wohnen zu schaffen (bottom-up). Stefanie Adler stellt das Kompetenznetzwerk Wohnen vor, ein Bundesprojekt, das
durch regionalisierte Beratung mehr alternative Wohnformen auf den Weg bringt (top-down). Gerda Zeuss stellt dar, welchen Gewinn
an Lebensqualität für den Einzelnen die soziale Aktivierung eines Stadtquartiers erbringen kann (top-down und bottom-up zugleich).
(Protokoll: Berit Herger, DRK-Neratungsstelle LebensWohnraum für Rheinland-Pfalz)

Anne Leyendecker
MITEINANDER – Wohnen in
Verantwortung e.V., Gerresheim

MITEINANDER – Wohnen in Verantwortung
„Die Zukunft, die wir wollen, muss erfunden werden, 
sonst kriegen wir eine, die wir nicht wollen.“  
(Joseph Beuys)

Wohnen in Verantwortung – der Name ist Programm, 30 Menschen der
Generation 55plus bauen eine sozial verlässliche Hausgemeinschaft auf
als Vorsorge für die Zeit der Hochaltrigkeit, zur gegenseitigen Hilfe und zur
Entlastung nachfolgender Generationen. Gleichzeitig gilt für die Mitbe-
wohner ein verbindliches Engagement im Wohnquartier als unverzichtbare
Voraussetzung für Erhalt und Entwicklung der Vielfalt des kulturellen
Lebens einer Großstadt. Ältere können und wollen noch etwas bewegen.
Wir fühlen uns verantwortlich für den gesellschaftlichen Zusammenhalt,
d.h. wir bauen Brücken zwischen den Generationen und Kulturen, lassen
keinen verderben, bringen Fähigkeiten und Talente zur Entfaltung, sehen
dies als Sinn- und Lebenserfüllung. Eine bessere Therapie gegen schnelles
Altern und einsame, leere Tage kann es kaum geben. 

Ziel
Demografische Herausforderung annehmen, lebensfroher Start ins
nachberufliche Leben, Aufbau einer gesellschaftlich wachen, verläss-
lichen Hausgemeinschaft, gegenseitige Unterstützung im vorpflegeri-
schen Bereich und in Notsituationen. Schon während der Bauphase
nehmen die Vereinsmitglieder ihr sozial-kulturelles Engagements im
Quartier auf, d.h. Wiederbelebung von Solidarität und Nachbarschaft
als neuer Generationenvertrag.

Konzept
Das „Forum Nachbarschaftskultur“ verbindet die Gruppe. Es beinhal-
tet die Quartiersarbeit mit sozial-kultureller Ausrichtung als Herz-

stück des Projektes: Nähstube, Stressbewältigung für Eltern von
Kindern mit Schulschwierigkeiten, kreatives Arbeiten mit Kindern und
Künstlern, Lesepatenschaften, Literaturcafé, gesundes Kochen und
Esskultur mit jungen Familien und Kindern, Werkstattangebote,
Patenschaften für Azubis, etc. Die Initiative kommt Kindern, Jugend-
lichen, jungen Familien (teilweise bildungsfern) sowie alleinstehen-
den Älteren im Quartier zugute. Im Bündnis mit Experten aus Berei-
chen der Weiterbildung, engagierten Nachbarn und Institutionen
wird die Wohngruppe mit Betroffenen gemeinsam praktikable Strate-
gien zur Linderung von Armut erarbeiten und Lösungen umsetzen.
Jedes Vereinsmitglied ist in verschiedenen sozial-kulturellen Projek-
ten aktiv und verpflichtet sich, den Kräften entsprechend und solange
es körperlich und geistig dazu in der Lage ist, sich an den Aktivitäten
zu beteiligen. Soziales Kapital entsteht aus Dichte sozialer Beziehun-
gen in einem Gemeinwesen. Die Initiative ist mit Bildungs- und Kul-
tureinrichtungen, mit Pädagogen, Künstlern, der Fachhochschule, ver-
schiedenen Verbänden und Gruppierungen vernetzt und verbreitet
aktiv den Gedanken der Quartiersarbeit.

Wir erhalten symbolisch unsere Wohnungsschlüssel. Foto: Anne Leyendecker
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Das „Forum Nachbarschaftskultur“ steht auf drei Säulen:

1. KULTURANGEBOTE – Gemeinschaft leben, nachbarschaftliches 
Miteinander stärken, soziale Netzwerke aufbauen

2. QUALIFIZIERUNG – Kompetenzen erweitern, Ressourcen entdecken, 
Selbsthilfe fördern, Qualität und Nachhaltigkeit sichern.
Auch sozial-kulturell ambitionierte Nachbarn und Fördermitglieder 
sollen gewonnen werden, um in überschaubaren Bereichen eigene
Projekte in den Gemeinschaftsräumen zu realisieren und den Kreis
der Aktiven zu bereichern. Dafür werden gezielt Qualifizierungs-
programme angeboten. Eine enge Zusammenarbeit mit Düssel-
dorfer Pädagogen, Künstlern und Experten aus dem Medienbereich
ist vorgesehen.

3. MODELLTRANSFER – Ideen weitergeben, Erfahrungen teilen, von 
anderen lernen, Kräfte bündeln, Synergien nutzen. Die Idee der 
Quartiersarbeit lässt sich auf andere Wohnquartiere in der Stadt 
ausweiten. Eine zweite Gruppe des Vereins hat sich bereits gebildet
und baut in Düsseldorf ein weiteres Projekt auf.

Kompetenznetzwerk Wohnen – 
Neue Formen der mobilen Beratung 

Das Projekt
Das „Kompetenznetzwerk Wohnen – Neue Formen der mobilen Beratung“
ist eine Initiative im Rahmen des Modellprogramms „Neues Wohnen –
Beratung und Kooperation für mehr Lebensqualität im Alter“, welches das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Entwick-
lung einer zukunftsgerichteten Wohnkultur aufgelegt hat.
Das Kompetenznetzwerk Wohnen erprobt neue Wege der Beratung und
Information zu neuen Wohnformen im Alter. Es wird von einem Koopera-
tionsverbund umgesetzt, der von der Bundesarbeitsgemeinschaft Senio-
renbüros e.V., dem Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V. (FGW), der
empirica AG sowie der Volkssolidarität Neubrandenburg/Neustrelitz e.V.
gebildet wird.

Mobile Beratungsteams helfen Bürgerinnen und Bürgern bei der Auswahl
geeigneter Wohnformen und beim Einstieg in gemeinschaftliche Projekte.
Das Projekt richtet sich ebenso an fortgeschrittene Projektinitiativen,
Kommunen und Wohnungsunternehmen. Das mobile Beratungsangebot
wird unter Einbeziehung freiwilligen Engagements Älterer bis 2010 in aus-
gewählten Erprobungsregionen in Rheinland-Pfalz, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern und Hessen aufgebaut. Es wird mit bestehenden Beratungs-
angeboten zu selbstbestimmtem Wohnen im Alter vernetzt.

Rheinland-Pfalz beteiligt sich mit seinen Beratungsstellen zu gemein-
schaftlichem Wohnen in Mainz und Landau sowie den Seniorenbüros in
Bad Ems und Trier als Vorreiter am Aufbau der mobilen Beratungsteams.
Das Projekt wird hier zusätzlich durch das Ministerium für Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen unterstützt. Die Koordination in
Rheinland-Pfalz erfolgt durch den DRK-Kreisverband Mainz-Bingen.

Die mobilen Beratungsteams
• arbeiten auf der Basis freiwilligen Engagements und kommen aus 

dem Umfeld der am Projekt beteiligten Seniorenbüros und Beratungs-
stellen. 

• bringen eine breite Palette an Kenntnissen und Erfahrungen mit 
Anknüpfungspunkten zum Wohnen im Alter mit.

• werden durch Mitglieder eines Kompetenzteams, das von Experten 
der Projektpartner FGW e.V. und empirica AG gebildet wird, auf ihren
Einsatz vorbereitet.

• leisten Orientierungs- und Entscheidungshilfe: Welche Wohnform 
passt zu mir?

• geben Starthilfe beim Einstieg in gemeinschaftliche Wohnprojekte.
• dienen bei Bedarf als Lotsen zu weiterführenden Ansprechpartnern.
• werden für die Beratung fortgeschrittener Projektinitiativen, Kommu-

nen und Wohnungsunternehmen durch das Kompetenzteam 
unterstützt.

Anne Leyendecker
*1945. Erwachsene Töchter, Enkelkinder, 91-jährige Mutter.
Mitten im Leben stehende Rentnerin, EFI-Seniortrainerin,
Mitinitiatorin zum Aufbau eines alternativen Wohnprojektes
in Düsseldorf. Mein Engagement wird gefördert, unterstützt
und bereichert durch ein Netzwerk lebenskluger, aktiver
Menschen.

Anne Leyendecker
MITEINANDER – Wohnen in Verantwortung e.V.
Tel.: 0211 - 592487
E-Mail: miteinander-d@t-online.de

Stefanie Adler
Kompetenznetzwerk Wohnen –
Neue Formen der mobilen
Beratung, Bundesarbeits-
gemeinschaft Seniorenbüros e.V.

Gespräche über Herzensangelegenheiten Foto: Anne Leyendecker
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Das Internetportal www.kompetenznetzwerk-wohnen.de

Wichtiger Bestandteil des neuen Informations- und Beratungsangebotes
ist das Internetportal. Es

• enthält umfangreiche Informationen rund ums Wohnen im Alter,
• stellt einen Wissenspool zu neuem Wohnen mit dem Schwerpunkt 

gemeinschaftliches Wohnen zur Verfügung,
• liefert praxisorientierte Tipps und fundierte Informationen für 

Einsteiger, Projektinitiativen und Profis, 
• bietet einen Serviceteil mit Kontaktdaten von Ansprechpartnern, 

Links zu Fördermöglichkeiten und Hinweisen zu Veröffentlichungen 
rund ums neue Wohnen im Alter,

• wird schrittweise mit beispielgebenden Wohnprojekten (best practice)
ergänzt,

• enthält weitere Informationen zur Konzeption und zum Stand des 
Projektes und

• ermöglicht eine direkte Beratungsanfrage.

Stefanie Adler
Politikwissenschaftlerin. 1993-1999 wissenschaftliche Mitarbei-
terin und Büroleiterin bei Mitgliedern des Deutschen Bundestages.
2000-2002 Familienarbeit. 2003-2007 Mitarbeiterin im Direktions-
büro des Stabsbereichs Politik beim AOK-Bundesverband. Seit
November 2007 Referentin der BaS für die Projektleitung des
BMFSFJ-Kooperationsprojekts „Kompetenznetzwerk Wohnen –
Neue Formen der mobilen Beratung“.

Stefanie Adler, M.A.
Projektltg. Kompetenznetzwerk Wohnen – Neue Formen d. Mobilen
Beratung, Bundesarbeitsgemeinschaft Seniorenbüros e.V. (BaS)
Graurheindorfer Str. 79
53111 Bonn
Tel.: 0228 - 18468899
Fax: 0228 - 614060
E-Mail: adler@seniorenbueros.org

Die regionalen Anlaufstellen in Rheinland-Pfalz sind:

Bad Ems
Seniorenbüro „Die Brücke“, Uschi Rustler 
Tel.: 02603 972-336 / E-Mail: uschi.rustler@rhein-lahn.rlp.de

Mainz
DRK-Beratungsstelle LebensWohnraum für RLP, Berit Herger 
Tel.: 06131 269-33 / E-Mail: lebenswohnraum@drk-mainz.de

Landau
Beratungsstelle Gemeinschaftliches Wohnen Pfalz, Gisela Wissing 
Tel.: 06341 985812 / E-Mail: gisela.wissing@evkirchepfalz.de

Trier
Seniorenbüro Trier, Gabi Sarik 
Tel.: 0651 9946894 / E-Mail: gabi.sarik@seniorenbuero-trier.de

Mobile Beratungsteams geben Entscheidungshilfen rund ums Wohnen im Alter. Foto: Stefanie Adler
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Gerda Zeuss
Wohnberatung 
im Ökozentrum Nürnberg

Altersgerechtes Wohnen in Fürth
Fürth – Westliche Innenstadt (Bayern)

Kontext
Die westliche Innenstadt Fürths ist seit 2000 das größte Sanierungsgebiet
Bayerns im Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“. Weitere Besonder-
heit: Das Stadtzentrum ist der soziale Brennpunkt. Das einheitliche En-
semble historischer Bausubstanz kann nicht darüber hinwegtäuschen,
dass hier ein höherer Prozentsatz ärmerer Schichten und mehr Menschen
mit Migrationshintergrund leben als in der Gesamtstadt. Der Seniorenan-
teil bewegt sich nur deswegen im gesamtstädtischen Mittel, weil die Mi-
grantenfamilien eine höhere Reproduktionsrate aufweisen. Die bisherige
Sanierungsstrategie verfolgt eindeutig Aufwertungsziele, um einkom-
mensstärkere und deutsche Bevölkerungsschichten in das Quartier zu
holen. Unter Bedingungen von vorherrschend privatem Streubesitz ist das
nur indirekt über Verbesserungen im öffentlichen Raum und über die Ver-
gabe von öffentlichen Fördermitteln für die private Sanierung steuerbar.

Konzept (Generationen, Quartier)
In dem Konfliktfeld zwischen sozialen Nischenmilieus und neuer Gen-
trifikationstendenz  will die AWO Fürth e.V. ein Zeichen setzen, dass die
Verbesserung der Wohnverhältnisse nicht zur Verdrängung führen muss,
sondern dass mit allen Schichten und Altersgruppen sogar unter einem
Dach gute Nachbarschaft möglich ist und zu mehr Gemeinsinn führen
kann. Interessierte für ein gemeinschaftliches Wohnprojekt – Alte und
Junge, Deutsche und Ausländer, Einkommensstärkere und Einkommens-
schwächere, Behinderte und nicht Behinderte – waren schnell gefunden.
Die haben sich mit Unterstützung einer Projektentwicklerin inzwischen zu
einem gemeinnützigen Verein „Anders Wohnen“ e.V. zusammengeschlos-
sen, um sich als Mieter weitestgehend selbst zu verwalten und die neue
Wohnform mit Außenwirkung zu versehen. Für das Experiment steht eine
zentrale Liegenschaft zur Verfügung, die erst umgebaut und saniert wer-
den muss. 

Innovationen
Die Projektentwicklung hat einerseits ‚top-down’ stattgefunden durch
den Lösungsansatz für die vorhandenen sozialen Spannungen; sie ist
aber durch das Aufgreifen der Idee des gemeinschaftlichen Wohnens
interessierter Bürger bereits ‚bottom-up’ angekommen. Für Fürth gilt
daher:

• verbindliche Selbstorganisation der Bewohner und deren bürger-
schaftliches und interkulturelles Engagement für den Stadtteil

• Öffnung der Gemeinschaftsräume des Wohnprojektes für die weitere 
Nachbarschaft und für Selbsthilfegruppen

• Vernetzung mit anderen sozialen Einrichtungen, wie der KULTUR-
BRÜCKE und dem MEHRGENERATIONENHAUS des Mütterzentrums

Gründungsmitglieder des ersten Nürnberger Ökozentrums e.V. Foto: AWO KV Fürth-Stadt e.V. 
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Ziele
Das Projekt will ein Verhaltensmodell schaffen, das sich an den Problem-
lagen und Notwendigkeiten des Quartiers orientiert als ‚best practice’ für
soziale Integration im Wohnbereich.
• Der Integrationsanspruch ist sehr hoch, wird aber durch die 

Lebensweltlichkeit gestützt.
• Die positive Ausstrahlung auf den Stadtteil bekommt 

Multiplikatoren in den kooperierenden sozialen Einrichtungen. 
• Es soll ein Netzwerk weiterer gemeinschaftlicher 

Wohnprojekte im Quartier angeregt und aufgebaut werden, 
v.a. mit Migranten.

Finanzierung / Förderung / Kosten
Die Umbau- und Sanierungsmaßnahmen haben ein Volumen von knapp
3,1 Millionen Euro. Diese hohen Investitionskosten sind einerseits einer
nachhaltig ausgerichteten, barrierefreien und energiesparenden Bauwei-
se, andererseits aber der Tücke des Objektes zu verdanken. Durch die
Heterogenität der Gebäude und die verschiedenen Funktionen hat man es
nunmehr mit vier verschiedenen Förderarten zu tun:

Beim Wohnen:
1. Bayerisches Modernisierungsprogramm (Alt)
2. Einkommensorientierte Förderung (Neubau) 
3. KfW-Energieeinsparprogramm (Ökologie)

Bei den Gemeinbedarfseinrichtungen:
4. Soziale Stadt (Städtebauförderung)
Hier bestand noch eine Finanzierungslücke, die mit einer Unterstützung
von ExWoSt für die Investitionen projektbezogener Gemeinschaftsein-

richtungen mit 150 000 € weitestgehend ausgeglichen ist. Auch die Pro-
jektbegleitung durch die Sozialplanung und der forschungsbedingte
Mehraufwand während der nächsten Jahre wird von ExWoSt übernom-
men (Kosten für das Modellvorhaben: 300 000 €).

Akteure / Beteiligte
• AWO Fürth e.V.
• AWO Stiftung Soziales Engagement in Fürth
• Bewohnerverein Anders Wohnen e.V.
• Stadt Fürth Sozialreferat
• Neue Kooperation Freiwillig Wofür 
• Mütterzentrum e.V. + Mehrgenerationenhaus

Gender-Relevanz
Für gemeinschaftliche Wohnformen interessieren sich immer noch mehr
Frauen. Es muss also darauf geachtet werden, dass die Männer gleich
beteiligt werden. In der Bewohnergruppe stellen die Männer derzeit
zahlenmäßig ein Drittel. Das Engagement für das Projekt ist jetzt schon
vergleichbar groß. 

Wechselbeziehungen Wohnen / 
Freiflächen / Gemeinschaftseinrichtungen
Das Umnutzungskonzept für die Theresienstr. 30-34 sieht ein Kontinu-
um von Wohnnutzung, wohnprojektbezogenen Gemeinschaftsflächen
und Gemeinbedarfseinrichtungen vor. Drehscheibenfunktion für die
Kommunikation untereinander, mit der Nachbarschaft und dem Stadt-
teil kommt v.a. dem zentral gelegenen Gemeinschaftsraum im Neubau
zu. Hier sollen entsprechende kulturelle Angebote (unter den Bewoh-
nerinnen und Bewohnern gibt es zufällig viele Musiktalente) und
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Stadt Stadtquartier Quartierstyp Sozialdaten Träger/Eigent. Förderung

114.000 EW 12.000 EW Mischgebiet

Kreistyp Lage                     präg. Baualter 16% > 65 Jahre AWO-Stiftung Soziale Stadt

Kernstadt zentral Gründerzeit 40% Zuwanderer Wohlfahrtsverbände, Bayr. Mod.

20% SGB II Nutzervereine EOF

7% Arbeitslose

Gerda Zeuss
*1947. Studium der Germanistik, Geschichte, Soziologie, Politik
und Pädagogik. 1980-1999 Projektentwicklungen und soziale
Planung in Stadterneuerungsgebieten in Nürnberg und München.
Seit 2000 Aufträge im Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ für
vorbereitende Untersuchungen und Quartiersmanagement und
daraus resultierende Folgeprojekte. 

Wohnberatung im Ökozentrum
Hessestr. 4  ·  90443 Nürnberg 
Tel.:  0911 - 288220 / Fax: 0911 - 288226 
E-Mail: oekozentrum.nuernberg@t-online.de

Einladungen zu Veranstaltungen an andere Nachbarschaften und Grup-
pen im Umfeld erfolgen und die offene Tür für das Modellvorhaben ge-
pflegt werden. 

Besondere Gemeinbedarfseinrichtungen
Im Haus sollen auch die zentrale Freiwilligenagentur für Fürth und Teile
der Kulturbrücke untergebracht werden. Die Kulturbrücke ist eine Einrich-
tung der AWO Fürth-Stadt e.V., die Migrationserstberatung und Integra-
tionskurse und Schulungen im Auftrag des BAMF durchführt. Außerdem
macht sie interkulturelle Angebote (v.a. für ausländische Mädchen und
Frauen) und organisiert ein „Hippy-Projekt“, das Erziehungskompetenzen
mit Müttern trainiert. 

Die „Neue Kooperation Freiwillig Wofür“ ist als Vermittlungsbörse der
Wohlfahrtsverbände und anderer freier Träger geplant, die alle mit Frei-
willigen arbeiten. Der erste dieser neuen Partner der Wohlfahrtsverbände
wird das Mütterzentrum Fürth sein, das eines von 50 Pilotprojekten des
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Pro-
gramm „Mehrgenerationenhäuser“ ist. Hier gilt es, wertvolle Synergien
zu nutzen (z.B. deren Organisationsstruktur über Intranet). Das MGH sucht

Wohnprojekte als Netzwerkpartner im Quartier und das Wohnprojekt
nutzt das MGH als Multiplikator für die Verbreitung der Idee integrierten
Wohnens.

Lage des Projektes in der Innenstadt von Fürth Quelle: Google-Earth



34

Forum 4: WOHNPROJEKTE ALS KOOPERATIONSPARTNER VON
MEHRGENERATIONENHÄUSERN

Mit dem Ziel, den Dialog und Austausch der Generationen und dabei bürgerschaftliches Engagement zu fördern, trägt das aktuelle
Aktionsprogramm ‚Mehrgenerationenhäuser’ des Bundesministeriums für Familien, Senioren, Frauen und Jugend vielfältige Erwar-
tungen an Mehrgenerationenhäuser heran. Doch wie vereinbart sich der hohe Erfolgsdruck mit den Gegebenheiten beziehungsweise
den Möglichkeiten vor Ort? Welche Wege schlagen Mehrgenerationenhäuser ein, welche Orientierungen für Kooperationen mit ge-
meinschaftlichen Wohnformen in der Nachbarschaft werden vorrangig verfolgt? 
In den folgenden Beiträgen werden exemplarisch zwei Mehrgenerationenhäuser vorgestellt, wobei diese und andere Fragen beant-
wortet werden. Zunächst informiert Peter Reuter über das Mehrgenerationenhaus Römerquellentreff (Mainz-Finthen). Allein die
Darstellung des Angebotsspektrums des Hauses weist auf ein ganzheitliches Angebot, das den Anforderungen von Jung und Alt
unterschiedlicher sozialer und ethischer Herkunft gerecht wird. Ebenso breit gefächert sind auch die Angebote des ‚Schaumlöffel-
hauses’, die Dr. Eberhard Hesse exemplarisch vorstellt. Wie seine Ausführungen zeigen, können durch Kooperationen jedoch auch
unerwartete Probleme auftreten, die es zu überwinden gilt.

Peter Reuter
Mehrgenerationenhaus
Römerquellentreff, Mainz-Finthen

Der Römerquellentreff in Mainz-Finthen

Bundesaktionsprogramm „Mehrgenerationenhäuser“
Das Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser (MGH) ist ein vom Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gefördertes Pro-
jekt. Der Förderzeitraum beläuft sich auf 5 Jahre. Dabei wird jede Einrich-
tung jährlich mit bis zu 40.000€ gefördert. Davon können 20.000€ für
Personalkosten und 20.000€ für Sachkosten verwendet werden.

Unter Sachkosten fallen Dinge wie Honorargelder, Zuschüsse für Projek-
te, Materialanschaffungen etc. Im Rahmen des Programms gibt es eine
wissenschaftliche Betreuung durch die so genannte Serviceagentur, die
den Häusern sowohl ein Benchmarking ermöglicht als auch die
Nachhaltigkeit der Angebote eruiert. Dem Programm gehören momentan
bundesweit ca. 460 Häuser an. 

Die in Rheinland-Pfalz gelegenen Häuser dürfen sich über weitere Unter-
stützung durch das Programm „Häuser der Familie“ des Landes Rhein-
land-Pfalz freuen. Hier finden von Seiten des Ministeriums für Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen auch eine finanzielle Förderung
sowie eine wissenschaftliche Betreuung, allerdings mit einem stark fam-
ilienbezogenen Schwerpunkt, statt.

Die Begrifflichkeit des „Hauses der Familie“ bezeichnet die Einrichtung
zwar nicht in seiner ganzen Ausrichtung und Angebotspalette, aber es
kommt in der Bevölkerung zu weniger Unklarheiten und Verwechse-
lungen als beim verwendeten Begriff des „Mehrgenerationenhauses“,
mit dem die meisten Menschen in der Regel als erstes eine Wohnform,
in der mehrere Generationen leben, verbinden. Vielmehr ist das
Mehrgenerationenhaus wie im weiteren Verlauf zu sehen ist, eine
Begegnungsstätte für Jung und Alt mit spezifischen Angeboten. 

Leitgedanken des Programmes
Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels unserer Gesellschaft
und dem Wegbrechen der meist familiären Hilfsnetzwerke stellt das
Mehrgenerationenhaus ein adäquates Mittel dar, um den Wandel unse-
rer Gesellschaft aktiv zu gestalten. Dabei liegt ein Hauptaugenmerk da-
rauf, den Generationen Möglichkeiten zu bieten, sich zu begegnen und
voneinander zu lernen. Ziel ist es, neue Hilfsnetzwerke aufzubauen und
Aufgaben, die die Familie bzw. Verwandte aus verschiedenen Gründen
nicht mehr leisten können, zu übernehmen. 

Merkmale eines Mehrgenerationenhauses
Aufbauend auf den formulierten Leitgedanken ergeben sich die im
Bundesaktionsprogramm festgeschriebenen Merkmale eines Mehrge-
nerationenhauses: Kernstück eines jeden Mehrgenerationenhauses
soll der so genannte „offene Treff“ sein, in dem sich Personen auf unge-
zwungene Art und Weise treffen können. Dieses niedrigschwellige An-
gebot soll die Menschen ins Haus bringen und ihnen die Möglichkeit
zum Austausch geben. Des Weiteren soll der offene Treff sozusagen als
Ideenschmiede dienen, in der die Menschen – für ihre eigenen Bedürf-
nisse und die ihres Wohnumfeldes bzw. Gemeinwesens – Angebote,
Initiativen etc. entwickeln. Diese können dann gemeinsam mit und
auch im MGH umgesetzt werden. Dabei soll die Angebotsstruktur des
Hauses alle vier Lebensalter integrieren und generationenübergreifend
arbeiten. 
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Das bedeutet, es sollen im Haus Kinder, Jugendliche, Erwachsene mitt-
leren Alters und Senioren vertreten sein, deren jeweilige Bedürfnisse sich
in den Angeboten niederschlagen. In diesem Zusammenhang meint dann
generationenübergreifend, dass nicht jede Altersschicht ihre eigenen An-
gebote hat, sondern dass es Angebote gibt, die von verschiedenen Gene-
rationen gleichzeitig wahrgenommen werden. 

Im optimalen Fall versteht man darunter, dass eine Generation etwas
für eine andere anbietet und somit beide ins Gespräch kommen und
voneinander lernen. Auch gerade hier, wie im gesamten Konzept des
Aktionsprogrammes, spielt die Förderung des freiwilligen Engage-
ments durch das MGH eine wichtige Rolle. Denn nur unter der Mit-
hilfe vieler Ehrenamtlicher können die vielfältigen Aufgaben erfüllt
werden. Unter anderem ist eine zentrale Aufgabe die Kinderbe-
treuung. Diese soll vor allem sehr flexibel sein und den einzelnen Fa-
milien eine schnelle und wohnortnahe Entlastung ermöglichen. Als
weitere Merkmale eines MGHs ist die Einbeziehung beider Ge-
schlechter, unterschiedlicher Milieus und Kulturen in die Arbeit des
Mehrgenerationenhauses zu nennen.

Das Mehrgenerationenhaus Römerquellentreff
Das MGH Römerquellentreff liegt mitten in einer Wohnsiedlung des
Stadtteils Mainz-Finthen. Dort leben ca. 4500 Menschen verschiedener
sozialer und ethischer Herkunft. Das Wohnbild ist vor allem geprägt von
mehrstöckigen Wohnblocks aus den siebziger Jahren, um die sich wie
ein Ring kleine Einfamilienhäuser- bzw. Reihenhaussiedlungen gruppie-

ren. Das MGH Römerquellentreff ist entstanden aus einem Bürgertreff,
der im Rahmen des Projektes „Soziale Stadt“ der Landeshauptstadt
Mainz in einem ehemaligen Sparkassengebäude angesiedelt und auf-
gebaut wurde. Die Bürger wurden von Anfang an in die Planungen ein-
bezogen und ihr ehrenamtliches Engagement für das Gemeinwesen
gefördert. Eine Besonderheit des MGH Römerquellentreff ist die Trä-
gerschaft des Hauses. Es gibt einen Kooperationsvertrag zwischen der
Landeshauptstadt Mainz, dem Förderverein Römerquellentreff und dem
diakonischen Werk Mainz-Bingen. Jeder der Träger bringt bestimmte
Ressourcen in das Projekt ein. Die Landeshauptstadt Mainz stellt die
Immobilie, alles, was damit zu tun hat, sowie das pädagogische Perso-
nal für die offene Jugendarbeit. 

ANGEBOTSSPEKTRUM DES MEHRGENERATIONEN-
HAUSES RÖMERQUELLENTREFF

Im MGH Römerquellentreff gibt es für die verschiedenen Ziel-
gruppen ein vielfältiges Spektrum an Angeboten. Neben Einzel-
veranstaltungen wie dem jährlichen Sommerfest oder der 
Seniorenfreizeit finden die meisten anderen Projekte regelmäßig 
(wöchentlich, alle vierzehn Tage oder einmal im Monat) statt. 
Folgende Angebote stehen für die jeweiligen Zielgruppen zur 
Verfügung:

Zielgruppe: Kinder und Jugendliche
• Jugendzentrum GOFI 
• Schülerhilfe
• Hausaufgabenbetreuung
• Nachhilfe in Englisch
• Unterricht in albanischer Sprache

Zielgruppe: Eltern
• Pekipkurs
• Schwangerenberatung
• Vater mit Kind

Zielgruppe: Senioren
• Seniorencafé
• Rentenberatung
• Kartenspielen
• Ehrenamtlicher Besuchsdienstkreis für  Senior/innen 
• Geistig jung und körperlich in Schwung

Zielgruppe: Migrant/innen
• Migrations- und Flüchtlingsberatung
• Nähmaschinenkurs
• Internationaler Begegnungskreis für Frauen
• Gesprächskreis Deutsch
• Fachsprachlicher Unterricht für Betreuungs- und Pflegeberufe für 

Migrant/innen 
• Deutschkurs für Migrant/innen

Zielgruppe: Arbeitssuchende/Arbeitslose
• Café Connection
• Chance2 

Computer- und Bewerbungstraining
• Babysitterkurs

Generationenübergreifende Angebote
• Öffentliches Wohnzimmer
• Talente-Tauschbörse
• Vermietung der Räumlichkeiten für Familienfeste
• Musikalisch-literarisches Café 

Möglichkeit der Partizipation der Bürger
• Sprechstunde des Ortsvorstehers
• Sprechstunde des Koordinators
• Römerquellenbeirat

Die Angebotsstruktur ist einem ständigen Wandel unterzogen, da 
sich aus der Bewohnerschaft neue Ideen entwickeln, neuer Bedarf 
erkannt wird und manche Projekte auch nur für einen bestimmten
Zeitraum konzipiert sind.
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Der Förderverein Römerquellentreff e.V. steuert zum einen finanzielle Mit-
tel zur Durchführung von Projekten und zum anderen vor allem die ehren-
amtliche Power der Bewohner bei. Das Diakonische Werk stellt den Koor-
dinator des MGHs und ist für die Verwaltung der Gelder des Aktions-
programms (Buchhaltung, Abrechnung mit dem Ministerium) sowie für
die Vernetzung mit dem Bundesministerium zuständig.

Wie das Diagramm auf Seite 35 zeigt, finden vor allem Kinder/Jugendliche
und Senioren den Weg ins MGH, um die dortigen Angebote zu nutzen. Dies
liegt zum einen an der auf diese Nutzer abgestimmte Angebotsstruktur und
zum anderen an der Tatsache, dass Kleinkinder im Alter zwischen 3 und 6
Jahren und damit auch die jungen Eltern zwischen 20 und 30 Jahren von
der im Wohngebiet vorhandenen Kindertagesstätte erreicht werden. Mit
dieser wird eine zukünftig engere Kooperation angestrebt.

Kooperationsmöglichkeiten
Aus meiner Sicht ergeben sich vielfältige Kooperationsmöglichkeiten zwi-
schen einem Mehrgenerationenhaus (speziell dem Römerquellentreff)
und Wohnformen im Alter, die zu gegenseitigen Synergieeffekten führen
können. So bietet sich für die Bewohner solcher Wohnformen in erster
Linie die Möglichkeit, die Infrastruktur des MGHs zu nutzen. Darunter fal-
len die Nutzung der konkreten Angebote (Gedächtnistraining, Besuchs-
dienst), die Nutzung des MGHs als Informationsplattform (Angebote von
Kooperationspartnern, Weitervermittlung an verschiedene Beratungsan-
gebote) und als Treffpunkt zum Austausch mit dem Gemeinwesen (z.B.
öffentliches Wohnzimmer). Weiterhin können sie an der Entwicklung
ihres Wohnumfeldes patizipieren (Sprechstunde des Ortsvorstehers, Rö-
merquellenbeirat) und dieses durch Entwicklung und Umsetzung eigener
Ideen im Rahmen des MGHs aktiv mitgestalten. Somit bietet das MGH

Peter Reuter
*1978. Diplom-Sozialpädagoge (FH). Mitarbeiter des Diako-
nischen Werkes Mainz-Bingen. Momentane Tätigkeiten:
Koordinatorenstelle im Mehrgenerationenhaus Römerquellen-
treff in Mainz-Finthen, Bereichsleitung der Suchtberatungs- und
Suchtpräventionsstelle des Diakonischen Werkes Mainz-Bingen
in Oppenheim. Vorherige Tätigkeiten: Mitarbeiter auf der
Außenwohngruppe V der Kinder- und Jugendhilfe St. Hildegard
in Bingen, Mitarbeiter im Gemeinschaftshaus „i-punkt“ des
Diakonischen Werkes Mainz-Bingen in Ingelheim, Vereinsbe-
treuer im Betreuungsverein der Diakonie Ingelheim e.V. 

Mehrgenerationenhaus Römerquellentreff 
Sertoriusring 31
55126 Mainz 
Tel.: 06131 - 629909
Fax: 06131 - 629924 
E-Mail: mgh-mainz@diakonie-mainz-bingen.de
Internet: www.roemerquellentreff.de
www.mehrgenerationenhaeuser.de

ihnen auch eine Gelegenheit, sich ehrenamtlich zu engagieren. Eine Koo-
peration zwischen Wohnformen im Alter und einem MGH kann zudem
eine beidseitige Multiplikatorenfunktion übernehmen. 



37

Dr. med. Eberhard Hesse
PRO DEM e.V. im
Schaumlöffelhaus Stuhr-Brinkum

in eine Bürgerstiftung übergehen lassen werden, möchten wir nun eine
klare Trennung und damit auch eine Veränderung des Ansehens unseres
Hauses bewirken. 

Zum Haus selbst: Natürlich beanspruchen unsere Gruppen eine Menge
Aufmerksamkeit. Daneben haben wir allerdings auch einiges mehr vorzu-
weisen, was unter das Motto „starke Leistung für jedes Alter“ fällt. Die
Kindertagesstätte im Obergeschoss hilft 10 Familien, Beruf und Familie
besser zu verknüpfen. Bei einem Personalschlüssel 3 ~ 1 lernen die Kinder,
spielerisch selbstständiger zu werden und ihre Umwelt zu erobern, und
sie üben sich in der Auseinandersetzung in der Gruppe. Wir betrachten
die Krippe als eine Ergänzung zur familiären Betreuung und legen großen
Wert auf die aktive Zusammenarbeit mit den Eltern. 

Die punktuellen Angebote des Hauses

• Wenn Werder Bremen Fußball spielt, ist das in der Regel Anlass 
für die Begegnung von vier Generationen. Familie Schumann sorgt 
dann für das leibliche Wohl und gute Stimmung und Georg Bode 
zieht nicht nur zuverlässig die Werder Fahne auf, sondern bringt 
auch immer wieder bei schlechtem Wetter die Kinder mit dem 
PKW nach Hause. Ich fühle mich dabei oft in die späten Fünfziger-
jahre versetzt, als wir als Jungs vor dem kleinen Fernseher in der 
Kneipe gesessen haben.

• „Cinecena“ – gemeinsam kochen, gemeinsam speisen, gemeinsam 
einen Film ansehen und alles muss zusammen passen – ist eine 
ebenso erfolgreiche Mehrgenerationenveranstaltung. Da im An-
schluss an den Film bisweilen lange Gespräche stattfinden, und auch
hier mindestens drei Generationen vertreten sind, werden Leistungen
bewahrt, die sonst nur familiäre Netzwerke zu bringen in der Lage 
sind. 

• Die Kreativgruppe bastelt, näht, backt zusammen mit einem ganzen 
Haus voller Kinder und wird ergänzt durch die Nähgruppe, in der 
Kinder von Älteren das Nähen abgucken können. 

• Abgucken ist ja eine sehr menschliche Qualität und die geschieht 
auch in den Seminaren von Herrn Kaptein, in denen Hauptschüler die 
Bewerbung und das Vorstellungsgespräch üben. 

• Hilfestellungen, die Familien vielleicht nicht mehr leisten können, 
leisten Herr Dörschel und seine Helfer mit ihrer Aufgabenhilfe für 
Migrantenkinder. 

• Relativ neu ist im Rahmen des Landkreiswettbewerbs „Kümmern 
statt Kummer“ unser Mittagstisch, zu dem wir auch Teilnehmer aus 
der Region abholen. Ein freiwilliger Hol- und Bring-Dienst ist im 
Entstehen. 

• In diesem Zusammenhang ist auch der Pool von Kuchenbäckerinnen 
und Gastgeberinnen zum Offenen Treff zu erwähnen. Es wird musi-
ziert im Haus: Der Jugendchor singt, die Gitarrenschule funktioniert. 
Es wird Schach gespielt, Skat und eine aktive Kasperletheatergruppe 
führt regelmäßig mehrere Generationen am Sonntagnachmittag 
zusammen. 

• Erzähl-Café, Mal-Café und Seminare verschiedenster Art sind weitere
Angebote des Hauses. Für das kommende Jahr ist nun endlich der 
Stammtisch geplant, an dem nach kurzen Impulsreferaten geklönt 
werden soll mit dem Ziel, auch zu irgendwelchen Ergebnissen zu 
gesellschaftlichen Themen unserer Zeit und eventuell zu neuen 
Projekten zu gelangen.

PRO DEM e.V. im
Schaumlöffelhaus Stuhr-Brinkum

Träger des Mehrgenerationenhauses (MGH) „Schaumlöffel“ ist PRO DEM,
ein eingetragener Verein zur Verbesserung der Versorgung älterer Men-
schen mit Hirnleistungsstörungen. Der Grund, warum wir in die Träger-
schaft des Mehrgenerationenhauses eingetreten sind, war die Vorstel-
lung, dass das MGH spielerisch eine Ressource für diesen Verein und
seinen Arbeitsauftrag sein sollte. Im Rückblick können wir sagen: Wir ha-
ben die Möglichkeiten eines Mehrgenerationenhauses für unser Anliegen
völlig überschätzt. 

Dieses Gebäude ist für den Verein dennoch eine Ressource. Nachdem wir
die Beratungsstelle aus dem Nachbarort hierher verlegt hatten, haben
sich die jährlichen Beratungszahlen dramatisch erhöht. Die Beratungs-
stelle ist – mit dem Landkreis vertraglich geregelt – zu einer Informations-
und Beratungsstelle (zukünftig ein Seniorenservicebüro) für die Belange
älterer Menschen geworden – also nicht nur für Patienten der Geronto-
psychiatrie. Somit erfüllen wir eine wesentliche Aufgabe eines MGHs.
Die räumlich günstige Lage und die erhöhte Beratungstätigkeit haben
auch zur Vermehrung unserer Gruppen geführt – Gruppen, in denen
Demenzkranke betreut werden. Derzeit unterhält der Verein 12 solcher
Betreuungsgruppen mit 5 bis 8 Teilnehmer/innen. Die Mehrzahl spielt
sich in den Räumen dieses Hauses ab. 

Seit Bestehen des MGHs haben wir hier 4 Kurse zu jeweils 12 Nachmit-
tagen und Abenden durchgeführt, in denen wir bisher insgesamt 100
interessierte Damen und Herren geschult haben mit dem Ziel, aus ihnen
Gesellschafter/innen zur Hilfestellung für Demenzkranke und deren Fami-
lien zu machen. Davon sind 48 für unsere Tätigkeit geblieben, die anderen
stehen den 5 weiteren Beratungsstellen im Landkreis, die nach unserem
Vorbild entstanden sind, und den Pflegediensten zur Verfügung. Unsere
Gesellschafter/innen arbeiten in den Gruppen und gehen in die Familien.
Nimmt man alle Arbeitsplätze zusammen, so haben wir seit 2005 3 Voll-,
7 Teilzeit-, und 5 Honorarstellen geschaffen bei einem Jahresetat von
600.244 Euro in 2007. 

Die Kindertagesstätte „Löffelchen“ ist für unsere Arbeit außerordentlich
hilfreich geworden. Die regelmäßige Begegnung zwischen den alten und
kranken Menschen und den kleinen Kindern ist für beide Seiten und für
uns eine große Freude. Insgesamt hat der Verein PRO DEM vom Schaum-
löffelhaus profitiert. Was wir allerdings unterschätzt haben, ist das
Image, welches das MGH durch die Beratungsstelle und die Gruppen für
die Bevölkerung bekommen hat. Großen Teilen der Bevölkerung ist es
nicht möglich, zwischen einem Haus, in dem auch Demenzkranke verkeh-
ren, und einem Haus für Alte und Kranke zu unterscheiden. Das MGH
Schaumlöffel in Brinkum ist sehr verhaftet mit der Einschätzung „krank“.
Indem wir noch in diesem Jahr die Trägerschaft unseres MGHs in Zukunft
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Ich erzähle Ihnen das alles, um einen Eindruck zu vermitteln, was wir bis-
her getan haben. Bitte geben Sie mir noch einige Minuten Sprechzeit, um
zu fragen wozu wir das getan haben und tun werden. 

„Ein MGH soll eine Anlaufstelle sein, in der Menschen jeden Lebens-
alters sich begegnen, in der freiwilliges Engagement gelebt wird und
Kinder und Jugendliche schon früh integriert und gefördert werden, in der
ältere Menschen gefordert und gebraucht werden und helfen, Familie und
Beruf miteinander zu vereinbaren, in der Erfahrungswissen lebendig
gehalten wird und in der die Potentiale aller Generationen für die Ge-
meinschaft aktiviert werden können.“ Bis dahin sind wir, wie beschrie-
ben, auf dem richtigen Weg. – Doch wir sollen auch eine „Drehscheibe
für Dienstleistungen sein, eine Plattform, die es den Menschen
ermöglicht, ihre Fähigkeiten der Gemeinschaft zur Verfügung zu stellen
und in der private und freiwillige Initiativen mit staatlichen Leistungen
verbunden werden. Wir sollen Angebot und Nachfrage im Quartier zu-
sammenbringen. Wir sollen das soziale Kapital unserer Region aktivie-
ren“ – soweit die Zitate. Warum sollen wir das? Ganz einfach – weil
unser Land eine lebendige Bürgergesellschaft braucht als Alternative zu
einer Zukunft mit Mord und Totschlag und  Untergang: Was meine ich mit
dieser Formulierung?

Wenn Sie erlauben, hole ich noch etwas weiter aus. Jedes Volk hat wie
jede Familie eine Lebensgeschichte. Die des deutschen Volkes befindet
sich im Abschwung. Grund dafür ist vor allem der Bevölkerungsrückgang.
Der und die veränderte Lebenserwartung und die damit verbundene
zunehmende Alterung haben unsere Gesellschaft verändert. Die Politik
bemüht sich zwar – und nicht ganz erfolglos – den Niedergang der
Bevölkerung aufzuhalten mit mehr Kindergeld und verbesserter Verein-
barkeit von Beruf und Familie und mit Zuwanderung. Doch die Wirtschaft
zeigt gerade in diesen Wochen, dass Eigennutz vor Gemeinnutz steht und
nicht umgekehrt und für den Sozialstaat als Ganzes hat die Politik keine
Rezepte, sondern Durchhalteparolen. Ich denke, dass wir Bürger die
Politik zu sehr allein lassen. Wir sind bequem geworden. Während sich
die Politik hingebungsvoll über Details streitet, und wir in der Tagesschau
mehr oder weniger beteiligt zuschauen, wird die Zeit, die für Lösungen
bereitsteht, immer knapper. 

Unterstellt, dass die Geburtenrate unverändert bleibt, verlöre Deutsch-
land innerhalb der nächsten 40 Jahre 18 Millionen Einwohner. Bei Fort-
dauer dieses Trends hätte sich unsere Bevölkerung bis zum Jahre 2080
auf 40 Millionen halbiert, was meine Kinder noch erleben würden (IWG
Bonn). Die Kinderarmut individualistischer Wohlstandsgesellschaften ist
Ausdruck des Wesenskerns auch unserer Gesellschaft. Von Zuwanderun-
gen abgesehen beruht das Bevölkerungswachstum in Deutschland und
Europa bislang ausschließlich auf der Zunahme der Lebenserwartung. –
Doch der eigentliche Alterungsschub steht noch bevor. 2040 könnte bild-
lich gesprochen ganz Niedersachsen ausschließlich von über 80-Jährigen,
Hamburg von über 90-Jährigen und eine Stadt wie Trier von über 100-
Jährigen bevölkert werden. In der Zeitspanne von 1960 bis 2040, also in-
nerhalb der Lebensspanne derer, die heute in ihrer Lebensmitte stehen,
fällt der Anteil der Kinder und Jugendlichen an der Bevölkerung auf
annähernd die Hälfte, während der Anteil Älterer und Alter auf mehr als
das Doppelte steigt.

Eine Lösung der Probleme war bis jetzt die Zuwanderung. Deren Zusam-
mensetzung hat sich in den letzten Jahren bemerkenswert wenig verän-
dert. Nur 15 % der Einwanderer stammen aus Asien, Afrika oder anderen
Teilen der Welt (Europäische Kommission). Der Großteil jedoch sind Euro-
päer – meist aus dem Osten. Dies ist plausibel, ist doch die Wirt-

schaftskraft der rund 53 % Europäer, die westlich von Oder und Neiße
leben, 11-mal so groß wie die der anderen 47 %. Dies kann natürlich auf
lange Sicht in einem geeinten Europa nicht so weitergehen. In der erwei-
terten EU würde sich riesenhaft vergrößert wiederholen, was die neuen
Bundesländer seit einiger Zeit schmerzhaft erfahren: Die wirtschaftliche
Entwicklung wird gebremst, weil die Unternehmerischsten abwandern.
Auf die Weise kann es kein funktionierendes stabiles und offenes Europa
geben.

Hingegen hat sich die Weltbevölkerung während meiner Lebenszeit von
etwa 2 Milliarden auf knapp 10 Milliarden verfünffacht – ein Reservoir,
aus dem wir einige Zeit schöpfen werden. Auf unserer Agenda wird
künftig stehen, das Zusammenleben von Menschen zu gestalten, die ei-
nen deutlich unterschiedlichen kulturellen Hintergrund haben. Der Be-
griff der Multikultur erlebt einen tief greifenden Wandel. Bisher stand
er für Interesse an Speisen, an Gesängen, an Sprachen. In Zukunft wird
er jedoch viel tiefer den Wesenskern unserer Gesellschaft treffen:
unser Menschen- und Gesellschaftsbild, das Verständnis von Freiheit
und Menschenwürde, überhaupt die Vorstellungen von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit. Deutschland steht eine folgenreiche Umorientie-
rung bevor. Derzeit befindet man sich in der guten Position des Ge-
benden. Wir nahmen Bedürftige auf. In Zukunft geraten wir zunehmend
in die Position des Nehmenden. Die ansässige Bevölkerung erwartet,
dass Zuwanderer helfen, demographische Lücken zu verkleinern. Somit
gerät Deutschland und der ganze Kontinent in eine Abhängigkeit vom
Migrationswillen, den Qualifikationen sowie den kulturellen Ausprä-
gungen und der Integrationsbereitschaft der Völker. Ob wir da nicht
unsere Bereitschaft zur Integration auch verändern müssen – und brau-
chen wir dafür nicht viele Orte, wo diese Veränderungen geübt werden
können? 

Doch wir dürfen auch die Weltbevölkerung nicht als unerschöpfliches
Reservoir ansehen. Mitte dieses Jahrhunderts wird auch deren
Wachstum zum Stillstand kommen und dann gilt das Gleiche wie für
Europa: Wenn ständig die Fähigsten aus den Entwicklungs- und
Schwellenländer abwandern würden, ist deren Entwicklung ein Pro-
blem. In den kommenden Jahrzehnten wird unser Land vom Bevöl-
kerungsschwund, Alterung und außereuropäischer Zuwanderung tief-
greifender verändert werden, als während des ganzen 20. Jahrhunderts.
An die Stelle eines robusten demographischen Fundamentes wird ein
zerbrechliches Gebilde treten, dessen Tragfähigkeit davon abhängt, wie
geschickt und klug die Lasten verteilt werden und wie der Umgang
miteinander sein wird. Dies kann zur allgemeinen Resignation oder zu
einem nationalistischen Aufbäumen und seinen Folgen führen.
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Sie sehen: Bei diesem Zukunftsszenario wird all das, was ich eingangs an
Forderung an ein MGH zitiert habe, immer wertvoller. Ich bin zutiefst da-
von überzeugt, dass nur der Mehrgenerationenansatz in Zukunft in der
Lage sein wird, Lösungen für unsere gesellschaftlichen Probleme zu gene-
rieren. Nur wenn es uns gelingt, aus der staatlichen bürokratischen Vor-
mundschaft herauszukommen und unsere Gesellschaft in eine wahre
Bürgergesellschaft umzuformen, in der der historisch einzigartige Massen-
wohlstand und viel erwerbsfreie individuell verfügbare Zeit für das
Gemeinwohl eingesetzt werden, dann hat dieses Land eine Chance. Auch
wenn die Schultern der nächsten Generation schmaler sein werden, die
Schultern vieler Einzelner sind breiter als je zuvor. Entscheidend wird sein
für eine lebendige Bürgergesellschaft, dass bereits durchschnittlich Wohl-
habende so weit wie möglich auf die Obhut und die Fürsorge des Staates
verzichten und sich bewusst auf eigene Füße stellen. Bürgergesellschaft
heißt aber auch, Bedürftige und gemeinwohlorientierte Institutionen am
individuellen Wohlstand teilhaben zu lassen. Diese Kultur freiwilligen
Teilens ist heute durch generationenlanges staatliches Zwangsteilen ver-
kümmert. In einer Bürgergesellschaft müsste sie geweckt und gepflegt, ja,
geübt werden. 

Ähnlich verhält es sich mit der individuell verfügbaren Zeit. Die immens
großen Zeitgewinne der letzten Jahrzehnte wurden für den Konsum ver-
braucht und sei es auch nur für den Massenkonsum bunter bewegter Bil-
der. Unsere Präferenzen müssen verändert werden, um Zeit für bürger-
schaftliche Aktivitäten zu gewinnen. Individuelle Wohlhabenheit und
individuell verfügbare Zeit müssen sich mit bürgerschaftlicher Gesinnung
verbinden, um zu einer Bürgergesellschaft zu gelangen. Doch dazu brau-
chen wir die Politik, die Medien und die Bildungseinrichtungen, die
diesen Gedanken befördern. Unsere Bildungsinhalte sind einer veränder-
ten Wirklichkeit anzupassen – am besten heute noch.

Dr. med. Eberhard Hesse
*1940. Studium der Humanmedizin 1959-1965 in Marburg und
Tübingen. Seit 1972 in Gemeinschaftspraxis niedergelassener
Facharzt für Allgemeinmedizin. Seit 1978 Lehrbeauftragter für
Allgemeinmedizin an der Universität Münster. Seit 1999 Leiter des
Projektes „PRO DEM zur Optimierung der regionalen Versorgung
alter Menschen mit Hirnleistungsstörungen“. Träger der Hippo-
krates-Medaille und des Verdienstkreuzes am Bande des Verdienst-
ordens der Bundesrepublik Deutschland und der Ehrennadel des
„Paritätischen“.

PRO DEM e.V. 
Bremer Straße 9
28816 Stuhr
Tel.: 0421- 8983344
Fax: 0421- 8785499
E-Mail: info@prodem-stuhr-weyhe.de
Internet: www.prodem-stuhr-weyhe.de

Die Kreativgruppe backt zusammen mit den Kindern 150 Martinsmänner. Fotos: Eberhard Hesse
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Forum 5: WOHNINITIATIVEN IN ENGAGIERTER NACHBARSCHAFT

Tanja Hahn („Haus Noah“, Ludwigshafen) und Heidrun Eberle („Ackermannbogen“, München) zeigen im Folgenden auf, dass nachbar-
schaftliche Initiativen im Quartier sowohl vom Wohnungsunternehmen („von oben“) als auch von selbst organisierten Bewohner-
gruppen („von unten“) ausgehen können und im Bestand wie im Neubau möglich sind. Aufgaben und inhaltliche Schwerpunkte
unterscheiden sich dabei je nach örtlicher Situation und den Rahmenbedingungen. Sie haben aber immer das Ziel, selbst organisier-
te Aktivitäten zu fördern und nachbarschaftliche Konflikte zu vermeiden. Sowohl die Beiträge der Referentinnen als auch die Beiträge
in der abschließenden Diskussion der Forumsteilnehmer/innen identifizieren folgende Merkmale quartiersbezogener Konzepte, die für
eine erfolgreiche Arbeit zentral und auf andere Projekte übertragbar sind: Räume (die Architektur muss Begegnung ermöglichen und
Kommunikation fördern), Freiwilligkeit („Jeder kann – keiner muss!“), Professionalität (fachlich kompetentes Personal mit besonderen
Fähigkeiten zur Kommunikation und Integration), eine dauerhafte Finanzierung sowie Kooperationen mit anderen Organisationen und
Institutionen im Quartier. (Protokoll: Helene Rettenbach, PlanWerkStadt – Selbstbestimmt wohnen)

Tanja Hahn
Haus Noah, Ludwigshafen

Haus Noah – Allen gerechtes Wohnen 
in der Pfingstweide

Die LUWOGE fördert mit einem deutschlandweit einmaligen Konzept
das Aktivsein von älteren Menschen: Sie hat im Ludwigshafener
Stadtteil Pfingstweide gemeinsam mit Partnern ein Modell für
Mehrgenerationenwohnen „Allen gerechtes Wohnen – Haus Noah“ er-
arbeitet. Mit dem Konzept hat die LUWOGE bei einem Forschungs-
programm des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR)
überzeugt. Aus bundesweit 350 Bewerbern zum Thema „Innovationen
für familien- und altengerechte Stadtquartiere“ wurde das LUWOGE-
Projekt ausgewählt und hat vom Bund einen Zuschuss von insgesamt
790.000 € erhalten. Insgesamt hat die LUWOGE über drei Millionen
Euro in das Projekt investiert.

Besonders überzeugt hat das Auswahlgremium dabei ein ganz neuer,
in Deutschland einmaliger Ansatz: Haus Noah bietet verschiedene
Wohnformen für Jung und Alt in einem bestehenden Mehrfamilien-
haus. Über differenzierte Stockwerkkonzepte hinweg werden alle Ge-
nerationen zusammengeführt, die gegenseitige nachbarschaftliche
Hilfe wird über Gemeinschaftsflächen gefördert und die Bewohner
über ein Netzwerk in den Stadtteil integriert. Dienstleistungs- und Frei-
zeitangebote ergänzen die Idee und helfen dabei, den Zusammenhalt
der Hausbewohner zu festigen.

Nicht unter dem Titel „alten“, sondern „allen gerechtes Wohnen“ ist das
Modellprojekt in der Pfingstweide entstanden. Ältere als auch Jüngere
profitieren durch die gegenseitige Unterstützung voneinander. Das Woh-
nungsunternehmen schafft älteren Menschen eine lebenswerte Zu-
kunft, indem sie so lange wie möglich eigenständig in ihren eigenen vier
Wänden bleiben können. Junge Familien können aus dem Modell eben-
so ihre Vorteile ziehen, beispielsweise durch nachbarschaftliche Hilfe
bei der Kinderbetreuung.

Selbständiges Wohnen bis ins hohe Alter macht das Betreuungskonzept
durch das Deutsche Rote Kreuz, Kreisverband Vorderpfalz e.V. (DRK), mög-
lich. Vor allem die Bewohner der zwölf Wohneinheiten in den ersten bei-
den Stockwerken greifen auf diesen Service zurück. Speziell für Familien,
die Generation 50plus oder Alleinstehende, die gegenseitige nachbar-
schaftliche Hilfe schätzen, gibt es im Haus Noah zehn weitere Wohnun-
gen über zwei Etagen verteilt. Treffpunkt für die Stockwerksbewohner
sind verschiedene Gemeinschaftsräume und -küchen. 

Zusätzlich zur nachbarschaftlichen Hilfe koordiniert und vermittelt
LUWOGE-Netzwerkerin Pamela Wich bei Bedarf Angebote wie beispiels-
weise eine Einkaufsgemeinschaft. Regelmäßig gibt es im so genannten
„Bewohnertreff“ im Erdgeschoss von Haus Noah Veranstaltungen von
und für Bewohner des Hauses und des Stadtteils. Informationen rund um
das nachbarschaftliche Miteinander und die aktuellen Angebote bietet
der Informationsbereich im Haus Noah und das Internetportal www.pfin-
gstweide.de, das ebenfalls von engagierten Bewohnern gepflegt wird.
Derzeit planen die Bewohner der Pfingstweide, aus diesem bisherigen
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nachbarschaftlichen Engagement rund um den Bewohnertreff einen Ver-
ein für ihr „Pfingstweide-Netz – Ein Netzwerk von und für Bewohner“ zu
gründen.

Die Neugestaltung des Hauses ist im Rahmen eines Gesamtkonzeptes
für das Wohngebiet Pfingstweide erfolgt. Die LUWOGE berücksichtigt
die veränderten Bedingungen auf dem Wohnungsmarkt wie beispiels-
weise den demografischen Wandel. Soziale, wirtschaftliche und ökolo-
gische Maßnahmen sollen aus dem Wohngebiet der 70er Jahre einen
Stadtteil für modernes und attraktives Wohnen machen.

Zum Unternehmen
Die LUWOGE ist das Wohnungsunternehmen der BASF. Die LUWOGE
stellt für die Mitarbeiter der BASF und eine breite Zielgruppe der Bevöl-
kerung ein umfangreiches Angebot von attraktiven und zeitgemäßen
Wohnungen zur Verfügung. Rund 8.000 Wohnungen in Ludwigshafen
und Umgebung gehören derzeit zum Bestand des Unternehmens. Die
LUWOGE wirtschaftet nachhaltig für eine lebenswerte Zukunft. Sie ist
wirtschaftlich erfolgreich und hat eine ökologisch-technische Vorreiter-
rolle übernommen. Durch innovative Konzepte, den Einsatz von BASF-
Produkten und sozialverträgliches Handeln trägt das Wohnungsunter-
nehmen zur nachhaltigen und zukunftsfähigen Entwicklung im Bau- und
Wohnungssektor bei.

Tanja Hahn
*1972. Dipl.-Betriebswirtin (FH). Projektsteuerung „Allen gerechtes
Wohnen in der Pfingstweide“, Haus Noah, Londoner Ring 2, 67069
LU-Pfingstweide. Umbau: August 2007 - April 2008. Seit April 2008
Aufbau des Pfingstweide-Netzwerkes.

LUWOGE – Das Wohnungsunternehmen der BASF 
Leitung Sozialmanagement
Brunckstr. 49 · 67063 Ludwigshafen
Tel.: 062160 - 52104
E-Mail: tanja.hahn@luwoge.com
Internet: www.luwoge.de 

Weitere Informationen zum Haus Noah finden Sie auf der LUWOGE-
Homepage. Beachten Sie hier u.a. die folgenden beiden Broschüren:

• „Neue Wohnformen – Ziehen Sie ins Haus Noah“  
• „Das Pfingstweide-Netz – Ein Netzwerk von und für Bewohner“
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Heidrun Eberle
NachbarschaftsBörse am
Ackermannbogen, München

Die NachbarschaftsBörse am
Ackermannbogen in München

Lage und Struktur des Quartiers
Bei der NachbarschaftsBörse am Ackermannbogen handelt es sich um ein
Neubaugebiet in attraktiver Innenstadtlage in der Nähe des Olympiaparks.
Der erste Bauabschnitt wurde 2004 fertig gestellt. Seitdem ziehen sukzes-
sive überwiegend junge Familien mit kleineren Kindern hierher. Derzeit le-
ben etwa 6000 Bewohnerinnen und Bewohner in nunmehr ca. 1800 Haus-
halten, die häufig doppelt so groß sind als der Münchner Durchschnitt (3,6
zu 1,8). Die Sozialstruktur der Nachbarschaft ergibt sich aus der geplanten
und gewollten „Münchner Mischung“, d.h. ca. 50% freifinanzierte Eigen-
tumswohnungen und 50% geförderte Wohnungen (München Modell, EOF).

Wohninitiative wagnis eG
Die Wohninitiative wagnis eG ist eine junge Genossenschaft, die im
Quartier in 4 Häusern insgesamt 140 Wohnungen erstellt und deren en-
gagierte Bewohnerschaft seit 2005 auch vielfältige Aktivitäten im und
für das Quartier initiiert und umgesetzt hat. Zum wagnis-Motto (wohnen
und arbeiten, gemeinsam, nachbarschaftlich, innovativ, sozial) gehört die
Schaffung von Gemeinschaftsräumen für die Genossen und für das
Quartier sowie von Räumen für ein Café und Gästeappartements.
(Weitere Informationen finden Sie unter www.wagnis.org.)

Nachbarschaft braucht Räume und Kümmerer
Mittels dreijähriger Anschubfinanzierung der Stadt München (Sozialrefe-
rat, Sach- und Personalmittel für 1/2 Stelle) gibt es am Ackermannbogen
zwei Nachbarschaftstreffs (www.nachbarschaftsboerse.org) mit mehre-
ren Gemeinschaftsräumen, die z.T. von wagnis eG geschaffen wurden. In
Trägerschaft des lokalen Nachbarschaftsvereins Ackermannbogen e.V.
(www.ackermannbogen-ev.de) besteht der Auftrag, Nachbar/innen aller
Alters-, Herkunfts- und Einkommensschichten mit Hilfe entsprechender
Angebote, Beratung und Unterstützung zu bürgerschaftlichem / nach-
barschaftlichem Engagement in ihrem Wohnumfeld zu motivieren und zu
befähigen. Die Bandbreite der Aktivitäten reicht hierbei beispielsweise
von gemeinsamem Chor-Singen, über Eltern-Kind-Gruppen bis hin zu
Projektgruppen, die sich um Themen wie Ökologie, Kultur oder die pla-
nerische Quartiersentwicklung kümmern. Zentrale Erfahrung hierbei ist,
dass Engagement eine Anlaufstelle braucht, wo „die Fäden zusammen-

Quartiersflohmarkt Foto: Heidrun Eberle
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Heidrun Eberle
* 1960, Dipl. Wirtschafts- und Sozialgeographin. Derzeitige
Position: Aufbau, Leitung und Überführung in selbsttragende
Strukturen von zwei Nachbarschaftstreffs im Neubaugebiet am
Ackermannbogen (München-Schwabing). Förderung des bürger-
schaftlichen Engagements im Wohnumfeld und der Identifikation
mit dem Stadtteil durch die Gewinnung von Multiplikatoren (z.B.
KursleiterInnen, Verwaltungsbeiräte, Hausmeister) und sporadisch
oder regelmäßig ehrenamtlich aktiver NachbarInnen.

Ackermannbogen e.V. 
Rosa-Aschenbrenner-Bogen 9
D-80797 München 
Tel.: 089 - 30749634 / Fax: 089 - 30749636 
E-Mail: info@ackermannbogen-ev.de
Internet: www.ackermannbogen-ev.de

laufen“, die beispielsweise die verschiedenen Aktivitäten koordiniert,
Gleichgesinnte vernetzt sowie Kontakte zu Politik, Verwaltung und ande-
ren Kooperationspartnern herstellt.

Was schwierig ist:
• Sicherung und Verstetigung des bisher Erreichten
• Finanzierung v.a. v. Personalkosten über die Anschubfinanzierung hinaus
• Gewinnung von Ehrenamtlichen, die längerfristig Verantwortung über-

nehmen wollen/können
• Konfliktlinie zwischen Einzelinteressen und Gemeinwohl

Was sich bewährt hat:
• Kooperation mit den lokalen Akteuren (Kitas, Kirchen, Schulen,  

soziale Fachbasis, Stadtteilparlamente, Einrichtungen der Jugend-
arbeit, Privatinitiativen und Projektgruppen)

• Kooperation mit städtischen Referaten (v.a. Sozialreferat, 
Kulturreferat, Referat für Gesundheit und Umwelt)

• regelmäßige aktivierende Befragung im Quartier
• regelmäßiger Mail-Newsletter mit quartiersrelevanten Infos über 

einen ständig wachsenden Verteiler (www.ackermannbogen.de)

Kinder-Zirkus während der Kulturtage Foto: Heidrun Eberle

Ein paar Zahlen und Fakten für 2008:
¥ ca. 1.600 Veranstaltungen in den NachbarschaftsTreffs
¥ davon ca.1/3 kostenfrei, d.h. ohne Raumnutzungsgebühren
¥ ca. 12.000 Nutzer/innen gesamt (Mehrfachzählung bei 

Mehrfachnutzung)
¥ ca. 45 Nachbar/innen, die sich regelmäßig oder sporadisch 

ehrenamtlich in den NachbarschaftsTreffs engagieren
¥ ca. 3000 Stunden, die ehrenamtlich für die Nachbar-

schaftsTreffs geleistet wurden
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Doris Knaier
Urbanes Wohnen e.V. München

Das Verhältnis von Nachbarschaft und 
professioneller Hilfe

Im Gemeinschaftlichen Wohnen muss das Rad nicht neu erfunden wer-
den. Nachbarschaft war über die ganze Geschichte der Menschheit
hinweg neben der Familie, der Sippe und dem Stamm der lebensnot-
wendige Rahmen der Existenz. Nachbarschaft ist im Gegensatz zur
Freundschaft eine funktionale Beziehung und räumlich definiert. Sie ist
für historisch sehr kurze Zeit und nur in bestimmten Lebenslagen für
uns heute aufgrund des wirtschaftlichen, technischen und politischen
Wandels entbehrlich. Heute ist die gute Nachbarschaft, die über das
Grüßen hinausgeht, eine freiwillige Leistung. Als wichtigste Norm gilt
es, Distanz zu halten.

Im gemeinschaftlichen Wohnen wird heute in verschiedenen Rechtsfor-
men freiwillig eine ökonomische Bindung mit Nachbarn eingegangen.
Eine gute Nachbarschaft entsteht dann leicht, wenn ein äußerer Anlass
die Gelegenheit zum Kennenlernen schafft, jemand die Sache in die
Hand nimmt und der Wille da ist, die Anonymität zu überwinden.
Welche besonderen Aspekte von Nachbarschaft und Hilfe sind im
gemeinschaftlichen Wohnen zu finden? In Wohnprojekten werden eher
keine Vereinbarungen getroffen zur gegenseitigen Hilfe. Die Erwar-
tungen werden noch am meisten in Projekten mit einem hohen Anteil
älterer Menschen thematisiert. Es findet sich aber eine erstaunliche
Fülle und Bereitschaft zur nachbarschaftlichen Hilfe, die auf den tat-
sächlichen Bedarf reagiert und freiwillig geleistet wird. Basis ist der
gemeinsame Planungsprozess.

In welchem Verhältnis steht die nachbarschaftliche Hilfe zur professio-
nellen Hilfe durch Pflege- und andere Dienste? Hier gibt es drei Modelle:

Die nachbarschaftliche Hilfe geschieht völlig unabhängig von der profes-
sionellen Hilfe oder geht der professionellen Hilfe voraus. Nachbar-
schaftliche Hilfen haben erst einmal mit professioneller Hilfe nichts zu
tun. Einen Einkauf erledigen, eine Mahlzeit rüberbringen, den Abfall mit-
nehmen sind in vielen Wohnprojekten oder auch Nachbarschaften selbst-

verständlich. Manchmal braucht es mit der Zeit mehr Hilfen. Dann geht
die Nachbarschaftshilfe in professionelle Hilfe über.

Nachbarschaftliche Hilfen ergänzen die professionellen Hilfen. Meist be-
zieht sich die professionelle Hilfe auf andere Tätigkeiten als die Nachbar-
schaftshilfe: Nachbarn übernehmen weniger z.B. pflegerische Arbeiten
oder die rechtliche Vertretung einer Person. Dafür sind hauswirtschaft-
liche Hilfen zwar in Pflegeversicherungsleistungen enthalten, doch müs-
sen pflegerische Leistungen überwiegen.

Nachbarschaftliche Hilfen ersetzen professionelle Hilfen. In Notfällen und
für kurze Zeit übernehmen Nachbarn Hilfen, die sonst von Profis geleistet
werden: wenn die Pflege unvorhergesehen ausfällt, plötzlicher Hilfebedarf
eintritt und die professionelle Hilfe erst organisiert werden muss.

Nachbarn fordern die professionelle Hilfe an. Wenn Menschen alleine le-
ben, dann zögern sie gerne den Anruf bei der Pflegestation oder der Eh-
renamtlichenbörse hinaus. Nachbarn können darauf drängen, dass je-
mand ausreichend versorgt wird. Die Nachbarschaft wird ja trotzdem
nicht überflüssig. Nach Krankenhaus- oder Reha-Aufenthalten setzen sich
die Nachbarn auch dafür ein, dass die Hilfen der Kranken- und Pflegekas-
sen schnell und ausreichend in Gang kommen. Nachbarschaftliche Hilfe
gedeiht gut, wenn sie freiwillig geleistet wird. So gesehen fördert eine
gute professionelle Hilfe die nachbarschaftlichen Beziehungen. Pflege-
kräfte schätzen oft nach anfänglicher Skepsis das Zusammenspiel mit den
Nachbarn, denn sie können besser arbeiten und sind beruhigter, wenn
noch jemand da ist. Hilfe wird in jeden Fall gerne geleistet, wenn die
Helferin sich ge- und nicht überfordert fühlt.

Forum 6: VON DEN GRENZEN DER BELASTBARKEIT – 
HÄUSLICHE PFLEGE UND DIENSTLEISTUNG

Auch bei Pflegebedarf selbstbestimmt zu wohnen kann enorm zur Lebensqualität beitragen. Die Verwirklichung dieses Wunsches erfor-
dert jedoch viel Unterstützung von außen. Doris Knaier informiert seit vielen Jahren im Rahmen der Erwachsenenbildung über Wohnpro-
jekte und Nachbarschaften, insbesondere über gemeinschaftliches Wohnen. Im ersten Beitrag dieses Forums stellt sie drei Modelle zum
Verhältnis von nachbarschaftlicher Hilfe und professionellen Hilfsdiensten vor. Anschließend zeigt Theresia Brechmann anhand des
Bielefelder Modells „Wohnen im Quartier“, inwiefern es Menschen mit und ohne Pflegebedarf durch schwellenfreie Wohnangebote
ermöglicht werden kann, in ihrer eigenen Wohnung selbständig zu leben, ohne jedoch auf Versorgungssicherheit verzichten zu müssen.

Doris Knaier
Freiberufliche Sozialwissenschaftlerin und Supervisorin (DGSV).
Veröffentlichungen, Bildungsarbeit, Beratung und Vernetzung
von Einzelinteressent/innen und Projektgruppen zu den Themen:
Gemeinschaftsorientiertes Wohnen und Nachbarschaften.
Wohnwerkstatt des Vereins Urbanes Wohnen e.V. München
und Regionalstelle Bayern-Süd des Forums Gemeinschaftliches
Wohnen (FGW) e.V. Bundesvereinigung

Doris Knaier
Pündterplatz 1
80803 München
Tel.: 089 - 391697  / Fax: 089 - 33088306
E-Mail: info@dorisknaier.de
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Theresia Brechmann
„Wohnen im Quartier“ 
Das Bielefelder Modell 

Das Bielefelder Modell – 
Wohnen mit Versorgungssicherheit 
ohne Betreuungspauschale

Gemeinsam Verantwortung tragen
In Bielefeld entstehen in allen Stadtteilen gefördert durch die Kom-
mune, das Land Nordrhein-Westfalen und Wohnungsunternehmen
schwellenfreie Häuser mit 
• Nachbarschaftstreff,
• Wohnungen für Menschen mit und ohne Hilfebedarf,
• Gästewohnungen und 
• Servicebüro.

Wohnangebote aller Art
• Wohnprojekte im Neubau
• Wohnprojekte im Wohnbestand
• Kooperationsprojekte mit Selbsthilfeinitiativen (Beginenhöfe, 

Wahlfamilie, StattVilla, Anders alt werden)

Einige Prinzipien
• Der Mensch mit dem höchsten Pflegebedarf steht im Mittelpunkt

des Lebens und erhält den besten Wohnraum.
• Es wird täglich frisch gekocht.
• täglich zu- und abwählbare Dienstleistung für alle Menschen
• Es gibt Wohnungen für Menschen mit unterschiedlichem 

Einkommen.

Finanzierung
Das Leistungsangebot ist ein Spiegeldbild des Hilfebedarfs der Bür-
ger im Stadtteil. Es werden alle Leistungen aus einer Hand koordi-
niert. Der ambulante Dienst hat Verträge mit den Krankenkassen, den
Pflegekassen, dem Integrationsamt für behinderte Menschen und
dem Träger der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung
für Menschen mit geistiger, seelischer und einer Körperbehinderung.
Für Menschen mit besonderem Betreuungsbedarf werden Vereinba-
rungen nach § 45 c mit der Pflegekasse abgeschlossen. Mit der
Kommune werden Verträge über die „Anderen Verrichtungen“ 
§ 61 SGB XII abgeschlossen, um Tag und Nacht Hilfe sicherstellen zu
können.

Ziele im Stadtteil-Leben
• Die Initiative zum Wohnen und zur aktiven Gestaltung im Stadt-

teil geht von der Wohnungswirtschaft und deren Mietern aus.
• Die Bürger bestimmen ihr Wohnprojekt.
• Bürgerengagement und ambulante Dienstleistung bilden ein 

Angebot-Mix.
• Die Wohnungen und Wohnküchen sind in der Organisationshand 

der Mieter.

• Senioren-Experten-Teams und Bürgervereine gestalten den 
Stadtteil.

Im Stadtviertel bleiben
Die Hilfe bis zum Lebensende für die Bürger im Stadtviertel setzt aus-
reichend nutzbaren schwellenfreien Wohnraum voraus. Wohnküchen
mit Vorratsraum, Servicebüros, Raum für die Nachtbereitschaft, be-
hindertengerechte Toiletten für die Besucher sowie Wohnungen, die
schwellenfrei gebaut sind, bieten in den im Stadtteil integrierten
Häusern die Voraussetzung für ein lebenslanges Wohnen.

Lebensgemeinschaften bilden
In den schwellenfreien Wohnquartieren leben jeweils ca. 10 Men-
schen mit unterschiedlichem Hilfebedarf. Die Wohnungswirtschaft
gibt dem ambulanten Dienst ein Vorschlagrecht für die Vermietung
ihrer Wohnungen an pflegebedürftige Menschen. Menschen mit ho-
hem Hilfebedarf sichern durch ihr Personal gesunden Menschen die
Nähe des ambulanten Dienstes. Selbstbestimmte Lebensgemein-
schaften bilden sich in jedem Stadtteil und in der Gemeinde.

Theresia Brechmann
Altenpflegerin, Dipl.-Sozialarbeiterin, Wohnprojektberaterin. 
Seit 1977 freiberufliche Tätigkeit in der ambulanten Alten- und
Behindertenhilfe. 1988-1995 Pflegedienstleiterin des ambulanten
Pflegedienstes Alt und Jung e.V., Bielefeld. Gründungsmitglied der
Mehr-Generationen-Wohngemeinschaft „Alt und Jung“ in der
Huchzermeierstraße (Bielefeld); wohnt seit 1981 in der Hausge-
meinschaft.

Theresia Brechmann
Huchzermeierstr. 1
33611 Bielefeld
Tel.: 0521 - 8016323
E-Mail: t.brechmann@altundjung.org

Foto: Theresia Brechmann
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Podium: EUROPÄISCHE INITIATIVEN FÜR GEMEINSCHAFTLICHES
WOHNEN UND ENGAGIERTE NACHBARSCHAFTEN

In den folgenden Beiträgen werden Beispiele gemeinschaftlichen generationenübergreifenden Wohnens anderer europäischer Län-
der vorgestellt. Dr. Anita Moser vom Salzburger Bildungswerk informiert zu Beginn über die so genannten Generationendörfer in
Österreich. Anschließend berichtet Kerstin Kärnekull über „Färdknäppen“ – eine Wohngemeinschaft in Stockholm, in der 50 Men-
schen zwischen 43 und 97 Jahren zusammen leben, wohnen und essen. Tineke van den Klinkenberg klärt im Anschluss zunächst
über die demografischen Trends in den Niederlanden auf und stellt daraufhin zwei Beispiele gemeinschaftlichen Wohnens vor. Von
drei spanischen generationenübergreifenden Wohnprojekten berichtet schließlich Dr. Mariano Sánchez Martínez.

Dr. Anita Moser
Salzburger Bildungswerk
Generationendörfer in 
Österreich

Was tut sich in den Generationendörfern?

Den demografischen Wandel zu bewältigen, ist eine Hauptaufgabe der
nachhaltigen Gemeindeentwicklung. Kaum ein anderes Thema stellt die
Gemeinden vor so viele neue Aufgaben wie sinkende Geburtenzahlen und
ungleiche Wanderungsbewegungen. Alle Bereiche der Daseinsvorsorge
sind betroffen. Umso wichtiger ist es, nicht einer negativen Berichterstat-
tung zu verfallen, sondern sich bewusst mit den Gestaltungsmöglichkeiten
vor Ort auseinanderzusetzen. Dabei zeigt sich, dass die Gemeinden viele
Folgen aus dem demografischen Wandel am besten mit den Bürgern
gemeinsam bewältigen können. Dadurch entsteht außerdem die Chance,
dass Lebensqualität, Bürgersinn und Gemeinschaft einen neuen Schub
erhalten. Demografischen Wandel gestalten heißt auch, die Solidarität
zwischen den Generationen zu stärken: Ältere Menschen unterstützen zum
Beispiel die Bildung von Vorschulkindern, indem sie zum Musizieren und
Experimentieren in den Kindergarten kommen, Bildungspatinnen und 
-paten greifen Jugendlichen in der schwierigen Phase der Berufsfindung
unter die Arme, für Pflegebedürftige wird es leichter, in ihrem angestamm-

Dr. Anita Moser
Studium der Geographie, Gemeinde- und Regionalentwicklung
Salzburg. Projekt- und Gemeindebetreuerin. Mediatorin für
Regionalentwicklung. Seit 1996 Gemeindeentwicklung Salzburg
im Salzburger Bildungswerk.

Dr. Anita Moser
Gemeindeentwicklung im Salzburger Bildungswerk
Imbergstraße 2/II  ·  5020 Salzburg
anita.moser@sbw.salzburg.at / www.gemeindeentwicklung.at

ten Umfeld zu bleiben, wenn sie Nachbarschaftshilfe erfahren. All dies ent-
wickelt sich nicht von selbst, sondern muss gute Voraussetzungen in der
Gemeinde vorfinden: Zum Beispiel Anlaufstellen für Bürgerinnen und Bür-
ger, die sich engagieren wollen und daher nach einer kompetenten Bera-
tung und einer für sie passenden Tätigkeit verlangen. Allgemein benötigen
wir viel mehr bürgerorientierte Gemeinden, in denen alle, vom Bürgermeis-
ter bis zum Verwaltungsmitarbeiter, bemüht sind, Türen zu öffnen und at-
traktive Gelegenheiten zur bürgerschaftlichen Mitwirkung zu schaffen. 

Ein gutes Beispiel dafür bilden die Generationendörfer in Stadt und Land
Salzburg. Sechs Generationendörfer und ein Generationenstadtteil arbei-
ten an einem neuen Miteinander. Durch viele Projekte und Veranstaltungen
werden die Generationen vor Ort unterstützt, wird eine Kommunikations-
kultur gefördert, wird ein Ort der Solidarität geschaffen.

Senior/innen unterrichten Schüler/innen in der Hauptschule: Foto: Gemeinde   
Werkunterricht in der Gemeinde St. Koloman.    

Schüler/innen der Hauptschule Goldenstein erteilen EDV-
Unterricht für die Senior/innen in der Gemeinde Elsbethen. Foto: Gemeinde
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Kerstin Kärnekull
Swedish Cohousing Association
Kollektivhus NU

Färdknäppen – a different kind of house

Färdknäppen is a house for people in ”the second half of life”. In other
words it is not a house exclusively for elderly and not an ordinary collec-
tive house. It is a community-owned apartment house located on Söder-
malm in Stockholm. Here we are developing a community in our daily
lives, that makes life easier and more fun when the "togetherness” of
family life and working life diminishes as we grow older.

• We have cooking groups that prepare communal meals on week
days.

• We take care of our house and garden ourselves.
• We learn from one another while carrying out our daily chores.
• We can help each other keep our spirits up if – or when – our 

strength declines.

The ground floor of Färdknäppen includes a large entrance area, a com-
mon kitchen, dining room, living room with library, internet PC and
sewing corner, weaving room, laundry room and a hobby/carpentry room.
The house consists of 43 apartments comprising 1, 2 or 3 rooms each

(with kitchen) measuring between 37 to 75 square meters and large col-
lective areas. Most of the collective space is located in the ground floor
and. The area is flexibly planned for a diversity of need. A garden with
trees, flowers and grass belongs to the house and is reach from the din-
ing room. On the top floor of the house, there is an all-purpose room with
a fireplace and an adjoining open-air roof garden.

The basement includes individual storage rooms and our collective
pantry/food storage rooms plus a recreational/exercising room, a sauna
and a small photography lab. We also have a small office, with a com-
puter and a scanner, a copying machine and office supplies etc. which
can be used by everyone. There are also two small guest rooms available
at a very low cost to out-of-town guests. In other words, everyone living
in the house has – for the price of an average sized apartment – access
to a home of ca 400 square meters!

The communal area is part of everone’s home and the entrance door to
this home is Färdknäppen´s main entrance out onto the street. We all
feel at home inside this door and all over the house.

For whom is this house planned?
You move into Färdknäppen when family and children no longer dictate
your needs. In order to live in Färdknäppen you should be 40 years old
or older and no longer have children living in your home. And you should
embrace the idea of collective living in "the second half of life”.

It is important that the people living in Färdknäppen are of various ages.
Ideally about half of the residents will still be working and half will be
retired and, so far, this has been the case. Those who are still actively
working bring fresh impulses to the house and receive, in return, service
by the pensioners, who have more time to spend preparing meals and
caring for the house.
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Everyone who lives in the house must take part in a cooking group and
in a cleaning group (every sixth weeks). This doesn’t mean, though, that
everyone must be a good cook or that everyone must do exactly as much
as everyone else. "From each according to their ability” as it’s stated in
the rules of the association Färdknäppen.

Why live in this way?
The advantages of living in Färdknäppen are many and of course different
for different individuals. How much social contact and  "togetherness” one
desirers varies from person to person and from one period to another.
Aside from social contact, living in Färdknäppen also involves substantial
practical and economic advantages. Communal meals save large amounts
of time and are less expensive than preparing meals individually.

In Färdknäppen we don’t need a private washing machine, sewing ma-
chine, computer, broadband, TV, daily newspaper etc. Acess to a car-
pentry room and tools make repairs and maintenance possible which
otherwise would have to be done by professionals.

Even though most of the apartments are relatively small, it is possible
to entertain guests and to arrange parties here. The house is not off-
limits for children. Children and grandchildren are frequent guests in
the house. Often grandparents take care of their grandchildren in order
to give parents a break. It is easy to activate and to amuse children in
Färdknäppen.

We who live in Färdknäppen, about 50 persons from 43 to 97 years old,
have a wealth of experience and knowledge after a long life and we can
share this with each other. One learns something new every day in Färd-
knäppen and the collective is rich in material and human resourses.

Planning, preparing and sharing the main meal of the day, five days a
week, is the main activity around which man other activities originate

and develop. The eating is voluntary! We arrange lectures, musical eve-
nings, pub evenings, go to the theatre together, go bird watching etc.

Of course this form of life involves many conflicts also, but even con-
flicts can be enriching and we learn every day more about how to
solve them.

How did Färdknäppen originate?
The initiative to create Färdknäppen was taken by a number of middle-
aged people, who were concerned about their future and what their liv-
ing conditions would be as they aged. They formulated two questions:

• How can middle-aged and elderly people help each other acquire 
more social contact, have a better quality of life and be less depen-
dent on community service through living closer to each other in a 
suitable environment?

• How should an apartment be designed on order to encourage
middle-aged people to leave "the empty nest” when children have 
moved out, so that the large apartment again can be used by fami-
lies with children?

The answer today is embedded in Färdknäppen. But the route to the com-
pleted house was long. In 1987 an association was established and for
two years we discussed our ideas, searched for possible projects and
called on politicians and other decision makers. In 1989 – when the com-
munity owned housing company "Familjebostäder” offered to build a
house for us on the site at Södra Station – we began an intensive dialog
with architects, project supervisors and builders concerning the plan-
ning, the interior decoration and appliances for the future house. This co-
operation has resulted in a house which closely corresponds to our orig-
inal vision. The house functions well in our daily lives. If you want to
know more about Färdknäppen or want to visit us to study the house,
please contact.

Kollektivhusföreningen Färdknäppen
Fatbursgatan 29 A  ·  S-118 54 Stockholm
Tel.: +46 8 668 95 85
E-Mail: monica.wo@spray.se / Internet: www.fardknappen.se
oder
AB Familjebostäder
Box 49103  ·  S-100 28 Stockholm
Tel.: +46 8 737 20 00 / Fax: +46 8 737 21 38
E-Mail: familjebostader@familjebostader.com

Kerstin Kärnekull
*1942. Architektin. Mitglied der Forschungsgruppe „Bo i gemens-
kap“ (Leben in Gemeinschaft). Vorsitzende des Wohnprojektes
Färdknäppen e.V. in Stockholm, Schweden. Im Bereich Forschung
und Entwicklung hat sie mit der nationalen Architektenkammer
und dem Schwedischen Verband der kommunalen Wohnungsbau-
gesellschaften (SABO) zusammengearbeitet. Sie war Geschäfts-
führerin des Weiterbildungsinstituts für Management im Bereich
Bauausführung und Wohnungswesen (BFAB). Zudem ist sie als
Künstlerin aktiv und malt bevorzugt Kühe und andere Tiere auf
dem Bauernhof.

Eating is voluntary! Foto: Kerstin Kärnekull
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Tineke van den Klinkenberg
International Longevity 
Center ICL/Zorg voor Later, 
Utrecht, Holland

ILC Zorg voor Later – 
Planning the Future Today

In den Niederlanden ist der Trend ähnlich wie in vielen anderen Ländern:
Getrennte Wohnformen (Heime ausschließlich für pflegebedürftige
Ältere) sind überholt. – So lange wie möglich selbstständig wohnen lau-
tet die Devise. Ergebnis: Immer weniger Menschen müssen in ein her-
kömmliches Pflegeheim aufgenommen werden. 

Etwa 6,5% der 2,3 Mio. Menschen über 65 Jahre leben in einem Heim.
75 % von ihnen sind Frauen – mehr als 50% sind 85 Jahre alt oder älter.
Etwa 6% der Menschen über 65 werden ins Pflegeheim kommen. Bei
den über 85-Jährigen sind es 15%. 

Daneben zeichnen sich weitere Trends ab: 
• Die niederländische Bevölkerung altert schnell.
• Die baulichen Gegebenheiten entsprechen nicht den Bedürfnissen 

dieser Gesellschaft – es fehlen über eine Million schwellenfreie 
Wohnungen.

• Krankheitsvorsorge, Behandlung im Krankheitsfall und Pflege 
älterer Menschen entsprechen im heutigen System nicht 
den sich ändernden Bedürfnissen; außerdem wird das Personal 
knapp.

• Multigenerationelles Planen, Sanieren und Bauen

Wir brauchen daher zeitgemäße Wohn-Versorgungs-Kombinationen vor
allem in der vertrauten Umgebung, wobei Eigeninitiative zur Gestaltung
eines sozial und physisch optimalen Umfelds führt und technische Lö-
sungen angenehmes Leben im Alter mit hoher Lebensqualität und Kon-
takten zwischen unterschiedlichen Generationen ermöglichen. Zu die-
sem Zweck müssen wir kleinere Gruppen Gleichgesinnter stimulieren,
die gemeinsam in Wohnungen und Quartieren, in denen sich alle
Generationen wohlfühlen, leben wollen, falls erforderlich mit Unter-
stützung. 

Beispiel Sittard Wohnpflegelandschaft
• Appartementhäuser (Miet- und Eigentumswohnungen) 

für Ältere und Familien mit kleinen Kindern in einer Parklandschaft.
• Beim Park wurde auf Sicherheit geachtet; tagsüber hat 

jeder Zugang, nachts wird das Tor geschlossen.
• Grundschule, Schwimmbad, Café, Restaurant und Kapelle
• Junge Menschen pflegen den Park im Rahmen ihrer 

Berufsausbildung.
• Es gibt Schlafräume für ältere Menschen mit Demenzerkrankungen.
• In der Schule nehmen Junge und Alte gemeinsam die 

Mahlzeit ein.
• Ältere entlasten Eltern mit kleinen Kindern, indem sie zum Beispiel 

Arztbesuche übernehmen.

Pflegegenossenschaft Hogeloon
• Pflegebedürftige Ältere mussten umziehen, weil sie nicht versorgt 

werden konnten.
• Die Lösung: Eine Genossenschaft, deren 140 Bewohner Genossen-

schaftsmitglieder sind.
• Vermittlerrolle zwischen Nachfragern und Anbietern von 

Pflegeleistungen und Wohnraum
• Die Mitglieder können gemeinsam „Druck“ ausüben.
• Für spezifische Pflegeaufgaben beschäftigt die Genossenschaft 

eigene Pflegekräfte, die ältere Menschen im eigenen Heim 
betreuen.

• 25 Ehrenamtliche
• Kleinere Reparaturen werden erledigt, es gibt Essgruppen usw.
• Alt und Jung bleiben gemeinsam im Dorf wohnen.

Tineke van den Klinkenberg
ILC Zorg voor Later 
Postbus 680
3720 AR Bilthoven, Nederland
Tel.: 0031- (0)30 2296070
E-Mail: info@zorgvoorlater.com / t.v.d.klinkenberg@planet.nl
Internet: www.zorgvoorlater.com

Tineke van den Klinkenberg
*1947. Promovierte Soziologin der Freien Universität Amsterdam.
Seit 2004 als freie Beraterin in den Bereichen Integration- und
Sozialpolitik sowie in der Kommunal-Politk größerer Städte tätig.
Chefredakteurin von „Vitale Stad“ (Fachzeitschrift für städtische
Erneuerung und Lebensqualität). Gremienarbeit: Vorstands-
mitglied des ILC Zorg voor Later, Mitglied des Aufsichtsrats der
Wohungsbaugesellschaft „Eigen Haard“, Botschafterin des
Forums für Demokratische Entwicklung, Vorstandsvorsitzende von
Spaarnestad Photo, Aufsichträtin bei Intervolve und Cordaan
sowie Mitglied des Programmrats der RVU, der Platform für
Pflege Innovation und der Arbeitsgruppe für Soziales der Cie
Vlaandern Nederland. 
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Dr. Mariano Sánchez Martínez
University of Granada, Spain
Spanish Intergenerational
Network

Intergenerational Cohousing. 
Three Spanish Examples

"There is growing interest among older people in cohousing communities,
where they can control their own self-contained accommodation and live
as a mutually supportive group with some common space” (Department for
Communities and Local Government, 2008: 100). This quotation issued in
the UK could hardly have been stated regarding contemporary Spanish
older adults.

A 2006 national survey asked persons 65 and older living in Spain which
would be their choice of housing in case of becoming dependant on sup-
port and care from someone else; 77.1% would rather like being cared at
home and only 0.4% would choose cohousing with older adults. Actually
the latter was the least preferred option in the sample interviewed. Put it
simply: Spanish older adults want to age at home, as close as possible to
their relatives (spouse, children, siblings, and so on).

Our society is still one of the most family-centred in Europe. The OASIS
study – a comparative research on family solidarity in five countries
(Norway, England, Germany, Spain, and Israel) – concluded that "Spain
indeed has the highest level of ‘associational solidarity’, as indicated by
the frequency of contact between parents and children […]. This is, how-
ever, partly due to the higher co-residence rates in Spain, which may be a
consequence of fewer opportunities for independent living than of person-
al choice. Separate households between generations is a growing trend
globally [...] the majority in four of the five countries is negative towards
shared households. If they could no longer manage by themselves in old
age, they would rather move to a nursing home than reside with a child.
Spain is the only exception to this pattern, with a majority of elders in
favour of co-residence. Younger Spaniards are more reluctant to share
households between generations, as are both the younger and older gen-
erations in the more northern countries" (Daatland & Lowenstein, 2005:
177). Therefore, Spanish culture on housing seems to be changing.
However, we still don’t see which kind of changes to that regard we will be
witnessing in the near future.

When I was invited to present at the conference on cohousing organized in
Mainz I wondered which worthy contribution might do a Spaniard to such
an international event. My choice was presenting some recent and scarce
examples of intergenerational cohousing developments in the country.
Why? Because these examples seem to show some profiles of the changes
on housing culture aforementioned.

I argue that our strong tradition in intergenerational familial co-resi-
dence – or at least proximity and solidarity – may be a good asset to
move towards new models of non-familial intergenerational housing. In
fact, I concur with Martin Kohli when he says: "The concept of genera-

tion can be defined with regard to society or to family – two levels
which are usually analyzed separately but need to be treated in a uni-
fied framework” (Kohli, 2005: 518). Intergenerational cohousing may
well be one of the components of such a unified (and new) framework,
one able to demonstrate the link between familial and non-familial
intergenerational relationships.

Example 1: Intergenerational home-share. Live and Live Together

Live and Live Together (LLT) is an intergenerational programme under the
leadership of Caixa Catalunya, a savings bank whose headquarters are
based in Barcelona. This institution launched in 1996 a shared-housing pro-
ject aimed to meet needs from both older adults living alone and young col-
lege students looking for an affordable accommodation. "Under this pro-
gramme, students find a suitable and economically accessible form of
accommodation in the homes of elderly people and, by way of return, offer
valuable companionship to old people who live alone” (Pérez & Subirats,
2007: 21). 

More than three hundred intergenerational matches have been organized
since the programme’s inception. Dislike other cohousing initiatives the LLT
programme requires a strong and well coordinated mediation by a team of
social workers and psychologists responsible for interviewing candidates
and making the follow up of daily living together. However, once the par-
ticipants get to know each other they usually remain in the programme: "As
the relationship progresses and consolidates, the bonds become stronger
and the initial and ‘pragmatic’ reasons and needs that led them to join the
programme are matched by others based more on the relationship” (Pérez
& Subirats, 2007: 57).

LLT has been evaluated. Among its main achievements are the following: it
enables understanding and communication between generations, increas-
es participants’ quality of life, promotes new vitality for seniors, increases
both a sense of being useful and solidarity, enables older persons to remain
more years at home as it is their wish, enhances responsibility among
young students, improves older persons’ health, and promotes exchange
and dialogue between different age groups thus weakening age stereo-
types and discrimination.

Example 2: Intergenerational Public Cohousing in Alicante

This second example is a different one. Older people who either don’t own
a house or whose house doesn’t gather conditions for them to live com-
fortably are invited to apply for a so-called social dwelling. Similarly,
younger people trying to find an affordable place to live may apply too.
Since it is a public initiative, both older and younger applicants have to
meet certain requirements in terms of low income. The City Council in
Alicante decided to connect elder’s and youth’s needs for proper and cheap
housing. In 2008 it opened a new building including seventy two intergen-
erational apartments, a day care centre for frail older people, and a health
centre.

Therefore, what we have in Alicante is an intergenerational community liv-
ing together in seventy two apartments – fifty-six of them for people older
than 65 and sixteen for youth under 35 years old. The latter do sign a con-
tract through which they devote some four hours of their weekly time to
render service to their older neighbours. According to the leading institu-
tion of this project, intergenerational cohousing like this one has important
benefits for older people: isolation and social exclusion is reduced, elder’s
quality of life is improved because they have access to more and better ser-
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vices, intergenerational exchange of knowledge is fostered, older people’s
expectancy to live independently grows, and general mood of these older
residents cheers up.

Younger dwellers in this facility acknowledge that age is not as impor-
tant as they thought to be. In fact, some of them think now that when-
ever they become elders they would like to live with youth and to have
opportunities for intergenerational exchange of experiences. It seems
obvious that this kind of housing helps to prevent the existence of ghet-
toes for elderly people.

Example 3: Intergenerational Public Housing in Valladolid

Valladolid is a city located some two hundred kilometers Northwestern
Madrid. The local City Council and the University are developing a
model of intergenerational cohousing which links some of the features
from examples 1 and 2 above. As in case 1, young college students are
invited to participate. Moreover, it is a public funded initiative likewise
case 2. Two intergenerational buildings are currently in place and func-
tioning. In the first one, fourteen retired older people live under the
same roof with three younger college students; the second building
gathers an intergenerational community integrated by nineteen elderly
people and five students.

"It is not just that we live in the same building but it is more about helping
each other and acting as a big family", stated to the press one of the ten-
ants. Both buildings have 45 square metres individual apartments as well
as some shared facilities such as a computer room. Older and younger res-
idents are convinced that through daily and friendly interaction a sense of
community and family shall arise among them: "We don’t want just to be
neighbours, we would like to connect and establish closer bonding", says
one of the retirees.

College students in these facilities are committed to support their older
neighbours and to develop activities aimed at enhancing social fabric not
only within their own intergenerational buildings but in the local neigh-
bourhood too. Hence, the communitarian focused of this intergenerational
cohousing model.

Spanish Intergenerational Network
Facultad de Ciencias Politicas y Sociologia
Recotr López Argüeta, s/n
18071 Granada, Spanien
E-Mail: marianos@ugr.es
Internet: www.redintergeneracional.es 

Dr. Mariano Sánchez Martínez
Ordentlicher Professor im Fachbereich Soziologie an der
Universität von Granada in Spanien und fachlicher Koordinator
des Spanischen Intergenerationellen Netzwerks. Mitglied des
Lenkungsausschusses des International Consortiums for Inter-
generational Programmes (ICIP). Ehrenmitglied der Association of
Education and Ageing in Großbritannien. Mitherausgeber des
Journal of Intergenerational Relationships. Durchführung der
ersten Bestandsaufnahme und Evaluationsforschung zu interge-
nerationellen Praxis und Programmen in Spanien in Hinblick auf
die Förderung aktiven Alterns. Mitglied bei OFECUM – eine
gemeinnützige Organisation, die sich für die Umsetzung interge-
nerationeller Programme in Granada, Spanien einsetzt.

References

Daatland, S.O. & Lowenstein, A. (2005). Intergenerational solidarity and the family-welfare state 
balance. European Journal of Ageing, 2(3), 174-182.

Department for Communities and Local Government (2008). Lifetime Homes, 
Lifetime Neighbourhoods. A National Strategy for Housing in an Ageing Society.
London: Communities and Local Government Publications.

Kohli, M. (2005) „Generational Changes and Generational Equity“. In M.L. Johnson (Ed.), 
The Cambridge Handbook of Age and Ageing (pp. 518-526). Cambridge: Cambridge University Press.

Pérez, M. & Subirats, J. (2007). Live and Live Together. A Person-to-Person Experience.
Barcelona: Viure i Conviure Foundation.



52

9.00 Uhr Begrüßung
Kurt Merkator, Dezernent für Soziales, Jugend und Finanzen der Stadt Mainz
Malu Dreyer, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen
Rolf Novy-Huy, Stiftung trias
Volker Amrhein, Projektebüro „Dialog der Generationen“

9.30 Uhr Impulsvortrag
Wohnprojekte – Keimzellen für Bürgerengagement in Wohnhaus, Nachbarschaft und Gesellschaft
Dr. Albrecht Göschel, Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V., Bundesvereinigung

10.30 Uhr Kaffeepause

11.00 – 
13.00 Uhr Fachforen

Forum 1: Entwicklung von gemeinschaftlichen Wohnformen am Beispiel 
Dr. Harald Mollberg, Alternativ Wohnen 2000, Kassel
Horst Stowasser und Gruppe, Projekt „Eilhardshof“, Neustadt an der Weinstraße
Rolf Novy-Huy, Stiftung trias Wohnförderung als Generationenprojekt
Moderation: Norbert Schäfer, Kaiserbacher Mühle, Klingenmünster

Forum 2: Beratungsangebote für neues Wohnen
Ingeborg Dahlmann, Niedersachsenbüro – Neues Wohnen im Alter
Gabi Frank-Mantowski, MASGFF RLP – Kooperationsforum für gemeinschaftliches Wohnen in Rheinland-Pfalz
Gregor Jekel, Die Vorstudie zur Berliner Netzwerkagenturfür generationsübergreifendes Wohnen, DIFU Berlin
Moderation: Rainer Kroll, Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V., BV

Forum 3: Bürgerschaftliches Engagement in Wohnberatung und Netzwerkarbeit
Anne Leyendecker, MITEINANDER – Wohnen in Verantwortung e.V.
Stefanie Adler, Kompetenznetzwerk Wohnen – Neue Formen der mobilen Beratung, Bundesarbeitsgemeinschaft Seniorenbüros e.V.
Gerda Zeuss, Allen gerechtes Wohnen als Spiegelung der Wohnumgebung
Moderation: Berit Herger, Beratungsstelle LebensWohnraum, Mainz

Forum 4: Wohnprojekte als Kooperationspartner von Mehrgenerationenhäusern
Peter Reuter, Mehrgenerationenhaus „Römerquellentreff“, Mainz-Finthen
Dr. Eberhard Hesse, PRO DEM e.V. im Schaumlöffelhaus Stuhr-Brinkum
Moderation: Harald Müller, MASGFF RLP

Forum 5: Wohninitiativen in engagierter Nachbarschaft
Heidrun Eberle, NachbarschaftsBörse am Ackermannbogen, München
Tanja Hahn, Haus Noah, Ludwigshafen
Moderation: Helene Rettenbach, PlanWerkStadt – Selbstbestimmt wohnen

Forum 6: Von den Grenzen der Belastbarkeit – Häusliche Pflege und Dienstleistung
Doris Knaier, Urbanes Wohnen e.V.
Theresia Brechmann, „Wohnen im Quartier“ – Das Bielefelder Modell
Moderation: Gisela Wissing, Generationenhof Landau

13:00 Uhr Mittagspause

14.30 Uhr Podiumsdiskussion: Europäische Initiativen für gemeinschaftliches Wohnen und engagierte Nachbarschaften
Dr. Anita Moser, Salzburger Bildungswerk, Generationendörfer in Österreich
Tineke van den Klinkenberg, International Longevity Center ICL – Zorg voor Later, Utrecht, Holland
Mariano Sánchez Martínez, Red Intergeneracional del IMSERSO, Spanien
Kerstin Kärnekull, Swedish Cohousing Association Kollektivhus NU – The First International Collaborative Housing Conference 2010
Moderation: Iris Marreel, Projektebüro „Dialog der Generationen“

16.00 Uhr Get Together – Das offene Gespräch am Ende der Diskussionen

Fachtag  MEHR ALS WOHNEN –  12. November 2008 in MainzTagungsprogramm:


